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4  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

WENN GEWISSHEITEN SCHWINDEN
Erleben wir eine Zeitenwende? Die Krisen 
häufen sich. Die Konflikte weltweit nehmen 
wieder zu. Terror breitet sich aus. Das Klima 
des Planeten wandelt sich. Alte Wahrheiten 
und Gewissheiten, Allianzen und Bündnisse 
werden zunehmend in Frage gestellt.

All dies verursacht bei zahlreichen Menschen 
ein diffuses Gefühl von Unsicherheit, auch 
wenn wir selten trennscharf sagen können, 
was die eigentliche Ursache hierfür ist. Schon 
lange nicht in Deutschland, das derzeit im 
internationalen Vergleich ein Hort der Stabili-
tät ist, mit hohen Staatseinnahmen, sicheren 
politischen Verhältnissen, funktionierenden 
Institutionen und niedriger Arbeitslosigkeit.

Doch auch hierzulande sind Ängste und 
Befürchtungen verbreitet. Hinter ihnen 
steckt womöglich eine Entwicklung, die 
wir bisher kaum konkret wahrnehmen, weil 
wir stille Veränderungen selten registrie-
ren. Trotz aller aktuellen Voraussagen der 
Forschungsinstitute, des Internationalen 
Währungsfonds oder der Weltbank, die von 
einer anziehenden Weltkonjunktur berichten, 
befinden sich die Wachstumsraten in den 
weit entwickelten Staaten in einem bereits 
länger andauernden Abwärtstrend: Ihre 
Volkswirtschaften produzieren – über einen 
Zeitraum von Jahrzehnten betrachtet – immer 
geringere relative Wohlstandszuwächse.

Damit schwindet die Möglichkeit, möglichst 
große Teile der Gesellschaft an der Verteilung 
von immer mehr Wohlstand teilhaben zu las-
sen. Die Vorstellung, dass es künftige Genera-
tionen immer besser haben werden, gerät ins 
Wanken. Dies ist eine grundlegend neue Er-
fahrung, denn die vom Wachstumsrückgang 
betroffenen Gesellschaften sind mit nichts 
Anderem als Wachstum groß geworden. Sie 
haben ihre Systeme danach ausgerichtet und 
sind an vielen Stellen darauf angewiesen. Die 
Abhängigkeit ist so groß, dass angemessene 
Renten, ordentliche Infrastrukturen oder die 
Rückzahlung von Schulden ohne Wachstum 
nicht vorstellbar sind. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel hat es einmal so korrekt wie 
hilflos formuliert: „Wachstum ist nicht alles, 
das ist wahr. Aber ohne Wachstum ist alles 
nichts.“1

Ohne Wachstum verschärfen sich die Ver-
teilungskämpfe – nicht nur innerhalb von 
Gesellschaften, sondern auch zwischen 
Kulturen und Religionen, zwischen Staaten 
und Kontinenten. Weil das Wachstum 

schwächelt, steigen in fast allen entwickelten 
Ländern die Schuldenstände, sowohl der 
Staaten selbst, als auch der Unternehmen 
und Bürger. Sollten die Wachstumsraten in 
den Industrienationen auf niedrigem Niveau 
verharren oder gar weiter sinken, dürfte 
es schwer fallen, diese Schulden je wieder 
zurückzuzahlen.

Erleben wir eine „säkulare 
Stagnation“?

Die Frage ist, ob sich die Wachstums
schwäche wieder auflöst, durch neue 
Erfindungen, Technologien und den Durch-
marsch der Daten und Roboter, wie es die 
„Industrie 4.0“ verheißt. Oder ob es sich um 
eine „säkulare Stagnation“ handelt, wie sie 
der US-amerikanische Ökonom Lawrence 
Summers beschrieben hat, um eine Wachs-
tumsanämie, die über eine sehr lange Zeit 
andauert.

Nach allen verfügbaren Statistiken hat sich 
der Wachstumsrückgang über Jahrzehnte 
verfestigt. Er ist dauerhaft und strukturell 
bedingt. Kurz gesagt, ist er größtenteils eine 
Auswirkung des Erfolgs der Menschen in den 
weit entwickelten Ländern: Weil sie mehr 
Bildung mitbekommen und es ihnen immer 
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besser geht, bekommen sie weniger Nach-
wuchs und leben immer länger. Das Bevöl-
kerungswachstum klingt langsam aus, die 
Gesellschaften altern. Dieser demografische 
Wandel gilt als eine der Hauptursachen für 
das rückläufige Wirtschaftswachstum. Die 
Stagnation wäre demnach eine logische, 
systemimmanente Folge des sozioökono
mischen Fortschritts und ein, womöglich 
das große Thema des 21. Jahrhunderts. Denn 
dieser Trend trifft nicht nur die Industrie-
nationen, sondern – zeitversetzt, aber mit 
höherem Tempo und stärkerer Wucht – längst 
auch die ersten Schwellenländer von China 
bis Brasilien. Ihm folgen alle Länder, die sich 
auf den Entwicklungspfad begeben.

Ob diese Länder tatsächlich in einer säkula-
ren Stagnation stecken beziehungsweise in 
diese hineintreiben, lässt sich zum heutigen 
Zeitpunkt naturgemäß nicht sagen. Die These 
dieser Studie lautet: Es ist höchst unwahr-
scheinlich, dass die Industrienationen zu den 
hohen Wachstumsraten der Vergangenheit 
zurückkehren. Wir suchen deshalb nicht nach 
Möglichkeiten, die gute alte Zeit des hohen 
Wachstums wiederzubeleben, sondern 
fragen nach den tiefer liegenden Gründen 
der Stagnation und ihren Auswirkungen 
auf Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Wir 
stellen fest, dass die Politik bislang keine 
Antworten auf eine längerfristige, strukturell 
bedingte ökonomische Stagnation hat. Das 
ausklingende Wirtschaftswachstum führt 
noch nicht einmal notwendigerweise zu we-
niger Umweltzerstörung. Denn bei den Versu-
chen, es gegen den Trend wiederzubeleben, 
könnten umweltfreundliche, aber zunächst 
einmal kostspielige Technologien und Pro-
duktionsprozesse auf der Strecke bleiben. 
Eine Stagnation erfüllt nicht nebenbei und 
von alleine den alten Traum von Naturschüt-
zern von einem Ende des Wachstums.

Ohne Plan B in die Zukunft

Die weit entwickelten Gesellschaften haben 
bisher nicht ernsthaft an einem „Plan B“ 
gearbeitet, der sich damit beschäftigt, wie 
ein Wohlergehen der Menschen bei rückläu-
figem oder überhaupt keinem Wachstum zu 
garantieren wäre. Die Mehrheit der Politiker, 
Ökonomen und vermutlich auch der Bürger 
sehen Wachstum als Naturgesetz. Sollte 
sich dies als Illusion erweisen, haben wir 
keine Strategie. Wir haben uns nie um ein 
Leben ohne Wachstum gekümmert, obwohl 
es dafür schon lange gute Gründe gäbe. Die 
Wissenschaften der Ökologie und der Physik 
jedenfalls erklären schon seit langem, dass 
ein dauerhaftes Wachstum der Wirtschaft, 
also ein permanenter Zuwachs an Gütern 
und Dienstleitungen in einem geschlossenen 
System wie dem Planeten Erde, nicht möglich 
ist. Es verstößt gegen den Zweiten Hauptsatz 
der Thermodynamik, der unter anderem 
besagt, dass jede Umsetzung von Materie zu 
einem Zustand höherer Entropie führt. Die 
Entropie ist ein Maß für die Unordnung und 
damit indirekt auch für die Umweltzerstörung 
in der Welt.2

Diese nüchterne Erkenntnis hat bisher nicht 
zu einem globalen Umdenken, zu einem Sieg 
der Vernunft geführt. Stattdessen kündigt 
sich nun ein Ende des Wachstums aus struk-
turellen Gründen, also durch die Hintertür an. 
Doch auch die Auseinandersetzung damit ist 
eine unbequeme politische und gesellschaft-
liche Aufgabe. Sie erfordert das Eingeständ-
nis, dass wir wenig daran ändern können, 
wenn die goldenen Zeiten des „immer Mehr“ 
zu Ende gehen. Sie erfordert die Einsicht, 
dass die Gesellschaften einen neuen Vertrag 
für die Verteilung des Wohlstandes aushan-
deln müssen. Sie bedeutet nichts anderes, 
als dass wir das langsame Verschwinden 
des Wachstums nicht als Verlust begreifen 
dürfen, sondern als neue Normalität zu 
akzeptieren haben.

Diese Erkenntnis ist sowohl für Ökonomen 
wie auch für Ökologen ein harter Brocken. 
Die meisten Wirtschaftswissenschaftler 
müssten mit einem zentralen Dogma bre-
chen, denn das Wachstum steht im Zentrum 
der meisten ihrer Theorien. Und die Natur-
schützer müssten zu Kenntnis nehmen, dass 
nicht ihre jahrzehntelangen und gut begrün-
deten Warnungen vor Artenschwund, Schad-
stoffemissionen und Klimawandel den Weg 
in das Postwachstum bahnen, sondern der 
ganz normale Lauf der sozioökonomischen 
Entwicklung.

Dabei bedeutet eine säkulare Stagnation 
die einzigartige Chance, die Interessen von 
Ökonomie und Ökologie zu versöhnen. Volks-
wirte und Naturwissenschaftler sollten sich 
zusammensetzen und ergründen, wie sich ein 
nachhaltiges Leben in den weit entwickelten 
Ländern unter diesen neuen Rahmenbedin-
gungen organisieren lässt. Und sie sollten 
möglichst rasch die ganze Gesellschaft in 
diese Diskussion mit einbeziehen. Denn eine 
Welt mit weniger oder ohne Wachstum wird 
sich fundamental von jener unterscheiden, 
die wir kennen und lieben gelernt haben.

Berlin, im Juni 2017

Reiner Klingholz
Direktor Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung

Eckard Minx
Vorstandsvorsitzender Daimler und Benz 
Stiftung
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE
Das Wachstum schwindet

Auf internationalen Gipfeln, in den Wirt-
schaftswissenschaften, im Grundgesetz 
oder in den Wahlprogrammen fast aller 
Parteien findet sich das gleiche Ziel: Wirt-
schaftswachstum. Aber wie realistisch ist 
die Vorstellung von einem immerwährenden 
Wachstum, das den Menschen dient? In al-
len Industrienationen jedenfalls hat es sich 
bereits erheblich reduziert. Zum Beispiel in 
Deutschland: Dort lag das jährliche Wachs-
tum im Mittel der 1950er Jahre noch bei rund 
acht Prozent, halbierte sich in den 1960ern 
und erreichte im Mittel der Jahre 2011 bis 
2016 nur noch rund 1,5 Prozent. 

Besonders stark und rasch hat Japan den 
Rückgang erlebt: Während die Wirtschaft in 
den 1960er Jahren noch um gut 10 Prozent 
pro Jahr wuchs, ist das Wachstum seit 1990 
auf Durchschnittswerte um 1 Prozent abge-
sunken. Ökonomen wie der US-Amerikaner 
Lawrence Summers, ehemaliger Chefökonom 
der Weltbank, sprechen vor diesem Hinter-
grund von einer „säkularen Stagnation“ in 
den früh entwickelten Ländern – von einer 
Wirtschaftsschwäche, die über einen sehr 
langen Zeitraum anhält. Mittlerweile erleben 
auch die ersten Schwellenländer den Trend 
zu weniger Wachstum.

Wachstumshemmnisse werden 
stärker

Der Wachstumsrückgang in den Industrie
gesellschaften ist Folge struktureller Verän-
derungen in den entwickelten Gesellschaften. 
So verlieren die wichtigsten Wachstumstrei-
ber der Vergangenheit an Dynamik: Erstens 
klingt das Bevölkerungswachstum aus; 
zweitens erhöhen sich, trotz Globalisierung 
und digitaler Revolution, Innovationskraft 
und Produktivität immer langsamer; drittens 
nimmt in vielen Gesellschaften die Ungleich-
heit zu und begrenzt die Konsummöglichkei-
ten der unteren Einkommensschichten; und 
viertens wirken sich ökologische Schäden 
zunehmend bremsend auf die wirtschaftliche 
Entwicklung aus. 

Die Wachstumsverlangsamung ist in Teilen 
das Resultat einer eigentlich positiven und 
erwünschten sozioökonomischen Entwick-
lung: Moderne medizinische Versorgung, 
weniger verschleißende Arbeitsbedingun-
gen, funktionierende Sozialsysteme und 
mehr Bildung lassen den Wohlstand und 
die Lebenserwartung steigen – und die 
Kinderzahlen sinken. Dadurch altern die 
Gesellschaften, teilweise beginnen sie zu 
schrumpfen. Der Konsum weitet sich nicht 
mehr so schnell aus. Kurz gesagt: Weil es den 
Menschen immer besser geht, verlangsamt 
sich das Wirtschaftswachstum. 

Klassische Instrumente der 
Konjunkturpolitik versagen

Um wirtschaftliches Wachstum anzukurbeln, 
haben Regierungen und Zentralbanken in 
der Vergangenheit zu den klassischen Instru-
menten der Konjunkturpolitik gegriffen. Die 
Regierungen haben sich Geld geliehen und 
die öffentlichen Ausgaben erhöht, sie haben 
Subventionen kreiert oder Steuern reduziert, 
um den Konsum anzukurbeln. Die Zentral
banken haben die Zinsen gesenkt und den 
Markt mit billigem Geld geflutet, um staat
liche und private Investitionen zu erleichtern. 
Meist gelang es so, die Wirtschaft zurück auf 
den Wachstumspfad zu führen. 

Doch in einer strukturell bedingten Schwä-
che wie einer säkularen Stagnation werden 
diese Instrumente stumpf. Die Fiskal- oder 
die Geldpolitik können grundlegende Prob-
leme wie den demografischen Wandel oder 
die Ungleichheit in der Gesellschaft nicht 
beeinflussen. Dennoch greifen Regierungen 
und Zentralbanken, insbesondere jene von 
Japan und Europa, weiter auf die alten Mittel 
zurück. 

Die Folge: Die Schulden steigen, die alten 
Wachstumsraten kehren aber dennoch nicht 
zurück. Vor allem findet das viele Geld nicht 
den gewünschten Weg in wachstumsfördern-
de Investitionen, sondern erhöht die Gefahr 
neuer Finanzmarktblasen, wie sie der letzten 
großen Wirtschaftskrise 2007/08 vorausge-
gangen sind. Versuche, die Gesellschaften 
an ein strukturell bedingtes Abflauen des 
Wachstums anzupassen, gibt es bisher nicht.
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Wachstum ist groß

Die Folgen einer Wachstumsschwäche oder 
gar Stagnation sind vielfältig und wirken 
sich auf Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 
aus. Denn bislang sind die weit entwickelten 
Staaten in diesen Bereichen von Wachstum 
abhängig. Sie brauchen es einerseits, um 
ihre Schulden abzubauen. Andererseits 
stehen sie vor der großen Herausforderung, 
bei sinkenden Einnahmen aus Steuern und 
Beiträgen leistungsfähige Sozialsysteme 
für eine alternde Gesellschaft zu erhalten. 
Einige südeuropäische Krisenländer stehen 
aufgrund dieser Entwicklung schon heute am 
Rand der Handlungsfähigkeit. 

Auch in der Wirtschaft verursacht rückläu-
figes Wachstum größere Probleme. Die Un-
ternehmen müssen damit rechnen, dass die 
Gewinnaussichten sinken, der Investitions-
bedarf zurückgeht und sich der technische 
Fortschritt weiter verlangsamt. Die größte 
Gefahr wären massive Jobverluste. 

Wachsende Arbeitslosigkeit und eine erlah-
mende Wirtschaft könnten das tiefe Vertrau-
en der Menschen mindern, dass es ihnen 
von Generation zu Generation immer besser 
geht. Demokratien entstehen und sie tun 
sich in ihrer Existenz leichter, wenn sie kraft 
eines Wirtschaftswachstums den Wohlstand 
in der Breite verteilen können. Bei weiter 
schwindendem Wachstum werden politische 
Krisen oder der Aufstieg populistischer 
Kräfte wahrscheinlicher. Die offene und freie 
Gesellschaft, wie wir sie heute kennen, wäre 
gefährdet.

Weniger Wachstum,  
mehr Nachhaltigkeit?

Dass Wirtschaftswachstum auch Probleme 
mit sich bringen kann, ist spätestens seit dem 
Aufstieg der Umweltbewegung vor über 50 
Jahren bekannt. Seither ist einiges in Sachen 
Nachhaltigkeit geschehen, auf nationaler 
wie internationaler Ebene. Doch wer 2017 
Bilanz zieht, kommt nicht um die Erkenntnis 
herum, dass sich der Zustand des Planeten 
trotz aller Bemühungen in der Summe massiv 
verschlechtert hat.

Käme also der strukturell bedingte Rückgang 
des Wirtschaftswachstums in den Industrie- 
und ersten Schwellenländern gerade noch 
zur rechten Zeit? Funktioniert die Gleichung 
„mehr Wirtschaftswachstum = mehr Umwelt-
schäden“ auch mit „weniger“? 

Bisher haben globale Rezessionsphasen stets 
zu einem Rückgang der Umweltbelastung 
geführt – allerdings immer nur kurzfristig. 
Denn die Regierungen haben vielfach ökolo-
gisch Fragwürdiges unternommen, um neue 
Wachstumsimpulse zu erzeugen: Sie haben 
sich von Umweltvereinbarungen losgesagt, 
alte Technologien wie die Kohleverfeuerung 
wiederbelebt oder Energiesubventionen und 
Abwrackprämien erfunden. 

Um eine Wachstumsschwäche in eine 
nennenswerte „ökologische Dividende“ zu 
verwandeln, müssten nicht nur die Raten 
des Wirtschaftswachstums sinken, sondern 
auch der Ressourcenverbrauch pro Einheit 
Bruttoinlandsprodukt. Politik und Wirtschaft 
müssten das Wachstum auf jene Bereiche 
konzentrieren, die nachweislich zu einer 
Verbesserung der Umweltsituation beitragen, 
etwa im Rahmen einer regenerativen Ener-
gieversorgung. Ökologisch unerwünschte 
Wirtschaftsbereiche wie die Kohleindustrie 
müssten im Rahmen einer „schöpferischen 
Zerstörung“ möglichst schnell verschwinden.

Wie weiter? 

Sollte das Wachstum im Rahmen einer säku
laren Stagnation ausklingen, müssten die 
weit entwickelten Staaten einen grundsätz
lichen volkswirtschaftlichen Wandel bewälti-
gen. Sie müssten den Rückgang akzeptieren 
und das Gegensteuern mit alten, nicht mehr 
funktionierenden Instrumenten aufgeben. Sie 
müssten sparen, wo es sozial verträglich ist, 
auf neue Schulden verzichten und nach alter-
nativen Einnahmemöglichkeiten suchen. 

In einer Wirtschaft, in der immer mehr 
„intelligente“ Maschinen zum Einsatz kom-
men, wäre es beispielsweise sinnvoll, diese 
auch zu besteuern. Damit eine Maschinen-
steuer nicht einen erwünschten technischen 
Fortschritt behindert, sind nicht die Auto-
maten direkt, sondern die entsprechenden 
Firmeninhaber und Aktionäre heranzuziehen. 
Generell sollte der Faktor Arbeit nicht wei-
ter verteuert werden. Ein Weg, dies zu tun, 
wären sozial-ökologische Steuerreformen. 
Sie belasten umweltschädliches Verhalten, 
wie den Verbrauch von fossilen Energie
rohstoffen und reduzieren im Gegenzug die 
Lohnnebenkosten – etwa durch eine Senkung 
der Rentenbeiträge. 

Den Faktor Arbeit nicht weiter zu verteuern 
ist auch deshalb sinnvoll, weil weniger 
Wachstum weniger Arbeit bedeutet. Manche 
Experten fordern deshalb ein bedingungs-
loses Grundeinkommen, das die Menschen 
auch ohne bezahlte Beschäftigung sozial 
absichert. Andere sehen generell die Arbeits-
zeiten schrumpfen und eine Postwachstums-
gesellschaft mit geringeren Einkommen, aber 
hohem Zeitwohlstand heraufziehen. Ob eine 
der Varianten oder beide in Kombination 
Wirklichkeit werden, oder ob die Menschen 
in einer Welt mit weniger Wachstum sogar 
mehr arbeiten müssen um über die Runden 
zu kommen, ist völlig offen.
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Wenn im Juli 2017 in Hamburg unter deut-
scher Präsidentschaft die Gruppe der 20 
wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
zum „G20-Gipfel“ zusammenkommt, dann 
geht es neben anderen Themen wie Terroris-
mus, Migration oder Afrika um eine zentrale 
Frage: Wie erreichen wir in den einzelnen 
Staaten und auf globaler Ebene mehr 
Wirtschaftswachstum? 

Auf derartigen Gipfeln treffen sich regel-
mäßig ranghohe Politiker aus 7, 8 oder 20 
Staaten sowie Experten aus internationalen 
Behörden zu informellen Gesprächsrunden, 
um die wichtigsten globalen Aufgaben zu 
diskutieren. Und immer steht dabei die För-
derung des Wachstums auf der Agenda. So 
hatten sich beispielsweise die G20 bei ihrem 
Treffen in Pittsburgh 2009 dazu verpflichtet, 
„ein starkes, nachhaltiges und ausgewogenes 
Wachstum der Weltwirtschaft sicherzustel-
len“.1 Die G20-Agenda von 2014 in Australien 
sah vor, die Weltwirtschaft um zwei Prozent-
punkte über das erwartete Maß hinaus zu 
steigern, um damit „Millionen neuer Jobs“ zu 
schaffen.2 Auf dem G7-Gipfel 2015 im baye-
rischen Elmau gelobten die Teilnehmer, ihre 
„Bemühungen fortzusetzen, Wachstum für 
alle zu erreichen“.3 Auf dem G20-Gipfel des 

gleichen Jahres in der Türkei trafen sie sich, 
um „weitere gemeinsame Maßnahmen für 
ein starkes, nachhaltiges und ausgewogenes 
Wachstum zur Steigerung des Wohlstands 
unserer Bürger zu beschließen“.4

Hinter diesen Zielen und Wünschen, die ge-
legentlich eher an Beschwörungen erinnern, 
steht den offiziellen Verlautbarungen zufolge 
ein ehrenwertes Ziel: Mit dem Wachstum 
sollen Armut und Ungleichheit verringert 
werden sowie hochwertige Arbeitsplätze 
entstehen, und zwar möglichst überall auf 
der Welt. Es geht dabei aber nicht nur um 
einen besseren Lebensstandard für jeden 
Einzelnen, sondern auch um die Legitimation 
der Regierungen. Sie brauchen Wachstum, 
weil sie daran gemessen werden, ob und 
wie gut sie die Sozialsysteme und die 
Infrastrukturen finanzieren können, vom 
Straßenbau über den Sicherheitsapparat 
bis hin zu Schulen und Universitäten. Und 
sie sind auf Wachstum angewiesen, um die 
Zinsen für ihre Staatsschulden zahlen zu 

können, womöglich gar um die Schulden zu 
reduzieren. Aus diesen Notwendigkeiten 
heraus gilt ein zumindest um konstante Raten 
wachsendes Bruttoinlandsprodukt praktisch 
weltweit als Messlatte für eine erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik.5 

Was aber sind die Voraussetzungen für 
konstante Wachstumsraten? Erreichbar sind 
sie nur, wenn die Bevölkerung eines Landes 
jedes Jahr mehr produziert und die Unterneh-
men jährlich mehr investieren. Dann wächst 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) auf einer 
immer höheren Basis, also absolut betrachtet 
immer stärker und sich selbst beschleuni-
gend, somit exponentiell. Damit werden die 
Bürgerinnen und Bürger im Schnitt immer rei-
cher, jedenfalls dann, wenn man das BIP als 
Gradmesser für den Wohlstand einer Gesell-
schaft heranzieht, wie es in den Wirtschafts-
wissenschaften, in den Medien und der 
Politik üblicherweise geschieht. Die meisten 
Menschen in den heutigen Industrienationen 
und vermehrt auch den Schwellenländern 
sind mit diesen Wachstumsbedingungen und 
-vorstellungen sozialisiert und gehen auch für 
die Zukunft von einer kontinuierlichen Wei-
terentwicklung aus. Diese Bedingungen sind 
derart verinnerlicht, dass die Abwesenheit 
von Wachstum, also eine Stagnation, meist 
als Nullwachstum und eine Rezession als 

	 ALLE WOLLEN NUR DAS EINE: 
	 WACHSTUM!1
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Negativwachstum beschönigt werden. Das 
Streben nach „Mehr“, nach mehr Wohlstand, 
Einkommen und materiellen Gütern gehört 
zu den grundsätzlichen Eigenschaften der 
marktwirtschaftlich orientierten Gesellschaf-
ten. Die Ziele und Forderungen der G7- oder 
G20-Gipfel orientieren sich also auch an den 
Erwartungen ihrer Bevölkerungen. Zumindest 
in Demokratien werden Regierungen regel-
mäßig an der Erfüllung dieser Erwartungen 
gemessen.

Diese Erwartungen spiegeln sich in prak-
tisch allen wirtschaftswissenschaftlichen 
Denkschulen. Ob Neoklassiker, Keynesianer 
oder Marxisten, sie alle setzen Wachstum 
zum Funktionieren von Volkswirtschaften 

voraus. Wachstum wäre demnach eine 
Grundeigenschaft von Gesellschaften, auch 
wenn dies bei näherer Betrachtung nur für 
moderne „Konsumgesellschaften“ gilt, die 
ihren materiellen Wohlstand bis hin zum 
Überfluss vorantreiben. Lohnerhöhungen, 
stabile Sozialsysteme oder die Finanzierung 
der Staatsfinanzen sind für sie ohne Wachs-
tum nicht vorstellbar.6 Will ein Unternehmen 
investieren, um wettbewerbsfähig zu bleiben, 
will es Maschinen kaufen und von seinen 
Forschern neue Produkte entwickeln lassen, 
muss es sich in der Regel Geld leihen. Es 
braucht dann Wachstum für die Bedienung 
der Kredite und die Zahlung der anfallenden 
Zinsen. Manche Wissenschaftler, etwa der 
Harvard-Ökonom Benjamin M. Friedman, se-
hen Wirtschaftswachstum als unabdingbaren 
Wegbereiter für Toleranz und Offenheit in der 
Gesellschaft, als Grundlage für das Entstehen 
und den Erhalt von Demokratien. Bei dem 
Verlust eines „robusten Wachstums“ sieht 
Friedman die soziale Stabilität gefährdet und 
den Zerfall hochentwickelter Gesellschaften 
wie den USA, Deutschland oder Frankreich 
voraus.7

Die Notwendigkeit von Wirtschaftswachstum 
ist in Deutschland sogar rechtlich verankert: 
So verpflichtet Paragraf 1 des „Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft“ aus dem Jahr 1967 
Bund und Länder, ihre wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen so zu treffen, 

dass diese „zur Stabilität des Preisniveaus, 
zu einem hohen Beschäftigungsstand und 
außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei 
stetigem und angemessenem Wirtschafts-
wachstum beitragen“.8

Es ist kaum verwunderlich, dass sich 
diese Ziele auch in den Grundsatz- oder 
Wahlprogrammen aller größeren Parteien 
Deutschlands finden. So geloben CDU/CSU 
in ihrem Regierungsprogramm 2013-2017, 
mit soliden Finanzen „die Voraussetzung für 
eine stabile Währung, Wachstum und sichere 
Arbeitsplätze“ zu schaffen.9 Die SPD wünscht 
sich laut Regierungsprogramm „Impulse für 
Wachstum und Arbeitsplätze“.10 Die Grünen 
versuchen im Bundestagswahlprogramm 
2017 zwar den Begriff des Wachstums 
komplett zu vermeiden und durch den Ter-
minus „grünes Wirtschaften“ oder besser 
noch durch „Wohlstand“ zu ersetzen, gaben 
aber noch im Wahlprogramm von 2013 zu 
bedenken, dass „ohne Wachstum große 
Verteilungskonflikte und Rezessionen“ dro-
hen.11, 12 Die Linke will weg von einer „sozial 
und ökologisch blinden Wachstumsfixie-
rung“, hätte aber gleichzeitig gerne „höhere 
Masseneinkommen“ und „große öffentliche 
Zukunfts- und Investitionsprogramme für Bil-
dung, für soziale, ökologische und barriere
freie Verkehrsinfrastruktur“.13 Die FDP 
schreibt in ihrem Grundsatzprogramm von 
2012: „Wachstum gibt uns die Kraft, unser 
Land zu erneuern, unsere Freiheitsordnungen 
zu stärken.“14 Nur im Grundsatzprogramm der 
AfD fehlt das Thema Wachstum ganz.15
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Jährliche Wachstumsraten des BIP in Deutschland seit 1951 
und Zehn-Jahresmittel, in Prozent
(Datengrundlage: Penn World Table22, Statistisches Bundesamt 
(ab 2015)23, eigene Berechnung)
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Rückläufiges Wirtschaftswachstum in 
Deutschland …

Früher war alles besser. Das gilt zumindest für das 
deutsche Wirtschaftswachstum seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs. Während des „Wirtschaftswunders“ 
feierte Deutschland Wachstumsraten wie heute die 
erfolgreichen Schwellenländer. Im Laufe der Zeit hat 
sich das Wachstum allerdings im Zehnjahresmittel bis 
2010 immer weiter reduziert (rote Linie). Das lau-
fende Jahrzehnt ist zwangsläufig unvollständig und 
deshalb wenig aussagekräftig (gestrichelte Linie).
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Hat das Wachstum Grenzen?

Aber wie realistisch sind diese Vorstellungen 
von einem immerwährenden Wachstum, das 
den Menschen dient? Die Frage stellt sich aus 
verschiedenen Gründen: Zum einen weisen 
Ökologen (vereinzelt auch Ökonomen16, 17) 
seit Langem darauf hin, dass ein endloses 
Wachstum der Wirtschaft auf einem begrenz-
ten Planeten irgendwann zu existenziellen 
Problemen führt, oder wissenschaftlich aus-
gedrückt, dass die Ökonomie nur im Rahmen 
der natürlicherweise begrenzten Regenera-
tionsfähigkeit der Ökosysteme stattfinden 
kann.18 Zum anderen deutet die Tatsache, 
dass der Wunsch nach mehr Wachstum auf 
jedem G7- oder G20-Gipfeltreffen neu disku-
tiert werden muss, darauf hin, dass es sich 
trotz aller Wünsche und Erwartungen nicht in 
dem geforderten Umfang einstellt. 

Nüchtern betrachtet erscheinen die Vorstel-
lungen von einem dauerhaft konstanten oder 
sogar wachsenden Wachstum recht unwahr-
scheinlich – zumindest in den klassischen 
Industrienationen, die als „Gruppe der Acht“ 
den Kern der wichtigsten Volkswirtschaften 
bilden. Denn dort geht das Wirtschaftswachs-
tum unabhängig von kurzfristigen Konjunk-
turzyklen seit Jahrzehnten kontinuierlich 
zurück. Ähnliches erleben seit einiger Zeit 
auch andere Industrieländer sowie erste 
Schwellenländer wie China und weitere 
„Tigerstaaten“.19

In Zahlen ausgedrückt hat sich in einzelnen 
Industrienationen das Wachstum, also die 
Zunahme des Wertes aller in einem Jahr 
produzierten Waren und Dienstleistungen, 
bereits erheblich reduziert. Zum Beispiel in 
Deutschland: Dort betrug die Wachstumsrate 
seit Gründung der Bundesrepublik bis zur Ge-
genwart im langjährigen Jahresmittel 3,6 Pro-
zent. Weil die Zahl der in Deutschland leben-
den Menschen ebenfalls gewachsen ist, liegt 

das mittlere jährliche Wirtschaftswachstum 
pro Kopf der Bevölkerung bei knapp 2,8 Pro-
zent,20 was ein international beeindruckender 
Wert ist und die Stärke der deutschen Volks-
wirtschaft widerspiegelt. Doch während das 
Gesamtwachstum im Mittel der 1950er Jahre, 
also zu Beginn des sogenannten Wirtschafts-
wunders und bereinigt um kurzzeitige kon-
junkturelle Ausschläge nach oben oder unten, 
noch bei rund acht Prozent lag, halbierte es 
sich in den 1960er auf vier Prozent und sank 
in den 1970er Jahren auf knapp drei Prozent. 
Seither hat es sich abermals halbiert und 
erreicht im Mittel der Jahre 2011 bis 2016 nur 
noch rund 1,5 Prozent.21

Ähnliche Zahlen gelten für andere Länder: 
In Frankreich ist das Wirtschaftswachstum 
seit den 1950er über die 1980er Jahre bis 
heute von 4,7 auf 2,5 respektive 0,8 Prozent 
zurückgegangen; in Großbritannien von 2,5 
über 2,9 auf 2,1 Prozent. Bereits auf oder 
unter die Nulllinie gefallen sind die europä
ischen Krisenländer Spanien, Italien und 
Griechenland. Sie konnten noch in den 
1980er und 1990er Jahren ein Wachstum 
zwischen 2 und 3 Prozent verbuchen, er-
reichten im Mittel der zurückliegenden zehn 
Jahre aber nur noch Raten von ungefähr 0,5 
(Spanien), –0,5 (Italien) und –2,1 (Griechen-
land) Prozent.26 Auch für die Europäische 
Union als Ganzes sehen die Zahlen beschei-
den aus: Konnte die Gemeinschaft infolge 
der frühen Erweiterungswellen im Süden 
(1980er Jahre), im Norden (1995) und Osten 

Wachstumsraten des BIP in verschiedenen Ländern im Zehn-Jahresmittel in Prozent, 1951 bis 2015
(Datengrundlage: Penn World Table24, Weltbank (2015)25, eigene Berechnung)

Prozent

... in anderen Industrienationen ...

In allen Industrienationen zeigt sich der gleiche Trend: Die Zeiten eines hohen Wirtschaftswachstums sind 
Vergangenheit. Dennoch gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Ländern. Während Japan in den 1960er 
und -70er Jahren extrem erfolgreich war, danach aber umso mehr abstürzte, erlebte Großbritannien wegen 
einer verfehlten Wirtschaftspolitik lange Zeit wenig Wachstum, erholte sich zum Ende des 20. Jahrhunderts ein 
wenig, kann sich aber ebenfalls dem generellen Abwärtstrend der jüngeren Vergangenheit nicht entziehen.
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(2004) des Kontinents noch Wachstumsraten 
zwischen 2,4 und 1,4 Prozent vorweisen, so 
hat sich das Wachstum über die Jahre ver-
langsamt und liegt seit zehn Jahren bei rund 
einem Prozent. Die wirtschaftliche Lage der 
Menschen hat sich seit geraumer Zeit wenig 
verbessert, für große Teile der Gesellschaft 
sogar verschlechtert. Dass Deutschland hier-
bei deutlich über dem Durchschnitt liegt, er-
klärt sich einerseits über die leistungsfähigen 
Unternehmen, andererseits aber dadurch, 
dass es auf Kosten der anderen Euro-Staaten 
wächst. Es profitiert von der gemeinsamen 
Währung, welche die hiesigen Exporte 
erleichtert, jene der Krisenländer aber er-
schwert. Weil Länder wie Griechenland ihre 
Währung nicht abwerten können, um wieder 
wettbewerbsfähiger zu werden, fehlt es dort 
auch an ausländischen Investoren, die sich 
von günstigeren Produktionsbedingungen 
anlocken ließen.

Trotzdem kann von einem Rückgang des 
Wohlstandes, solange dieser am BIP gemes-
sen wird, in den meisten Ländern keine Rede 
sein, denn auch ein rückläufiges Wachstum 
auf hohem Niveau bedeutet in der langfristi-
gen Betrachtung immer noch einen ansehn-
lichen Zuwachs der realen volkswirtschaft-
lichen Wertschöpfung. Erwirtschafteten die 
Deutschen in den 1950er Jahren pro Kopf 
und Jahr inflationsbereinigt ein BIP in Höhe 
von durchschnittlich 1.900 Euro, waren es 
1990, zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung, 
bereits knapp 21.000 Euro und 2016 sogar 
knapp 38.000 Euro. Im Schnitt sind die 
Deutschen also über 20-mal reicher gewor-
den, wobei der Wohlstand dank der sozialen 
Marktwirtschaft im Vergleich zu vielen an-
deren Ländern sogar einigermaßen gerecht 
verteilt ist – ein klarer Erfolg des Wohlfahrts-
kapitalismus, bei dem erfolgreiche Unterneh-
men dazu beitragen, soziale Ungleichheiten 
zu verringern.27, 28

Schreibt man die Entwicklung des rückläufi-
gen Wachstums in den Industrieländern fort, 
dann treiben einige Länder längst Richtung 
Nullwachstum und darunter. Besonders 
stark und rasch erlebte Japan den Rückgang: 
Während die Wirtschaft in der Boomphase 
der 1960er Jahre noch um etwa 10,1 Prozent 
wuchs, waren es in dem 1980ern noch knapp 
5 Prozent. Seit der großen Krise des Jahres 
1990 ist das Wachstum auf Durchschnitts-
werte um 1 Prozent abgesunken. 

Es ist bemerkenswert, dass die Abschwä-
chung des Wachstums trotz der Globalisie-
rung stattfindet, der „größten Geschäftsidee 
der vergangenen drei Jahrzehnte“, wie der 
britische Economist schreibt, trotz der 
Liberalisierung des Welthandels, trotz der 
digitalen Revolution und der Zunahme aus-
ländischer Direktinvestitionen.31 Die frühen 
1990er gelten als die goldenen Jahre der 
Globalisierung, als China und die ehemaligen 
Ostblockstaaten sich wirtschaftlich öffneten, 
Europa zusammenwuchs und die multina-
tionalen Firmen die größten Gewinne ein-
fuhren.32 Gerade die Industrienationen wie 
Deutschland haben besonders von der Glo-
balisierung profitiert und einen Aufschwung 
erfahren, der allerdings nur von geringem 
Ausmaß und bald wieder verpufft war.33

Die Wachstumsschwäche in den früh ent
wickelten Staaten ist damit keinesfalls 
zyklischer Natur, sie lässt sich also kaum auf 
einen vorübergehenden Abschwung zurück-
führen oder auf einmalige Effekte wie eine Öl-
krise, eine geplatzte Finanzmarktblase oder 
eine politische Krise. Sie ist ein seit Jahrzehn-
ten anhaltendes Phänomen, das strukturelle 
Gründe haben muss. Zwar wechseln sich 
nach wie vor Aufschwung und Rezession in 
einem ewigen Auf und Nieder ab, doch die 
langjährige Trendlinie des Wachstums zeigt 
eine klare Tendenz: nach unten. 

... in der europäischen Union ...

EU-weit hat sich das Bruttoinlandsprodukt seit der Finanzkrise 2007/08 nur wenig vom Fleck bewegt. Auch 
wenn das Wachstum jüngst wieder angezogen hat, liegt es im Mittel der letzten Jahre bei rund einem Prozent. 
Dies gilt als zu wenig, um ausreichend Arbeitsplätze zu schaffen und die Sozialsysteme zu finanzieren.

Wachstumsraten des BIP in der Europäischen Union (EU 28) im Zehn-Jahresmittel in Prozent 
und BIP-Jahreswerte in Billionen US-Dollar (in Preisen von 2010) seit 1970
(Datengrundlage: Weltbank29, IMF (ab 2015)30, eigene Berechnung)
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Die Wiederkehr der säkularen 
Stagnation

Der amerikanische Wirtschaftswissenschaft-
ler, ehemalige Chefökonom der Weltbank und 
Ex-US-Finanzminister Lawrence Summers 
hat für das Phänomen einer hartnäckigen 
Wachstumsschwäche auf einem Vortrag vor 
dem Internationalen Währungsfonds im Jahr 
2013 den Begriff der „säkularen Stagnation“ 
eingeführt beziehungsweise wiederbelebt.34 
Summers wollte damit die Probleme der US- 
und der Weltwirtschaft beschreiben, nach 
der Finanzkrise 2007/08 wieder zügig auf 
die Beine zu kommen. Er benutzte dafür ei-
nen alten Begriff des US-Wirtschaftswissen-
schaftlers Alvin Hansen, der 1938 aufgrund 
der weltweiten Rezession und der anhaltend 
hohen Arbeitslosigkeit über die Möglichkeit 
einer „innerhalb eines großen Zeitraums ein-
maligen Stagnation“ nachgedacht hatte, die, 
wie der Name sagt, zu einem Jahrhundertpro-
blem werden kann.35 Als wichtigste Ursachen 
dafür sah er den damaligen krisenbedingten 
Rückgang der Geburtenraten und eine In-
vestitionsmüdigkeit. Diese verursachte ein 
Überangebot an Ersparnissen, was zu unge-
wöhnlich niedrigen Zinssätzen führte.36

Doch so schwierig und anhaltend die dama
lige Weltwirtschaftskrise auch war, eine 
„säkulare“ Stagnation war sie nicht: Nach 
dem Zweiten Weltkrieg begann in allen Län-
dern, die an den Auseinandersetzungen be-
teiligt gewesen waren, ein regelrechter säku-
larer Aufschwung, der die Weltwirtschaft in 
bis dato unbekannte Dimensionen wachsen 
ließ und praktisch überall einen Babyboom 
auslöste. Zudem hatte Hansen technologie-
bedingte Produktivitätsschübe unterschätzt. 
Viele Erfindungen aus der Vorkriegszeit, vom 
Automobil bis zur Elektrifizierung, entfalteten 
erst nach dem Krieg ihre wirtschaftliche Wir-
kung, andere wie Halbleiter und Computer 
konnte Hansen noch gar nicht kennen. Seine 
Theorie geriet weitgehend in Vergessenheit.

... und inzwischen auch in den Schwellenländern

Schwellenländer waren eine Zeitlang der Wachstumsmotor der Weltwirtschaft. Doch ab einem bestimmten 
Entwicklungszeitpunkt hat sich auch dort das Wachstum reduziert. Indien ist vergleichsweise spät auf den 
Wachstumskurs gekommen und hat vermutlich noch eine längere Phase des Aufschwungs vor sich.

Wirtschaftswachstum  
in verschiedenen 
Schwellenländern seit 
2000 in Prozent
(Datengrundlage: 
OECD39)

Prozent
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Auch heute beschäftigt die Diskussion um 
eine neue säkulare Stagnation eher über-
schaubare Fachkreise als die breite Politik. 
Das liegt unter anderem daran, dass der 
dokumentierte Wachstumsschwund in 
den früh entwickelten Staaten bei globaler 
Betrachtung teilweise durch den Aufstieg 
der Schwellen- und Entwicklungsländer auf-
gefangen wird. Während lange Zeit Europa 
und Nordamerika und nach dem Zweiten 
Weltkrieg auch Japan und später Südkorea 
bis in die 1980er Jahre für den wesentlichen 
Teil des weltweiten BIP verantwortlich gewe-
sen sind, übernehmen seither China, Indien 
und andere später entwickelte Länder wie 
Brasilien, Mexiko, Türkei oder Indonesien 
einen immer größeren Anteil der globalen 
Wirtschaftsleistung. Sie haben bei diesem 
Aufholprozess vorübergehend Wachstums-
raten von bis zu zehn Prozent und mehr 
erzielt.37 Deshalb ist das Welt-BIP seit den 
1950er Jahren trotz des immer schwächeren 
Wachstums in den „alten“ Industrienationen 
im Schnitt um ungefähr drei Prozent pro Jahr 
gewachsen – allerdings auch mit erkenn
barem Abwärtstrend.38

Doch auch die Schwellenländer werden 
nicht dauerhaft das globale Wachstum an-
kurbeln können. Denn mit einer gewissen 
Zeitverzögerung scheinen auch sie dem für 
die Industrienationen beschriebenen Trend 
zu folgen. Zum Beispiel China: Nachdem sich 
die Volksrepublik nach den Wirren der Kultur
revolution unter ihrem neuen Führer Deng 
Xiaoping Ende der 1970er Jahre zu einer 
„sozialistischen Marktwirtschaft“ gewandelt 
hatte, legte das Milliardenvolk der Chinesen 
eine historisch einmalige Entwicklung hin 
und erreichte über drei Jahrzehnte ein Wirt-
schaftswachstum von durchschnittlich fast 
zehn Prozent, mit Spitzen von bis zu 15,4 Pro-
zent im ersten Quartal 1993. 800 Millionen 
Menschen konnten bei diesem Aufschwung 
aus der Armut befreit werden.41 Im Schnitt 
hat sich das BIP der Chinesen seit Dengs 
Reformen bis 2015 verzwölffacht.42 

China

Indien

Brasilien

Südafrika

Trendlinie
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Mittlerweile sind derartige Erfolgsmeldungen 
Vergangenheit. Seit einigen Jahren verliert 
die zweitgrößte Ökonomie der Welt deutlich 
an Dynamik: Das Wirtschaftswachstum sank 
von 10,6 Prozent im Jahr 2010 auf 7,7 in 2013 
und 6,9 in 2015.43 Im aktuellen Fünfjahres-
plan von 2016 bis 2020 gibt die Regierung 
das Ziel von 6,5 Prozent vor.44 China, das für 
ein Drittel des Weltwirtschaftswachstums 
verantwortlich ist, scheint damit in beschleu-
nigter Form das zu erleben, was zuvor in den 
früh industrialisierten Ländern geschehen 
ist.45 Andere große Schwellenländer sehen 
sich vor der gleichen Entwicklung, wenn-
gleich mit weitaus stärkeren Wachstums

einbrüchen bis hin zu Rezessionen. Süd
afrika, Türkei, Indonesien oder Brasilien sind 
weit entfernt von jenen Erfolgszahlen, die 
noch vor zehn Jahren als normal galten.46 
Weil durch die Schwäche der Schwellenlän-
der auch deren Nachfrage nach Gütern aus 
den Industrienationen langsamer steigt, wird 
dort das Wachstum ebenfalls abgeschwächt.

Hohe Wachstumsraten verzeichnen heute 
nur noch jene Länder, die ganz am Anfang 
ihrer wirtschaftlichen Entwicklung ste-
hen: Äthiopien, Elfenbeinküste, Laos oder 
Myanmar.47 In diesen Ländern ist die Armut 
noch weit verbreitet. Sie haben das Wachs-
tum dringend nötig, um ihren Bewohnern 
Jobmöglichkeiten und Perspektiven zu bieten 

und auf diesem Weg auch das hohe Bevölke-
rungswachstum zu bremsen. Aber auch diese 
Spätentwickler dürften dem Abwärtstrend 
folgen, sobald sie erst einmal einen bestimm-
ten Entwicklungsstand erreicht haben. Spä-
testens dann, wenn die letzten größeren der 
heute noch armen Länder dem Prozess des 
wirtschaftlichen Aufstiegs nach dem Vorbild 
der heutigen Schwellenländer gefolgt sind, 
dürfte sich auch das Wachstum der Weltwirt-
schaft langfristig weiter verlangsamen.

Auch wenn es für den Rückgang des Wachs-
tums je nach Land und Zeitpunkt unter-
schiedliche Gründe gibt, verbergen sich 
hinter dem generellen Trend Gemeinsamkei-
ten. Zu diesen gehört die Tatsache, dass es 
den Staaten, die unter einer schwächelnden 
Wirtschaft leiden, immer seltener gelingt, 
das Wachstum mit den klassischen Mitteln 
der Konjunkturpolitik nachhaltig wieder-
zubeleben. Vielmehr haben die vielfältigen 
Investitionsprogramme die betroffenen Län-
der meist in eine ausufernde Verschuldung 
getrieben, die sich immer schwieriger wieder 
abbauen lässt, weil das dafür nötige Wachs-
tum fehlt.

Auf dem Weg in eine neue Normalität?

Stabiles Wachstum scheint also keineswegs 
eine Grundkonstante weit entwickelter Ge-
sellschaften zu sein, wie es Politik und die 
Finanzmärkte gerne unterstellen. Womöglich 
ist es eine vergängliche Erscheinung, die nur 
unter bestimmten Umständen möglich ist 
beziehungsweise war. Wachstum als feste 
Größe wäre demnach Vergangenheit und 
würde durch eine Gegenwart von Stagnation 
abgelöst, die in der Fachwelt bereits als new 
normal, als „neue Normalität“ diskutiert 
wird.52

Die Idee einer säkularen Stagnation kann sich 
wie schon in den 1930er Jahren als Fehlein-
schätzung entpuppen. Wirtschaftstheorien 
haben grundsätzlich keinen dauerhaften 

Globale Wachstumsermüdung

Bis in die 1970er Jahre basierte das weltweite Wirtschaftswachstum zum Teil noch auf einem nachkriegs
bedingten Aufschwung und Nachholeffekt der Industrienationen. Seither hat es sich dort deutlich verlangsamt, 
während die Schwellenländer, allen voran China, für einen Ausgleich auf globaler Ebene sorgen. Doch auch 
wenn Hunderte von Millionen Menschen dort, in anderen asiatischen Ländern und in Lateinamerika aus der 
Armut in die Mittelschicht aufgestiegen sind, sinken die globalen Wachstumsraten – trotz Globalisierung und 
digitaler Revolution.

Wachstumsraten des weltweiten BIP im Zehn-Jahresmittel in Prozent und BIP-Jahreswerte 
in Billionen US-Dollar (in Preisen von 2010) seit 1970
(Datengrundlage: Weltbank40, eigene Berechnung)
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14  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

Wahrheitsanspruch und zu jeder Theorie 
gibt es eine Gegentheorie. Die Bestimmungs-
größen für Wachstum sind vielfältig und sie 
beeinflussen sich gegenseitig, so dass Prog-
nosen immer problematisch sind. Vielleicht 
war die Wachstumsschwäche der jüngeren 
Vergangenheit nur eine etwas längere Delle 
in einer grundsätzlichen Aufwärtsbewegung, 
die sich ins Unendliche fortschreiben lässt. 

Möglicherweise stehen der Menschheit 
bisher unbekannte Innovationen bevor, die 
das Leben verbessern, die Armut beseitigen, 
die Umweltprobleme lösen und die Welt 
befrieden.

Dennoch ist ein strukturell bedingter, kon-
tinuierlicher Wachstumsrückgang für die 
weit entwickelten Staaten durchaus möglich. 
Deshalb halten wir es für sinnvoll, darüber 
nachzudenken, was das für die betroffenen 
Gesellschaften bedeuten kann und wie 

sie auf negative Folgen dieser Entwick-
lung reagieren können. Denn ein solcher 
fundamentaler Wandel in den makroökono
mischen Rahmenbedingungen hätte enorme 
Auswirkungen auf die Finanzierung der 
Staatshaushalte, auf den sozialen Ausgleich, 
die politische Stabilität und die Innovations-
fähigkeit der Nationen. Die „neue Normalität“ 
könnte gar die Grundfesten der Wirtschafts-
demokratien erschüttern. Auf diese mögliche 
Zukunft sind die Regierungen der Industrie
nationen und Schwellenländer bisher in 
keiner Weise vorbereitet. Jede Politik aber 
sollte sich auf unterschiedliche Szenarien der 
Zukunft vorbereiten und sich mit einem „Plan 
B“ für Bedingungen rüsten, die zwar nicht 
erwünscht, aber dennoch möglich sind. 

Schließlich stellt sich auch die Frage, 
ob mit dieser Entwicklung das Ende des 
Wachstums bevorsteht und damit ein unge-
planter und unfreiwilliger Einstieg in eine 
Postwachstumsökonomie, welche Natur-
schützer und Umweltverbände seit einem 
halben Jahrhundert, spätestens seit dem 
Bericht an den Club of Rome „The Limits to 
Growth“ aus dem Jahr 1972, fordern.53 

Lösen sich am Ende die globalen Umweltpro-
bleme von der Ozeanverschmutzung über 
den Verlust der biologischen Vielfalt, bis 
zum Klimawandel ganz von alleine, weil das 
Wirtschaftswachstum mit all seinen negati-
ven ökologischen Folgen strukturell bedingt 
ausklingt? Oder erschwert die Wachstums
schwäche vielmehr den angestrebten 
Einstieg der Industriegesellschaften in eine 
nachhaltige Entwicklung? 

Diese Fragen werden wir auf den nächsten 
Seiten diskutieren. Beantworten können 
wir sie bestenfalls in Ansätzen. Es sind die 
großen Fragen des 21. Jahrhunderts, die sich, 
wenn überhaupt, erst nach langen und grund-
legenden gesellschaftlichen Diskussionen 
werden lösen lassen.

Gegen den Trend?

Kaum hat die Diskussion um eine säkulare Stagnation eine etwas größere Öffentlichkeit 
erreicht, vermeldet der Internationale Währungsfonds in seinen Prognosen eine anzie-
hende Weltwirtschaft für 2017 und 2018.48 Auch die EU-Kommission erwartet Wachs-
tum in allen Mitgliedstaaten für den Prognosezeitraum 2016 bis 2018 – zum ersten Mal 
seit einem Jahrzehnt. Die Arbeitslosigkeit in der EU liegt auf dem niedrigsten Stand seit 
2009 und die Aktienkurse haben zugelegt.49 Ist die Furcht vor einer länger anhaltenden 
Wachstumsschwäche also unbegründet?

Auch hier gilt es, einen Konjunkturzyklus, der nach Jahren der Krise auch mal wieder 
auf Wachstumskurs umschwenkt, nicht mit einem strukturell bedingten Trend zu ver-
wechseln. In Mittel mehrerer Jahre sehen die Daten bisher nicht nach einem stabilen 
Aufschwung aus. Vorübergehend gute Zahlen gelten nicht zwingend als Indiz für eine 
sich langfristig erholende Volkswirtschaft. Sie können auch eine Folge spekulativer 
Investitionen sein. So hatte um die Jahrtausendwende die Dotcom-Blase Technologie
aktien hemmungslos überbewertet, und als die Blase platzte, lag die Wirtschaft darnie-
der. Als Gegenmaßnahme pumpte die US-Notenbank massenhaft Geld in die Märkte, 
mit dem sich auch Personen ein Haus kaufen konnten, die weder ein Einkommen, 
noch einen Job, noch irgendwelche Vermögenswerte als Sicherheit aufbieten konnten. 
Dies war der Ursprung für die amerikanische Immobilienkrise und der Grundstein für 
den nächsten Crash im Jahr 2007. Der britische Economist sieht in der jüngst wieder 
stark steigenden privaten Verschuldung in den USA und noch stärker in China, wo sich 
die Verbindlichkeiten der privaten Haushalte seit 2008 gemessen am BIP verdoppelt 
haben, ein Warnzeichen für die nächste Krise.50 Ein Teil des „neuen Wachstums“ wäre 
damit teuer erkauft, nämlich über wachsende Schulden, mit denen sich die Staaten von 
Krise zu Krise hangeln.

Bezeichnenderweise veröffentlichte Alvin Hansen seine Theorie der säkularen Stagna-
tion im Jahr 1938. Damals hatte sich die Wirtschaft der USA von der Großen Depression 
in den frühen 1930er Jahre bereits wieder erholt, um 1937 einen neuen Schwächeanfall 
zu erleiden. Erst der Zweite Weltkrieg mit seinen Rüstungsprogrammen konnte nach 
1938 wieder ein Konjunkturfeuerwerk entzünden.51
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Die britische Wochenzeitung The Economist 
ist bekannt dafür, ihre Themen prägnant 
und mit trockenem Humor zu verkaufen. In 
ihrer Ausgabe vom 19. Juli 2014 hatte sie 
das schwindende Wachstum zum Titelthema 
gemacht. Auf dem Cover des Wochenblattes 
saß ein frustrierter Jockey, eingehüllt in eine 
amerikanische Flagge auf einer Riesenschild-
kröte und versuchte das behäbige Tier zum 
Rennen zu bringen. Überschrift: „America‘s 
lost Oomph“, „Amerikas verlorengegangener 
Schwung“. In dem Artikel gingen die Autoren 
der Frage nach, warum sich das langfristige 
Wachstum in den USA immer stärker verlang-
samt hatte.

Diese Frage bewegt längst nicht nur Amerika. 
Wie im vorherigen Kapitel dargelegt, sind 
die Wachstumseinbußen in allen Industrie-
nationen zu beobachten. Sie scheinen nicht 
das Ergebnis einer zyklischen wirtschaft
lichen Talsohle zu sein, der irgendwann eine 
routinemäßige Erholungsphase mit Wachs-
tumswerten der Vergangenheit folgen wird, 
sondern eine strukturell bedingte, länger 
anhaltende Schwäche. 

In diesem Kapitel beschreiben wir die wich-
tigsten Gründe für das Wirtschaftswachstum 
der Vergangenheit sowie für dessen Ausklin-
gen in den letzten Jahren und Jahrzehnten. 

Wachstum ist kein Naturgesetz 

In der meisten Zeit seiner knapp 200.000 
Jahre währenden Geschichte hat Homo 
sapiens, der „moderne Mensch“, wie andere 
Spezies auch, so gut wie kein Wachstum er-
lebt. Die Weltwirtschaft war weitgehend sta-
tionär und die Menschen hatten so viel zum 
Leben, wie sie gerade brauchten, oft vermut-
lich sogar weniger. Erst beim Übergang zu 
einer produzierenden Wirtschaftsweise, mit 
der Erfindung von Ackerbau, Viehzucht und 
Vorratshaltung, konnte der Mensch seine Pro-
duktivität steigern, was sich unter anderem 
daran zeigte, dass die Zahl der Menschen, die 
sich mit den neuen Techniken ernähren ließ, 
deutlich anstieg. Diese „Neolithische Revolu-
tion“ fand vor gut 10.000 Jahren an Euphrat 
und Tigris, am Nil und in Südostasien statt.1 
Dennoch wuchs die Erdbevölkerung über 
die acht Jahrtausende bis zu Beginn unserer 
Zeitrechnung vergleichsweise wenig – von 
geschätzt 5 auf 300 Millionen.2 Auch das 
Weltwirtschaftswachstum blieb auf niedrigs-
tem Niveau. Es beschleunigte sich erst gegen 

Ende des Mittelalters mit der Verbreitung von 
Universitäten in Westeuropa im 14. und 15. 
Jahrhundert sowie einer Serie technischer 
Erfindungen wie dem Buchdruck und der 
nautischen Navigation. 

Mit der Industriellen Revolution und dem 
Beginn des Maschinenzeitalters erreichte 
das Wachstum Anfang des 18. Jahrhunderts 
eine neue Dimension: Als es mit Hilfe der 
Dampfmaschine gelang, die im Erdreich 
gespeicherte fossile Energie in Bewegung 
und später über Generatoren in Elektrizität 
zu verwandeln, löste dies einen historischen 
Wachstumsschub aus, der weitere bahnbre-
chende Neuerungen zur Folge hatte. Mit der 
Verbreitung von Banknoten aus Papier, die 
nur noch teilweise durch Gold gedeckt sein 
mussten, ließ sich zudem die Geldmenge stei-
gern und es wurde leichter, große Investitio-
nen zu schultern.3 Die Industrielle Revolution 
hatte ähnlich wie die Neolithische zuvor eine 
Expansion der Weltbevölkerung zur Folge, 
die allerdings ungleich stärker ausfiel. Wieder 
waren es technische Innovationen und die 
damit verbundene höhere Wertschöpfung, 
die ein Wachstum der Bevölkerung über-
haupt erst ermöglichten: Während die Zahl 
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der Menschen von der Zeitenwende bis zum 
Beginn der Industriellen Revolution auf eine 
Milliarde gewachsen war, gab es 1886, als 
der deutsche Ingenieur Carl Benz das Auto-
mobil mit Verbrennungsmotor erfand, bereits 
1,5 Milliarden. 1930 lebten zwei Milliarden 
Menschen, 1960 drei, 1999 sechs und heute 
sind es 7,4 Milliarden.4, 5 

Das Wachstum, wie wir es heute kennen, gibt 
es also erst seit wenigen Jahrhunderten. Mit 
dem Mehr an Menschen wuchs auch deren 
Wirtschaftsleistung – und zwar überpropor-
tional: Lag das weltweite durchschnittliche 
Pro-Kopf-BIP (berechnet nach Kaufkraft des 
Internationalen Dollars GK$6 1990) zur Zei-
tenwende bei geschätzten 467 Dollar, hatte 
es in der Renaissance im Jahr 1500 vermut-
lich 566 Dollar erreicht, im Jahr 1900 1.2617, 
2000 6.0388 und 2015 14.725 Dollar9, 10. Das 
gesamte Weltwirtschaftsprodukt ver-19-fach-
te sich von 1900 bis 2000.11 Bis heute hat es 
sich abermals verdoppelt und liegt bei 74,5 
Billionen Dollar.12

Bevölkerungswachstum war einst eine 
Grundlage für Wirtschaftswachstum 

Diese Parallelentwicklung lässt vermuten, 
dass Wirtschaftswachstum zumindest in 
der Anfangsphase der wirtschaftlichen 
und industriellen Entwicklung eng mit Be-
völkerungswachstum verknüpft war. Mehr 
Menschen bedeuteten mehr Konsumenten, 
Produzenten und Innovationskräfte. Mehr 
Personen im Erwerbs- und Familiengrün-
dungsalter erforderten Investitionen, sowohl 
in Arbeitsplätze als auch in Häuser und 
Wohnungen. Die steigende Nachfrage war 
ein wichtiger Motor für die Wirtschaft. Hinzu 
kam, dass die größere Bevölkerungsdichte 

die Produktion verbilligte. Die Massenferti-
gung an Fließbändern und die Möglichkeit, 
sogenannte Skaleneffekte nutzen zu können, 
ließ die Produktivität jedes Arbeiters sprung-
haft ansteigen. 

Doch das Bevölkerungswachstum neigt sich 
in einer immer größer werdenden Zahl von 
Ländern dem Ende zu. Der demografische 
Wandel, auch verbunden mit der Alterung der 
Gesellschaften, liefert eine von verschiede-
nen Erklärungen für die Theorie einer säku-
laren Stagnation. Weitere sind rückläufige 
Produktivitätszuwächse oder eine wachsen-
de Einkommensungleichheit innerhalb vieler 
Länder.14

Wachstumshemmnis Nr. 1

Demografischer Wandel 

Innovationen und Produktionssteigerungen 
haben es in der Vergangenheit ermöglicht, 
dass mehr Menschen ernährt und mit überle-
bensnotwendigen Gütern und Dienstleistun-
gen ausgestattet werden konnten. Dadurch 
wuchs die Bevölkerung – und umgekehrt 
trieb das Bevölkerungswachstum die Wirt-
schaft und die Innovation an.15 

Doch während die Weltbevölkerung in den 
1960er Jahren, als die Sorge über eine 
„Bevölkerungsexplosion“16 verbreitet war, 
noch um 2,1 Prozent pro Jahr wuchs, hat sich 
das Wachstum mittlerweile auf 1,2 Prozent 
reduziert.17 Zuerst in den Industrienationen 
und später in den Schwellenländern haben 
Wohlstand, Innovation und Bildung, also ein 
in vielfacher Hinsicht besseres Leben, zu 
einem immer längeren Leben, zu sinkenden 
Geburtenziffern und zu kleineren Familien 
geführt: Kein Industrieland (mit der Aus-
nahme von Israel) weist heute noch eine 
„bestandserhaltende“ oder gar bestands

Explosive Mischung

Was den Menschen heutzutage als selbstverständlich 
erscheint, ist ein recht neues Phänomen: Sowohl die 
Wirtschaft als auch die Zahl der Menschen wachsen 
erst seit dem 19. Jahrhundert in den Himmel. Dass 
beides nicht endlos so weitergehen kann, ist aus 
physikalischen Gründen naheliegend. Dass das 
Wachstum jetzt langsam auszuklingen scheint, berei-
tet dennoch erhebliche Probleme.

BIP der Welt (absolut) in Billionen Internationalen Dollar (Kaufkraft von 1990), Weltbevölkerung in Milliarden, 
Zeitenwende bis 2008
(Datengrundlage: Angus Maddison13)
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Die Demografie verändert die 
wirtschaftlichen Möglichkeiten 

Das schleichende Ende des Bevölkerungs-
wachstums macht aber nur einen Teil der 
demografischen Faktoren für ein rückläufiges 
Wirtschaftswachstum aus. Denn nicht nur die 
Größe von Bevölkerungen ändert sich, son-
dern auch deren Zusammensetzung. Weniger 
Kinder und eine steigende Lebenserwartung 
führen alle Länder im Laufe ihrer Entwicklung 
durch einen sogenannten demografischen 
Übergang und in dessen Verlauf zu einer 
Alterung der Gesellschaften. Die Theorie des 
demografischen Übergangs ist bis heute die 
einzige, die eine allgemeingültige Erklärung 
für den generellen Entwicklungsweg der 
Nationen liefern kann.25

Der Übergang beginnt in jedem Land mit der 
vorindustriellen Phase, in der die Menschen 
viele Kinder bekommen. Aufgrund der be-
grenzten Möglichkeiten sterben aber auch 
viele Mitglieder der Gesellschaft in jedem 
Alter, weshalb die Bevölkerung kaum oder 
gar nicht wächst. Wenn sich irgendwann die 
Lebensverhältnisse verbessern, mit einer 
besseren Ernährung und den Errungenschaf-
ten der Hygiene, sinkt zunächst die Sterb-
lichkeit. Weil aber die Kinderzahlen zunächst 
noch hoch bleiben, wächst die Bevölkerung 
mit einem Mal stark. Erst mit einer gewissen 
Verzögerung, mit sich ausbreitendem Wohl-
stand und mehr Bildung, vor allem für Frauen, 
sinken auch die Kinderzahlen und das Bevöl-
kerungswachstum klingt aus oder kann sich 
sogar in einen Schwund umkehren. 

Wichtig ist, dass der demografische Über-
gang wirtschaftliche Möglichkeiten eröffnet: 
Wenn erst einmal die Kinderzahlen gesunken 
und die letzten geburtenstarken Jahrgänge 
ins Erwerbsalter hineingewachsen sind, steht 
der Gesellschaft eine überproportional große 
Zahl von Produktivkräften zur Verfügung. 
Diese „Erwerbsbevölkerung“, also jene Grup-
pe in dem Alter, in dem man sich typischer-
weise für die Volkswirtschaft verdient macht, 
kann in dieser Phase einen Anteil von bis 
zu 70 Prozent erreichen und sie stellt einen 
demografischen Bonus dar. Weil zu dieser 
Zeit anteilsmäßig nicht nur weniger Kinder 
zu versorgen sind als zuvor, sondern weil es 
auch noch nicht viele von der Gesellschaft 
abhängige Ältere gibt, können die Erwerbs-
fähigen, so sie denn ausreichend qualifiziert 
sind und genügend Arbeitsplätze vorhanden 
sind, auch erwerbstätig werden und einen 
regelrechten Wirtschaftsboom auslösen: Aus 
dem demografischen Bonus wird dann eine 
demografische Dividende.26
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erhöhende Geburtenziffer von 2,1 oder mehr 
Kindern je Frau auf.18, 19 Diese Länder können 
ihre Bevölkerungszahlen ohne Zuwanderung 
mittelfristig nicht mehr stabil halten. Ihnen 
ist ein entscheidender Faktor für Wirtschafts-
wachstum abhandengekommen. 

Weltweit haben sich die durchschnittlichen 
Kinderzahlen je Frau seit Ende der 1960er 
Jahre bis heute auf einen Wert von 2,5 Kinder 
halbiert – in gerade einmal 50 Jahren. Die 
globale Geburtenziffer liegt heute nicht mehr 
weit von dem bestandserhaltenden Niveau 
von 2,1 entfernt und die Projektionen der 
Vereinten Nationen sehen für die zweite 
Hälfte des 21. Jahrhunderts ein deutlich ver-
langsamtes Bevölkerungswachstum voraus.21 
Andere Szenarien rechnen sogar damit, dass 
die Menschheit noch in diesem Jahrhundert 
aufhört zu wachsen und die Weltbevölkerung 
dann mit dem Schrumpfen beginnt.22 Über 
die Hälfte aller Erdenbürger lebt bereits in ei-
nem der über 80 Länder, in der die Geburten-
ziffer unter 2,1 gefallen ist, darunter China, 
Brasilien, Iran und sämtliche europäischen 
Staaten, mit Ausnahme von Kosovo.23

Kinderzahl je Frau 
(Geburtenziffer)  
in verschiedenen  
Ländern und weltweit,  
1950 bis 2015
(Datengrundlage:  
UN World Population 
Prospects20)
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Wohlstand und Bildung lassen Kinderzahlen sinken

Weil es den Menschen in den meisten Ländern der Welt immer besser geht und sie mehr Bildung mitbekommen, 
sind die Kinderzahlen je Frau deutlich gesunken. Mit Ausnahme von Israel erreicht kein Industrieland mehr 
die bestandserhaltende Geburtenziffer von 2,1 Kindern je Frau. Damit entfällt ein wesentlicher Faktor für 
Wirtschaftswachstum.
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18  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

Nach diesem zeitlichen Ablauf haben sich alle 
Industrie- und Schwellenländer entwickelt 
mit unterschiedlichen Erfolgen, aber generell 
in der gleichen Richtung. Besonders erfolg-
reich waren sie, wenn sich im Laufe des Über-
gangs der Anteil der Personen mit Sekundar- 
beziehungsweise Tertiärbildung, also das 
Humankapital einer Gesellschaft, merklich 
erhöht hat. Dann konnten die Gesellschaf-
ten zügig zu einer höheren Wertschöpfung 
aufsteigen. Der wirtschaftliche Erfolg war 
dabei in der Regel mit einer weiter steigen-
den Lebenserwartung sowie einem weiteren 
Rückgang der Geburtenziffern verbunden.27

Vom demografischen zum 
wirtschaftlichen Übergang

Das Zeitfenster, in dem sich eine demogra-
fische Dividende einfahren lässt, steht den 
Nationen etwa 40 Jahre lang offen, aber 
naturgemäß nur einmal. Gelingt es ihnen, in 
diesem Zeitraum einen hohen Wohlstand zu 
erwirtschaften, sind sie einigermaßen gut 
auf die Alterung der Gesellschaft vorbereitet. 
Läuft die Wirtschaft in dieser Phase schlecht, 
droht die Gesellschaft alt zu werden, bevor 

sie reich ist. In jedem Fall erreichen nach 
etwa 40 Jahren die letzten geburtenstarken 
Jahrgänge das Ruhestandsalter, es wachsen 
weniger junge Menschen ins Erwerbsalter 
nach und der Anteil der nicht mehr produk-
tiven, aber wirtschaftlich abhängigen Perso-
nen in der Bevölkerung steigt. Der demografi-
sche Übergang wird also begleitet von einem 
wirtschaftlichen Übergang. 

Während ersterer nach einer Phase hohen 
Bevölkerungswachstums ein Ende des Zu-
wachses einläutet, bedeutet zweiterer, dass 
hohes Wirtschaftswachstum von niedrigerem 
abgelöst wird. Deutschland, das im Moment 
kraft der in den 1960er Jahren geborenen 
geburtenstarken Jahrgänge der Babyboomer 
noch von den letzten Jahren seines demogra-
fischen Bonus profitiert, gleichzeitig Beschäf-
tigung für eine Rekordzahl an Erwerbstätigen 
geschaffen hat und entsprechend hohe 
Steuereinnahmen erzielt, könnte unmittelbar 
vor dieser Phase der Entwicklung stehen. 
Denn die Babyboomer werden bald das 
Rentenalter erreichen. 

Japan, das Land mit der stärksten demografi-
schen Alterung weltweit, erlebt seit rund zwei 
Jahrzehnten, wie sich dieser Prozess anfühlt. 
Dort schwächte sich die demografische 

Dividende etwa 1995 ab, als die Gruppe der 
Menschen im Ausbildungs- und Erwerbsalter 
von 15 bis 64 Jahren mit 87,3 Millionen ihr 
historisches Maximum erreichte, während es 
18,3 Millionen über 64-Jährige gab.28 Heute 
liegt die Zahl der 15- bis 64-Jährigen nur 
noch bei 76,2 Millionen, während die über 
64-Jährigen auf 34,6 Millionen angewachsen 
sind.29 Über die kommenden Jahrzehnte wird 
sich das Verhältnis den Vorausberechnungen 
des japanischen Statistikamtes zufolge wei-
ter kontinuierlich verschlechtern.30

Weltweit hat sich der Zuwachs der Erwerbs-
bevölkerung in den letzten Jahrzehnten 
verlangsamt. Während die Zahl der 15- bis 
64-Jährigen zwischen 1960 und 2005 noch 
durchschnittlich um 1,8 Prozent pro Jahr ge-
stiegen ist, wächst sie mittlerweile nur noch 
um 1,1 Prozent und sie wird künftig noch we-
niger wachsen. In allen entwickelten Staaten 
und den meisten Schwellenländern wächst 
der Anteil der Menschen im Erwerbsalter 
nicht mehr, beziehungsweise nur noch durch 
Zuwanderung.31 Allenfalls dort, wo die wirt-
schaftliche Entwicklung hinterherhinkt und 

Weltbevölkerung in 
Milliarden und Bevölke-
rungswachstum in Pro-
zent, 1950 bis 2050 (ab 
2015 Vorausschätzung)
(Datengrundlage:  
UN World Population 
Prospects24)

Milliarden  ProzentDeutlich verlangsamtes Wachstum  
der Menschheit

Anfang der 1970er Jahre grassierte die Furcht vor 
einer „Bevölkerungsexplosion“. Damals bekamen 
die Frauen weltweit im Schnitt 5 Kinder. Heute sind 
es nur noch 2,5. Dass die Menschheit dennoch seit 
Jahrzehnten jedes Jahr um 80 bis 90 Millionen an-
wächst, liegt daran, dass sich die Zahl der Frauen im 
gebärfähigen Alter innerhalb der letzten 40 Jahre 
etwa verdoppelt hat. Doppelt so viele potenzielle 
Mütter bedeuten bei einer halbierten Kinderzahl das 
gleiche absolute Wachstum wie in den 1970er Jahren. 
Auch die Wachstumsrate der Menschheit hat sich 
seither von über zwei auf etwas mehr als ein Prozent 
fast halbiert. Nach allen Vorausberechnungen wird 
sie weiter deutlich sinken. 
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deshalb die Kinderzahlen noch sehr hoch 
liegen, in vielen Ländern Afrikas, Westasiens 
oder des Nahen Ostens, stockt der demogra-
fische Übergang. Deshalb wachsen dort die 
Bevölkerungen weiterhin stark, es entsteht 
noch gar kein demografischer Bonus und 
eine demografische Dividende liegt in weiter 
Ferne. 

In diesem Zusammenhang ist ein Blick auf 
die Vereinigten Staaten interessant: Die USA 
haben in den letzten Jahrzehnten im Vergleich 
zu anderen früh entwickelten Industrie
staaten ein höheres Wirtschaftswachstum 
verzeichnet. Ein Grund dafür ist neben einer 
dynamischen Forschungslandschaft und 
einer aktiven Gründerszene die nach wie vor 
größer werdende Erwerbsbevölkerung: Sie 
ist über 30 Jahre doppelt so schnell gewach-
sen wie jene in Großbritannien, fünfmal so 
schnell wie in Deutschland und zehnmal so 
schnell wie in Japan.32

Weil sich der demografische Übergang je 
nach Land zu verschiedenen Zeitpunkten ab-
spielt, erfolgt auch der auf ihn folgende wirt-
schaftliche Übergang zeitversetzt. Ersterer 
begann in den früh entwickelten Industrie
staaten und hat mittlerweile die heutigen 
Schwellenländer erreicht. Sie stecken in der 
Mitte oder in einer fortgeschrittenen Phase 
des demografischen Übergangs, erleben 
deshalb zum Teil heute jene hohen Wachs-
tumsraten, die in den Industrienationen 
früher einmal die Norm waren. Süd- und 
Westasien sowie Afrika haben den demo-
grafischen Übergang erst zum Teil erreicht, 
können dementsprechend noch auf eine 
Phase hohen Wirtschaftswachstums hoffen 
und theoretisch zu einer neuen Stütze der 
Weltwirtschaft werden. 

Die letzten Kandidaten für  
hohes Wachstum

Gerade diese Länder sind auf Wachstum drin-
gend angewiesen. Sie brauchen es, um der 
Armut zu entkommen, um Bildungs- und Ge-
sundheitsdienste zu finanzieren, um Beschäf-
tigung für die enorme Zahl an nachwachsen-
den, jungen Menschen zu schaffen und um 
auf diesem Weg das nicht nachhaltige und 
gerade für die betroffenen Länder gefährliche 
Bevölkerungswachstum abzumildern. 

Vom Aufstieg der Schwellenländer haben die 
früh industrialisierten und exportstarken Län-
der im Rahmen der Globalisierung profitiert 
und konnten so die ökonomischen Folgen 
ihrer demografischen Entwicklung teilweise 
kompensieren – zu ihren alten Wachstums
raten sind sie dennoch nicht zurückgekehrt.

Ob die heutigen Entwicklungsländer in Afrika 
und Westasien über einen eigenen Wirt-
schaftsaufschwung einen neuen globalen 
Wachstumsschub wie zuvor die Schwellen-
länder erzeugen können, ist offen. Angesichts 
der dortigen politischen und sozialen Verhält-
nisse und der Zunahme der Krisen sieht es für 
den Moment kaum danach aus.

Weil die heute reichen Länder den Einmal
effekt ihrer demografischen Dividende be-
reits abgeschöpft haben und die Schwellen-
länder sich diesem Zustand bereits nähern, 
bleiben die armen Länder als letzte Hoffnung 
für ein auch auf die Industrienationen über-
schwappendes Wachstum.33 Danach wäre 
weltweit ohnehin nicht mehr mit neuen de-
mografisch bedingten Wachstumsimpulsen 
zu rechnen.

Schematische Darstellung der Entwicklung von Geburten- und Sterberaten sowie der Gesamtbevölkerung 

Phase 1 Phase 2 Phase 3

Niger

Brasilien

Ägypten

China

USA

Deutschland

Phase 4 Phase 5

Geburtenrate

Sterberate

Bevölkerung

Der demografische Übergang 

Im Rahmen ihrer sozioökonomischen Entwicklung durchlaufen alle Länder einen demografischen Übergang. 
Dabei sinkt durch eine Verbesserung der Lebensbedingungen zuerst die Sterberate und zeitversetzt die 
Geburtenrate. In dieser Zwischenphase wächst die Bevölkerung stark. Zum Ende des Übergangs stagniert sie 
oder beginnt sogar zu schrumpfen, sofern es keine Zuwanderung gibt.
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20  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

Gegenmaßnahmen mit begrenztem 
Erfolg

Die Folgen des demografischen Wandels sind 
den meisten betroffenen Regierungen natür-
lich längst bekannt und sie kennen theore-
tisch die wichtigsten Stellschrauben, mit de-
nen sich die wirtschaftlichen Konsequenzen 
abmildern lassen. Manche der mittelfristig 
schrumpfenden Länder versuchen die na-
türlichen Verluste ihrer Erwerbsbevölkerung 
durch Zuwanderung auszugleichen. Einige 
geben sich Mühe, die Wirtschaft durch eine 
bessere Qualifikation ihrer Arbeitskräfte und 
durch Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung anzukurbeln. Sie versuchen mehr 
Frauen und Zuwanderer für den Arbeitsmarkt 
zu gewinnen oder setzen das Renteneintritts-
alter nach oben, um die Lebensarbeitszeit zu 
verlängern. Doch all diese Gegenmaßnahmen 
sind natürlicherweise begrenzt. 

So lässt sich beispielsweise die Frauen
erwerbsquote nicht endlos weiter steigern. 
In den vergangenen Jahrzehnten haben in 
den Industrienationen immer mehr Frauen 
ihren Platz auf dem Arbeitsmarkt gefunden, 
unter anderem, weil sie durch einen besseren 
Bildungszugang in ihren beruflichen Fähig-
keiten mit den Männern gleichgezogen sind 

Vom Übergang zur Dividende

Alle Länder erleben im Laufe ihrer Entwicklung einen 
demografischen Wandel. Er führt aus einer vorindu-
striellen Phase mit hohen Sterbe- und Geburtenraten 
(1) in eine Übergangsphase, in der sich die Lebens-
bedingungen verbessern, Kinder seltener sterben, 
sich Bildung verbreitet und die Menschen weniger 
Nachwuchs bekommen (2). Wenn dann die letzten 
geburtenstarken Jahrgänge, die einen demogra-
fischen Bonus darstellen, ins Erwerbsalter wachsen 
(3) und Beschäftigung finden, erleben die entspre-
chenden Länder ein starkes Wirtschaftswachstum 
und die Kinderzahlen sinken weiter ab. Diese Länder 
fahren dann eine demografische Dividende ein. Wenn 
die geburtenstarken Jahrgänge in großer Zahl das 
Rentenalter erreichen, schwächt sich das Wachstum 
notgedrungen ab (4). Entwicklung der Altersstruktur einer Bevölkerung im Verlauf des demografischen Übergangs
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und älter Männer Frauen

oder sie sogar überholt haben. Die höhere 
Frauenerwerbsquote hat die Produktivkraft 
pro Einwohner beziehungsweise pro Gesamt-
gesellschaft erhöht. Aber dieser Effekt klingt 
langsam aus, weil in den Industrienationen 
bereits 35 Prozent (Türkei) bis 86 Prozent 
(Island) Prozent (OECD Durchschnitt 63 
Prozent) aller Frauen im Erwerbsalter einer 
bezahlten Beschäftigung nachgehen. Da auch 
Männer im OECD-Schnitt nur zu 80 Prozent 
beschäftigt sind, ist bei den Frauen also nicht 
mehr viel Luft nach oben.34 Der Wachstums-
schub, den die Frauen der Wirtschaft einmal 
ermöglicht haben, lässt sich nicht ein zweites 
Mal wiederholen. 

Mehr Bildung kann das Wachstum 
kaum noch schüren 

Dass Bildung eine Voraussetzung für wirt-
schaftlichen Erfolg ist, kann niemanden ver-
wundern. Aber der Zusammenhang zwischen 
steigender Bildung und Wirtschaftswachstum 
verläuft nicht linear. Das Humankapital einer 
Gesellschaft wächst anfangs besonders stark, 
wenn eine zuvor analphabetische Bevölke-
rung Lesen, Schreiben und Rechnen lernt. 
Die Basisbildung breiter Bevölkerungskreise 
war fast überall die Grundlage für die Über-
windung der Armut und den wirtschaftlichen 
Aufstieg ganzer Nationen.35

Die Bildungsexpansion flacht ab, wenn erst 
einmal viele Menschen eine Sekundarbildung 
mitbekommen haben. In Deutschland stieg 
der Anteil der Abiturienten seit 1970 bis 
heute von etwa zehn (Westdeutschland)36 
auf rund 50 Prozent (Gesamtdeutschland) 
je Schuljahrgang an.37 Der Anteil jener mit 
Hochschulabschluss pro Jahrgang hat sich 
in diesem Zeitraum ähnlich stark erhöht und 
liegt heute bei 32 Prozent.38 Dieser Anteil 
lässt sich sicher noch ausbauen, auch wenn 
umstritten ist, ob die Akademikerzahlen im-
mer weiter gesteigert werden sollten.39 Doch 
sicher ist, dass sich rein zahlenmäßig eine 
Bildungsexpansion wie in der Vergangenheit 
nicht ein zweites Mal wiederholen lässt. 

Generell lohnen sich Bildungsinvestitionen 
mehr, wenn die Lebenserwartung steigt und 
die Menschen und die Volkswirtschaft länger 
von den Qualifikationen profitieren können. 
Aber auch hier gibt es einen abnehmenden 
Grenznutzen: In weit entwickelten Gesell-
schaften lohnt es sich immer weniger, in 
noch mehr Bildung zu investieren, weil die 
Menschen, gemessen an der Zahl der Aus-
bildungsjahre, „zu viel“ Zeit im Ruhestand 
verbringen (jedenfalls solange dieser so früh 
beginnt, wie heute in den meisten Industrie-
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nationen üblich), also in einer Phase, in der 
sie ihren hohen Bildungsstand nicht mehr 
wirtschaftlich nutzen können. Dieser Effekt 
ist real messbar: Gesellschaften erleben im 
Schnitt den höchsten Bildungszuwachs, wenn 
sie eine mittlere Lebenserwartung von 60 bis 
75 Jahren erreicht haben, danach schwächt 
er sich aus Rentabilitätsgründen ab.40 In der 
Europäischen Union, in den USA und dem 
Schnitt der OECD-Länder werden die Men-
schen aber längst deutlich älter.41

An der Sättigungsgrenze?

Mit der Alterung der Gesellschaft könnten 
sich auch die Konsumausgaben der Bevölke-
rung reduzieren, was ein weiterer Faktor für 
eine Wachstumsschwächung wäre. So sind 
etwa in Deutschland die durchschnittlichen 
Einkommen während der Haupterwerbs
phase zwischen 25 und 54 Jahren am 
höchsten, bis zur Altersgrenze von 64 Jahren 
gehen sie zurück und sinken danach weiter 
ab.42 Entsprechend reduzieren sich auch die 
durchschnittlichen Konsumausgaben der 
Haushalte, wenn der Bezieher des Hauptein-
kommens ein Alter von 55 Jahren überschrit-
ten hat.43 Insbesondere schwindet bei älteren 
Menschen der Bedarf an langlebigen Kon-

sumgütern – weil diese bereits im Haushalt 
stehen und weil Ältere weniger empfänglich 
für immer neue Produkte sind. 

Rentnerhaushalte verfügen allerdings im 
Schnitt über erhebliche Vermögen, die 
bisher tendenziell vererbt werden. Durch 
die Alterung der Gesellschaft ist es wahr-
scheinlich, dass die Gesundheitsausgaben 
dieser Personengruppe steigen. Dadurch 
würden einerseits die Rentnervermögen 
abschmelzen, andererseits aber würde das 
Wirtschaftswachstum über den Gesundheits-
sektor angekurbelt. 

Ein rückläufiger Konsum kann in weit entwi-
ckelten Gesellschaften, die einen bestimm-
ten Lebensstandard erreicht haben, noch 
verstärkt werden durch sogenannte Sätti-
gungseffekte. Typischerweise wachsen Volks-
wirtschaften zu Beginn ihrer Entwicklung 
besonders stark. Sie starten von niedrigem 
Niveau, entweder, weil sie vorher noch keine 
Chancen dazu hatten, oder weil sie nach 
Krieg und Zerstörung neu beginnen müssen 
wie etwa Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Dort mussten Unternehmen ihre 
Produktion neu aufbauen, die Bewohner 
bauten Häuser und kauften Konsumgüter 
vom Kühlschrank bis zum ersten Auto. Doch 
ab einem bestimmten Besitzniveau der 
Bürger stößt die Nachfrage nach Gütern an 

Grenzen, weil die Grundbedürfnisse mehr als 
befriedigt sind und praktisch jeder Haushalt 
zumindest einen Herd oder ein Fernsehgerät 
besitzt. In Städten mit guten Mobilitätsange-
boten werden private PKW zunehmend über-
flüssig. Manche Menschen, vor allem in den 
wohlhabenden Industrienationen, verzichten 
auch aus Umwelt- oder Nachhaltigkeitsüber-
legungen auf einen immer weiter ausufern-
den Konsum. Diese „neue Genügsamkeit“, ist 
bislang zwar wenig verbreitet, könnte aber 
künftig die Nachfrage nach Konsumgütern 
weiter drosseln. 

Wachstumshemmnis Nr. 2

Weniger Produktivitätsgewinne

Eine langsamer wachsende Bevölkerung 
beziehungsweise eine, die gar nicht mehr 
wächst, sondern schrumpft und altert, muss 
kein ökonomisches Problem sein, solange 
jener Teil der Bevölkerung, der wirtschaftlich 
aktiv ist, immer produktiver wird. Theore-
tisch lassen sich damit jene Verluste auffan-
gen, die durch den demografischen Wandel 
entstehen. Es gibt sogar Studien renommier-
ter Ökonomen, die zu dem (wissenschaftlich 
umstrittenen44) Ergebnis kommen, dass eine 
Alterung der Gesellschaft zu mehr Wachstum 
führt.45

Die Produktivität ist der zweite wichtige 
Faktor für Wirtschaftswachstum. Darunter 
verstehen Volkswirte das Verhältnis zwischen 
dem, was hergestellt wird, und dem, was im 
Herstellungsprozess an Mitteln notwendig 
ist – kurz gesagt: Ertrag je Aufwand oder 
Output je Input. Langfristig wirtschaftlich 
erfolgreich kann ein Unternehmen im Wett-
bewerb mit anderen nur sein, wenn es min-
destens so produktiv ist wie die Konkurrenz. 
Also wenn der Ertrag je eingesetzter Arbeit 
langfristig gleich groß oder größer ist als in 
anderen Firmen. Nur dann liegt die Summe 
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22  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

der Produktionskosten in Form von verschie-
densten Materialien und Komponenten, von 
Lohn für die Arbeitskräfte, von Zinsen für das 
investierte Kapital, vom Forschungsaufwand 
für neue Ideen und so weiter, unter dem 
Preis, den das Unternehmen für seine Waren 
und Dienstleistungen am Markt bekommt. 

Produktivitätssteigerungen – mehr Güter mit 
gleichem oder sogar geringerem Aufwand zu 
herzustellen – sind somit ein natürliches An-
liegen von Unternehmen. Ohne effizientere 
Verarbeitungsschritte machen Unternehmen 
irgendwann Verluste, gehen bankrott und 
scheiden aus dem Wirtschaftsprozess aus. 
Ohne Produktivitätssteigerungen sind wach-
sende Pro-Kopf-Einkommen, mehr Freizeit 
und ein Zuwachs an materiellem Wohlstand 
nicht möglich. Verdoppelt sich die Produkti-
vität, geht es den Menschen unter sonst glei-
chen Bedingungen im Schnitt doppelt so gut.

Immer mehr Maschinen – aber die 
Produktivität wächst immer langsamer

Vor allem Maschinen haben die Produktivität 
in der Vergangenheit massiv erhöht: Ein 
Mähdrescher leistet das Abertausendfache 
dessen, was früher ein Bauer mit Sense 
und Dreschflegel vom Feld in die Scheune 
bringen konnte. Ein Schaufelbagger ersetzt 
hunderte von Bauarbeitern mit Spitzhacke 
und Schippe. Computer oder Roboter können 
heute so ziemlich alles an Routinetätig
keiten schneller und billiger erledigen, als ein 
Mensch es vermag. Ohne diese technischen 
Hilfen wäre das Wirtschaftswachstum der 
Vergangenheit nicht möglich gewesen. Und 
weil sich die technischen Innovationszyklen 
in den letzten Jahrzehnten und Jahrhunder-
ten erheblich beschleunigt haben, weil an 
den Universitäten und in den Laboren der 
Unternehmen immer mehr Forscher in immer 
mehr Wissensbereichen arbeiten, sollte man 
annehmen, dass auch die Produktivität im-
mer schneller ansteigt. Interessanterweise ist 
dies aber nicht der Fall.46

So haben sich trotz der zahllosen Erfindun-
gen der letzten Jahre, trotz der atemberau-
benden Steigerung der Rechnerleistungen in 
der jüngeren Vergangenheit und der raschen 
Verbreitung von Robotern, die Produktivitäts
steigerungen in den gereiften Volkswirt-
schaften immer weiter verlangsamt. Stieg die 
Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde 
etwa in Deutschland in den 1970er Jahren um 
jährlich rund vier Prozent, so waren es zur 
Jahrtausendwende nur noch rund zwei Pro-
zent. Heute liegen die Steigerungsraten bei 
weniger als einem Prozent.47 Ausgerechnet in 
den für Deutschland so wichtigen Vorzeige-
branchen Elektrotechnik und Maschinenbau 
gab es seit 2011 praktisch keinen Zuwachs 
mehr, wie eine Studie des Beratungsunter-
nehmens IW Consult zeigt.48 Die Autoren 
halten diese Entwicklung für „extrem besorg-
niserregend“, tun sich aber angesichts der 
vielen technologischen Fortschritte schwer 
mit einer Erklärung dafür. Die Produktivitäts-
zuwächse schwinden nicht nur in Deutsch-
land, sondern in allen Industrienationen. In 
den USA haben sich die Steigerungen der 
Arbeitsproduktivität in der Phase 2005 bis 
2015 im Vergleich zu 1995 bis 2004 von 2,8 
auf 1,3 Prozent mehr als halbiert.49

Der amerikanische Ökonom Robert J. Gordon 
von der Northwestern University in Illinois 
erklärt den Rückgang der Produktivitäts
fortschritte damit, dass die wesentlichen 
Erfindungen bereits vor langer Zeit ihre Wir-
kung entfacht haben und heutige Neuerun-
gen zwar groß in ihrer Zahl, aber zumindest 
bisher eher bescheiden in ihrer Wirkung sind. 
Gordon sieht im historischen Rückblick drei 
industrielle Revolutionen: Die erste verlief 
von 1750 bis 1830 und wurde ausgelöst 
durch die Erfindung der Dampfmaschine, mit 
der sich Webstühle oder Lokomotiven antrei-
ben ließen. Die zweite dauerte von 1870 bis 
1940 und war geprägt von der Erfindung der 
Elektrizität und des Verbrennungsmotors. 
Kerzen und Ölfunzeln wurden durch Glühlam-
pen ersetzt, Pferdefuhrwerke durch Automo-
bile und elektrisch angetriebene Züge. In die-
ser Phase der wirtschaftlichen Entwicklung 

habe sich das Leben der Menschen in einer 
Art und Weise verbessert, wie es heute nicht 
mehr der Fall sei, schreibt Robert Gordon.51 
Die dritte industrielle Revolution schließlich 
begann in den 1960er Jahren mit der Verbrei-
tung des Computers und fand kurz vor der 
Jahrtausendwende mit der „Vermählung des 
PCs und der Kommunikationstechnologie“ 
sowie dem Siegeszug des Internets ihr vor-
läufiges Ende, wie Gordon meint.52

Alle drei Innovationswellen waren zeit-
versetzt begleitet von einem hohen Wirt-
schaftswachstum in den Industrienationen, 
denn es dauerte jeweils seine Zeit, bis die 
Neuerfindungen durch Massenproduktion 
bezahlbar wurden und die gesamte Wirt-
schaft durchdrangen: Erst 150 Jahre nach der 
Erfindung der Dampfmaschine erreichte der 
dadurch ausgelöste Wirtschaftsboom seinen 
Höhepunkt. Rund 100 Jahre dauerte es, bis 
der Verbrennungsmotor seinen maximalen 
Aufschwung erreicht hatte und 40 Jahre 
waren es beim Computer. Insgesamt steht die 
Zeit von 1870 bis 1970 laut Gordon für eine 
einzigartige Epoche des Fortschritts, die den 
Menschen neben den erwähnten Techniken 
auch die Toilettenspülung, Impfstoffe und 
Antibiotika, Zentralheizung und Klimaanlagen 
gebracht hat und damit zweifelsohne erheb
liche Verbesserungen des Lebensstandards. 

Seit dem Einzug des Computerzeitalters 
hat der menschliche Erfindergeist zwar 
immer neue Ideen und Produkte auf den 
Markt geworfen und er wird es mit Sicher-
heit weiter tun, aber dennoch hat sich das 
Produktivitätswachstum deutlich reduziert. 
Man sehe das Computerzeitalter überall, nur 
nicht in der Statistik, schrieb schon 1987 der 
amerikanische Wirtschaftsnobelpreisträger 
Robert Solow, nach dem das „Produktivitäts-
paradox“ benannt ist. Es verdeutlicht, dass 
es zwar immer mehr neue Technologien gibt, 
die Produktivität aber trotzdem immer lang-
samer wächst.53
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3D-Drucker, Facebook und autonomes Fahren 
sind im Vergleich zu der Druckerpresse von 
Johannes Gutenberg oder zu der Erfindung 
des Automobils eben nur kleine Sprünge in 
der Geschichte der technischen Evolution 
und können nur vergleichsweise geringe 
Produktivitätsfortschritte bringen.54 Das be-
deutet gewiss kein Ende der Innovation. Sie 
dürfte erhalten bleiben, solange es Menschen 
gibt. Aber offenbar lösen die Innovationen 
keine gewaltigen Wachstumsschübe mehr 
aus. Robert Gordon vermutet deshalb, das 
hohe Wachstum von Wirtschaft und Produk-
tivität aus der Vergangenheit sei eine histo-
risch einmalige Angelegenheit gewesen, auch 
wenn er natürlich nicht wissen kann, ob es in 
Zukunft nicht doch wieder eine bahnbrechen-
de Erfindung geben wird.55, 56

Der Wachstumsschwund wäre somit durch 
einen Rückgang auf der Angebotsseite zu 
erklären, also damit, dass die Unternehmen 
anders als zu früheren Zeiten weniger innova-
tive Produkte auf den Markt werfen, die ihnen 
die Verbraucher aus den Händen reißen. Die-

se Theorie steht im Widerspruch zu jener von 
Lawrence Summers, dem Hauptstichwort-
geber für eine säkulare Stagnation, der die 
Nachfrageseite für das anämische Wachstum 
verantwortlich macht. Summers glaubt, dass 
aus Furcht vor Verschuldung seit der letzten 
Finanzkrise 2007/08 weltweit zu viel gespart 
und zu wenig investiert wird. Vor allem staat-
liche Investitionen in Infrastruktur, Bildung 
oder Forschung könnten das Wachstum wie-
der auf Trab bringen, selbst wenn dadurch 
die Schuldenlast weiter steige.57 Unabhängig 
vom Erklärungsmuster sind beide Ökonomen 
der Überzeugung, dass die Industrienationen 
vor einer längeren, womöglich sehr langen 
ökonomischen Schwächephase stehen.

Der Rückgang der Produktivitätszuwächse 
liegt auch im Übergang von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft begründet. Wäh-
rend bei industriellen Fertigungsprozessen 
Maschinen einen großen Teil der Arbeit über-
nehmen können, ist das bei Dienstleistern 
seltener der Fall: Im Forschungsbereich, bei 
Richtern und Anwälten, in der Gastronomie 
und im Fremdenverkehr, im medizinischen 
Sektor oder bei der Pflege bleiben Menschen 

im Zentrum der Arbeit und es lassen sich 
weniger Arbeiten von Maschinen überneh-
men. Zwar sind auch in diesen Bereichen 
Produktivitätsfortschritte durch die Digitali-
sierung zu erwarten60, aber wie weit sie sich 
durchsetzen wird, ist umstritten. Dass die 
Produktivitätssteigerungen in der Industrie 
deutlich sichtbarer sind, wird auch daran 
deutlich, dass Dienstleistungen relativ zu 
Industrieprodukten immer teurer werden. 
Deshalb lohnt es immer weniger, Staubsauger 
oder Mobiltelefone reparieren zu lassen, weil 
ein Neukauf billiger ist oder zumindest so 
erscheint.

Ein weiterer, demografisch bedingter Faktor 
könnte die Produktivität weiter reduzieren: 
So führt die Verrentung der geburtenstarken 
Jahrgänge der Babyboomer in Ländern mit 
guter Beschäftigungslage wie Deutschland 
bereits heute zu einem Mangel an Arbeits-
kräften. Unternehmen „horten“ deshalb auch 
bei schwacher Auftragslage Personal, selbst 
wenn dieses eine Weile unterbeschäftigt 
ist, weil sie befürchten, bei neuen Aufträgen 
keine entsprechenden Mitarbeiter zu finden. 
Und sie stellen bei besserer Auftragslage aus 
der „stillen Reserve“ der Geringqualifizierten 
und Arbeitslosen Personen ein, die sonst 
wenig Chancen auf dem Arbeitsmarkt gehabt 
hätten. Das führe zwar zu einer niedrigeren 
Arbeitslosigkeit, reduziere aber notgedrun-
gen die Produktivität, meint der Bochumer 
Ökonomieprofessor und Vorsitzende des 
Sachverständigenrates für Wirtschaftsfragen, 
Christoph Schmidt.61 Das Gleiche kann pas-
sieren, wenn durch die Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters Ältere eine Beschäftigung 
finden oder wenn der Arbeitskräftemangel 
durch Zuwanderer mit geringer Qualifikation 
gedeckt wird. 

Wenn die Zahl der Beschäftigten steigt, die 
zusätzlich Eingestellten aber gering qualifi-
ziert sind und wenig verdienen, erhöht sich 
zwar die wirtschaftliche Gesamtleistung der 
Gesamtgesellschaft, weil mehr Menschen 

Weniger bahnbrechende Erfindungen

Eine steigende Produktivität, also die Möglichkeit Güter und Dienstleistungen mit weniger Aufwand herzustel-
len, ist ein wichtiger Treiber für das Wirtschaftswachstum. Bahnbrechende Erfindungen wie der Verbrennungs-
motor oder die Elektrizität haben der Produktivität einst Flügel verliehen. Doch in der jüngsten Vergangenheit 
sind die Zuwächse immer geringer geworden – trotz Robotern und Digitalisierung.

Entwicklung der  
Totalen Faktorproduk
tivität (TFP) in 
konstanten nationalen 
Preisen (1950=1),  
1950 bis 2014 
(Datengrundlage: 
Penn World Table50)
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daran mitarbeiten, nicht aber die Produktivi-
tät der betroffenen Unternehmen. Dies kann 
sie schwächen im Wettbewerb mit Konkur-
renten aus dem Ausland, die zu günstigeren 
Lohnbedingungen produzieren. Auch unter 
diesen Bedingungen würde das Wachstum 
reduziert.

Dennoch ist es für eine Volkswirtschaft 
immer sinnvoll, für Vollbeschäftigung zu 
sorgen und dabei auch weniger produktive 
Arbeitskräfte einzustellen. Selbst wenn deren 
Gehälter durch Lohnsubventionen aufgebes-
sert werden, ist es im fiskalischen Interesse, 
die Menschen in Lohn und Brot zu bringen als 
sie komplett von staatlichen Sozialleistungen 
abhängig zu machen.

Bringt die vierte industrielle Revo
lution den großen Wachstumsschub?

Wie es künftig weitergeht mit der Produk
tivitätssteigerung, ist trotz des beschriebe-
nen Trends schwer vorherzusagen. Experten 
vom Fraunhofer Institut für Arbeitswirtschaft 
und Innovation erwarten, wie viele andere 
Wissenschaftler, von der durch die Digita-
lisierung getriebenen „Industrie 4.0“ eine 
vierte industrielle Revolution, bei der Ma-
schinen, Roboter und künstliche Intelligenz 
Zug um Zug weite Teile der Produktions- und 
Innovationsabläufe übernehmen, also die 
Effizienzrevolution der Wirtschaft wieder be-
schleunigen.62 Die Biotechnologie und neue 
Werkstoffe aus der Nanotechnologie sollen 
für weitere Produktivitätsgewinne sorgen. 

Andere Experten, zu denen die amerikani-
schen Ökonomen Lawrence Summers oder 
Robert J. Gordon von der Northwestern 
Universität zählen, sind deutlich skeptischer 
und glauben nicht an wesentliche Produk
tivitätsschübe durch die Digitalisierung. 
Gordon warnt gar vor den „Techno-Optimis-
ten“, die immer auf den technologischen 
Fortschritt schielen, anstatt sich mit den 
strukturell bedingten „Gegenwinden“ für 
Wirtschaftswachstum zu beschäftigen, wie 
dem demografischen Wandel.63

Tatsächlich hält der Vormarsch der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie 
schon seit geraumer Zeit an, ohne dass sich 
das Wachstum dadurch wieder beschleunigt 
hätte. In Deutschland etwa ist der Digitali-
sierungsgrad der Wirtschaftsunternehmen in 
den vergangenen Jahren deutlich gestiegen, 
und 27 Prozent der gewerblichen Wirtschaft 
sind bereits „hoch digitalisiert“, heißt es im 
Monitoring-Report Wirtschaft DIGITAL 2016 
des Bundeswirtschaftsministeriums.64

Es dauere eben eine Weile, bis sich eine neue 
Technologie durchgesetzt habe, meinen dem-
gegenüber IT-Optimisten wie Andrew McAfee 
und Erik Brynjolfsson vom Massachusetts 
Institute of Technology und glauben, die 

eigentlichen Produktivitätsgewinne und ein 
sprunghaftes Wachstum durch die Digitali-
sierung stünden noch bevor.65 Das ist nicht 
auszuschließen, aber umgekehrt könnte 
die Digitalisierung Millionen von Arbeits-
plätzen kosten, soziale Probleme schaffen, 
den Konsum reduzieren und dadurch die 
Wachstumsaussichten eintrüben. Nämlich 
dann, wenn nicht nur einfache, sondern auch 
anspruchsvolle Tätigkeiten, die heute gut 
bezahlte Fachkräfte erledigen, von Computer 
und Roboter übernommen werden. Den Ar-
beitern und Angestellten erginge es damit so 
wie einst den Pferden in der Landwirtschaft, 
schrieb der russisch-amerikanische Ökono-
mie-Nobelpreisträger Wassily Leontief schon 
1983: Die Zugtiere wurden von Traktoren 
und Automobilen verdrängt und fanden keine 
neue Aufgabe in anderen produktiven Berei-
chen. Ebenso wenig könnten die durch Ma-
schinen und Roboter arbeitslos gewordenen 
Menschen einen neuen Job finden, meinte 
Leontief, selbst wenn sie dafür umgeschult 
würden.66

Ergebnisse des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung lassen vermuten, dass 
15 Prozent der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Deutschland aus dem Jahr 
2013 einem „sehr hohen Substituierbarkeits-
potenzial ausgesetzt, also in einem Beruf be-
schäftigt seien, bei dem mehr als 70 Prozent 
der Tätigkeiten heute schon durch Computer 
ersetzt werden könnten“. Prognosen aus den 
USA gehen davon aus, dass dies in den kom-
menden 10 bis 20 Jahren sogar für fast die 
Hälfte aller Beschäftigten gilt.67

Die Frage ist, ob sich ein solcher, zweifels-
ohne produktivitätssteigernder Jobverlust 
negativ auf die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung auswirken wird, weil Maschinen 
und Roboter, anders als Erwerbstätige, kein 
Geld ausgeben, kaum etwas konsumieren 
und keine Steuern zahlen – jedenfalls 
solange sie nicht auf eine Maschinensteuer 
verpflichtet werden, wie sie jüngst der 
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War das enorme Wachstum der 
Produktivität ein Einmaleffekt?

Die 1950er Jahre waren, nicht nur in den USA, das 
goldene Zeitalter der Produktivitätszuwächse. 
Damals durchdrang die Massenfertigung an Fließ-
bändern die Industrie. Die Effekte von Computer und 
Internet in den 1990er Jahren waren vergleichsweise 
gering. Von Industrie 4.0 ist noch nichts zu sehen.
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Microsoft-Gründer Bill Gates gefordert hat.68 
Produktivitätssteigerung bedeutet zwar 
gemeinhin einen Gewinn, der in diesem Fall 
aber tendenziell bei den Eigentümern der 
Unternehmen hängen bleibt und weniger 
bei eine Vielzahl von Beschäftigten. Jeder 
wegrationalisierte Arbeitsplatz bedeutet 
Kaufkraftverluste, solange die Entlassenen 
nicht an anderer Stelle eine gleichwertige 
Beschäftigung finden. Was Unternehmen 
nicht verkaufen, mindert deren Gewinn und 
bedeutet auch weniger Steuereinnahmen für 
den Staat, der obendrein die höheren Sozial-
kosten einer wachsenden Arbeitslosigkeit zu 
tragen hat. Er kann einen sozialen Ausgleich 
nur durch höhere Schulden bewerkstelligen, 
was im Allgemeinen geringere Investitionen 
in wachstumsfördernde Bereiche wie Bildung 
und Forschung bedeutet.

Jedoch ist unklar, ob die Digitalisierung im 
Gegenzug nicht mehr hochwertige Arbeits-
plätze schafft, als sie an einfachen Jobs 
vernichtet, weil Computer und Roboter ih-
rerseits von Fachkräften entwickelt, gebaut, 
gesteuert und vertrieben werden müssen. 
Schließlich waren in vergangenen Zeiten die 
Arbeitsplatzgewinne durch neue Technolo-
gien stets größer als die rationalisierungs-
bedingten Jobverluste bei Webern, Land
arbeitern, Kutschern oder Zählerablesern. So 
haben die PC-Produzenten zwar unter ande-
rem die Hersteller von Schreibmaschinen in 
den Untergang getrieben und Tausende von 
Menschen arbeitslos gemacht, sie haben aber 
im Gegenzug wesentlich mehr Menschen 
eine Beschäftigung gegeben. Das gilt für alle 
Innovationen der Vergangenheit: Weltweit ist 
die Zahl der Beschäftigten über Jahrhunderte 
gestiegen – allen Erfindungen und effizienten 
Maschinen zum Trotz.

Sicher ist, dass die kostenlosen Dienste des 
Internets, von Wikipedia über Google bis 
Facebook oder WhatsApp zwar das Leben 
der Nutzer vereinfachen (und einen Haufen 

Zeit stehlen, die produktiver nutzbar wäre), 
aber wenig Einfluss auf das BIP haben, zu-
mindest keinen messbaren oder direkten. 
Große Teile der Informationstechnologie sind 
nicht „bepreist“ und können deshalb nicht 
ins BIP einfließen. Wer eine Suchmaschine 
nutzt, twittert, den Kartendienst auf seinem 
Smartphone aufruft oder sich über Wikipedia 
informiert, spart Zeit und Geld und kann 
womöglich bestimmte Arbeiten effizien-
ter verrichten, zahlt aber nichts für diese 
Leistungen. Und wo kein Geld fließt, gibt es 
nichts zu verdienen und auch der Staat kann 
keine Einnahmen erzielen, was aber gerade 
angesichts rückläufigen Wachstums und der 
demografischen Alterung zur Finanzierung 
des sozialen Ausgleichs dringend nötig wäre. 

Selbst wenn die Produktivität durch die Kom-
munikations- und Informationstechnologie 
(KIT) steigt, weil sich viele Arbeiten schneller 
erledigen lassen, ist dies schwer zu messen 
und sie schlägt sich nicht in der BIP-Statistik 
nieder. Manche Experten glauben deshalb, 
dass die Produktivitätssteigerung durch die 
KIT zwar in Wirklichkeit stattfinden, sich 
aber im herkömmlichen Sinne nicht abbilden 
lassen. Das ausbleibende Wachstum ließe 
sich dann auf eine Art Messfehler zurück
führen. Die Frage ist, wo es dann geblieben 
ist. Statistisch jedenfalls lässt es sich nicht an 
anderer Stelle aufspüren.69

Nur einige Leistungen der KIT tauchen 
indirekt im BIP auf, in Form von gekauften 
Tablets und Smartphones, in verlegten Breit-
bandkabeln oder in Telekomrechnungen;70 
über gekaufte Produkte, deren Absatz über 
die allgegenwärtige Werbung der Internet-
dienste und sozialen Medien angekurbelt 
wird; oder über die Daten, welche die Unter-
nehmen über Ihre Nutzer einsammeln und 
weiterverkaufen. Damit erzielen IT-Giganten 
wie Google oder Facebook zwar hohe Gewin-
ne, aber sie heben das Wirtschaftswachstum 
nicht auf alte Höhen. Sie brauchen für ihre 
Tätigkeiten zudem vergleichsweise wenig 
Personal und müssen, anders als Industrie-

betriebe, wenig in Maschinen und Vorproduk-
te investieren. Genau deshalb verfügen diese 
Konzerne über hohe Finanzreserven und kön-
nen es sich erlauben, ein Start-up nach dem 
anderen zu kaufen, die ihrerseits noch weni-
ger Sachinvestitionen geleistet haben. Solche 
Unternehmen sind wenig „kapitalintensiv“ 
und tragen über ihre eigenen Produkte hinaus 
wenig zum allgemeinen Wachstum bei. 

Wachstumshemmnis Nr. 3

Wachsende Ungleichheit in der  
Gesellschaft

Der demografische Wandel, die Alterung und 
das langfristige Schrumpfen der Bevölkerung 
sowie der Rückgang beim Produktivitäts-
wachstum sind Prozesse, die politisch kaum 
zu beeinflussen sind. Die Politik kann sie 
kaum verhindern und muss lernen, mit ihnen 
umzugehen. Doch es gibt weitere Erklärun-
gen für das Ausklingen des Wachstums, die 
leichter politisch zu beeinflussen sind.

In vielen Ländern der Welt verteilen sich der 
erwirtschaftete Wohlstand und die Vermö-
gen immer ungleichmäßiger innerhalb der 
Gesellschaft. Von Wachstum, wenn es denn 
vorhanden ist, profitieren überproportional 
die höheren Einkommensgruppen, während 
die einkommensschwachen Haushalte immer 
weiter abgehängt werden, beklagt die OECD. 
Dies schwäche das volkswirtschaftliche 
Wachstum und verhindere, dass Gering
verdiener ihr Humankapital gewinnbringend 
einsetzen könnten.71

Generell haben Einkommensungleichheiten 
einen Einfluss auf die Kaufkraft, auf die 
Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
und damit die Wirtschaftsleistung. Dieser 
Einfluss wird „signifikant“ werden, wie die 
OECD schreibt, wenn ein wachsender Teil der 
Bürger nicht genug Geld hat, die Produkte 
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der Unternehmen zu kaufen.72 Die Ärmeren 
können zudem weniger in die Bildung ihrer 
Kinder investieren. Die Reicheren wiederum 
können ihr Geld kaum noch ausgeben und 
sparen es stattdessen. Zu viel Erspartes wie-
derum drückt die Zinsen und verschärft die 
Geldschwemme, die als wichtiger Beleg einer 
säkularen Stagnation gilt und als Zeichen für 
schleppende Investitionen, was das Wachs-
tum weiter verlangsamt. 

Hinzu kommt, dass Wohlhabende tendenziell 
Partnerschaften mit anderen Wohlhabenden 
eingehen, dass sich der Wohlstand also in 
bestimmten gesellschaftlichen Gruppen 
sammelt. Diese können mehr in die Bildungs-
karrieren ihrer Kinder investieren als ärmere 
Gruppen, wodurch die Schere zwischen Arm 
und Reich weiter auseinandergehen kann 
– wie es beispielsweise in den USA zu beob-
achten ist.73

Nach dem Global Wealth Report 2016 der 
Schweizer Crédit Suisse wachsen die welt-
weiten Finanzvermögen einerseits immer 
langsamer, nämlich 2016 in der Summe nur 
noch um 1,4 Prozent, während es zwischen 
2001 und 2005 im Mittel noch deutlich über 
10 Prozent waren. Andererseits wächst aber 
die Vermögensungleichheit, gemessen am 
Anteil der reichsten zehn Prozent der Erwach-
senen im Vergleich zur übrigen erwachsenen 
Weltbevölkerung. Während die untere Hälfte 
zusammengerechnet weniger als ein Prozent 
des Gesamtvermögens besitzt, verfügen die 
wohlhabendsten 10 Prozent über 89 Prozent 
des weltweiten Vermögens.74

In vielen Ländern geht auch die Einkom-
mensschere auseinander: In den USA etwa 
hat sich seit den 1970er Jahren in jedem 
einzelnen Bundesstaat das Volkseinkommen 
kontinuierlich von der Mittelklasse hin zu den 
Topverdienern verlagert. In 15 von 50 Bun-
desstaaten hat das reichste Prozent der Be-
wohner zwischen 2009 und 2013 die gesam-
ten registrierten Einkommenssteigerungen 

für sich verbucht, also nach der Finanzkrise, 
die generell zu einer Verschlechterung der 
Wirtschaftslage geführt hat. Demgegenüber 
gingen 99 Prozent der Bevölkerung leer aus, 
beziehungsweise sie mussten Verluste hin-
nehmen. Für die gesamten USA betrachtet 
hat das reichste Prozent der Bewohner 85 
Prozent der gesamten Einkommenszuwächse 
erhalten. Die wachsende Ungleichheit beruht 
auf einer Expansion der Gehälter und Kapital-
erträge. Von letzteren profitieren naturgemäß 
jene besonders, die bereits einen gewissen 
Kapitalstock aufgebaut haben.75

Die Spaltung der Gesellschaft in Arm und 
Reich und die Herausbildung einer Wissens- 
und Kapitalelite gehört in den USA Umfragen 
zufolge zu den brennendsten Sorgen der 
Menschen. Führende Ökonomen wie Paul 
Krugmann, Joseph Stiglitz oder Branko 
Milanovic, unter ihnen zwei Nobelpreis
träger, befürchten sogar, dass die wachsende 
Einkommensungleichheit die Demokratie 
gefährde.76

Relativ betrachtet wächst die Ungleichheit 
besonders stark in Ländern, die noch am An-
fang einer stürmischen Entwicklung stehen, 
etwa in China, das offiziell noch immer ein 
kommunistisches Land ist. Dort profitieren 
vom Wohlstand zwar immer mehr Menschen 
der Mittelklasse, er konzentriert sich aber 
immer mehr in den Händen weniger.77

Ob die Ungleichheit in Deutschland in den 
letzten Jahren gestiegen ist, bleibt umstritten: 
Die OECD ging 2014 in einer Studie davon 
aus, dass dies der Fall sei.78 Das Münchner 
ifo-Institut hingegen kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Ungleichheit der Arbeitseinkommen 
zwischen 2004 und 2013 gesunken ist. Die 
Nettoeinkommensungleichheit, die neben 
Arbeitseinkommen auch andere Einkom-
mensarten berücksichtigt, ist auf der Ebene 
der Haushalte nahezu unverändert geblie-
ben.79 Auch das Arbeitsministerium vermel-
det, dass die Einkommen in Deutschland 
zwischen 2005 und 2011 weitgehend stabil 
verteilt blieben, dass die Vermögensungleich-
heit in der Zeit von 2002 bis 2012 sogar 
leicht abgenommen hat.80

Anteil der Vorsteuerein-
kommen von Erwach-
senen in der unteren 
Einkommenshälfte 
am Gesamtvorsteuer
einkommen, in USA, 
China und Frankreich,  
1978 bis 2015
(Quelle: National Bureau 
of Economic Research81)

Prozent

Gespaltene Gesellschaften

Dass die Einkommensschere in den USA immer weiter auseinandergeht, ist weithin bekannt. Aber gerade in 
Schwellenländern wie China schreitet diese Entwicklung noch schneller voran. Dort haben sich seit der wirt-
schaftlichen Öffnung zwar die Einkommen aller Bevölkerungsschichten enorm verbessert, aber die Reichen 
streichen mit Abstand am meisten von den Zugewinnen ein. Ganz anders in Frankreich, wo die Einkommens-
schere seit Jahrzehnten unverändert ist. 
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beginnen teilweise zu schrumpfen, der Kon-
sum geht zurück, die Innovationskraft sinkt, 
was sich wiederum auf die Entwicklung der 
Produktivität auswirkt. Verkürzt und verein-
facht ausgedrückt: Weil es den Menschen 
immer besser geht, verlangsamt sich das 
Wirtschaftswachstum. 

Der Wachstumsrückgang ist damit Teil eines 
strukturellen Wandels der Industriegesell-
schaften. Er ließe sich womöglich durch einen 
heute noch unbekannten Innovationsschub 
umkehren, der Wirtschaft und Gesellschaft 
wieder auf den Wachstumspfad schickt. Oder 
wenn die Gesellschaften ihren Wohlstand 
zerstören und von niedrigerem Niveau aus 
einen neuen Aufstieg zu neuem Wohlstand 
organisieren müsste. Dieser Vorschlag klingt 
absurd, aber es ist kein Geheimnis, dass 
Gesellschaften immer dann ihre größten 
Wachstumsphasen erlebt haben, wenn sie 
nach Kriegen oder Katastrophen mit einem 
Neuaufbau beginnen mussten.

Weil die erste Variante ungewiss und die 
zweite unerwünscht ist, wäre es anzuraten, 
sich mit einem „Plan B“ auf die nicht un-
wahrscheinliche Variante einer säkularen 
Stagnation einzustellen. Das hieße, das kaum 
vermeidbare Schrumpfen zu akzeptieren und 
nach Lebensmodellen für ein Wohlergehen 
der Gesellschaft bei weniger oder in Abwe-
senheit von Wachstum zu suchen. In der 
Praxis allerdings sehen die Reaktionen von 
Staat und Wirtschaft auf das sich verlang
samende Wachstum ganz anders aus. Wie 
sich diese bisher darstellen, ist Inhalt des 
nächsten Kapitels.

Wachstumshemmnis Nr. 4 

Bremseffekte durch ökologische 
Schäden 

Schließlich kann sich auch ein weiterer Faktor 
negativ auf das Wirtschaftswachstum auswir-
ken: Die Schäden an der Umwelt, ausgelöst 
durch den Rohstoffverbrauch und die Emis-
sionen einer 7,4-Milliarden-Weltbevölkerung, 
können die Lebens- und damit Wirtschafts-
bedingungen regional, aber auch global 
verschlechtern. Umweltprobleme wie die 
Luftverschmutzung oder eine Schadstoffbe-
lastung des Trinkwassers beeinträchtigen die 
Gesundheit der Menschen und damit deren 
Produktivität. Der Klimawandel dürfte mittel-
fristig dichtbesiedelte, tiefgelegene Küsten-
regionen unter Wasser setzen, dort Produk-
tionsanlagen und Agrarflächen unbrauchbar 
machen und Investitionen zerstören. Dürren, 
Überflutungen durch Starkregenfälle und 
Stürme bedrohen die Landwirtschaft in vie-
len Teilen der Welt.82

Wie groß diese künftigen Schäden sind, ist 
schwer zu quantifizieren und entsprechend 
umstritten. Einen groben Überblick liefert der 
rund 650 Seiten starke „Stern-Report“, den 
Nicholas Stern, der ehemalige Chefökonom 
der Weltbank, 2006 im Auftrag der briti-
schen Regierung erarbeitet hat. Er beziffert 
die langfristigen jährlichen Kosten eines 
ungebremsten Klimawandels auf mindestens 
fünf Prozent des globalen BIP.83 Dies wäre 
eine erhebliche Einbuße und würde das glo
bale Wirtschaftswachstum allein schon deut-
lich unter die Nulllinie drücken.

Während sich viele Umweltprobleme der 
Industrienationen mittlerweile durch bessere 
Umweltgesetze minimiert haben, wurden an-
dere an ärmere Länder ausgelagert. Dorthin 
sind gefährliche und besonders schmutzige 
Produktionsschritte abgewandert, etwa in 
der Leder- und Textilindustrie, in der Land- 
und Fischereiwirtschaft oder bei der Roh-
stoffförderung. Dies ist ein Grund dafür, dass 
Schwellen- und Entwicklungsländer künftig 
stärkere umweltbedingte Einbußen beim 
Wirtschaftswachstum zu befürchten haben 
als die Industrieländer.84

Die Wachstumsschwäche ist  
längst Realität

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
alle Faktoren, die in der Vergangenheit für 
hohes Wachstum gesorgt haben, an Strahl-
kraft verloren haben. Die Einkommen in den 
Industrienationen wachsen, auch aufgrund 
des rückläufigen Wirtschaftswachstums, 
nicht mehr so stark wie zu früheren Zeiten, 
die Belastungen durch Steuern und Abgaben 
werden größer. Die Konsumausgaben der 
deutschen Privathaushalte steigen seit 2000 
– preisbereinigt – nicht einmal mehr halb so 
schnell wie noch im Zeitraum von 1970 bis 
2000.85

Alle Faktoren für einen Rückgang des Wirt-
schaftswachstums treten gemeinsam auf 
und sie verstärken sich teilweise gegenseitig: 
Der demografische Wandel ist eine Folge 
des Wohlstands, von besserer Bildung und 
Gesundheit. Aber dieser Wandel bedeutet 
eben auch, dass die Kinderzahlen unter 
das bestandserhaltende Niveau fallen und 
die Lebenserwartung steigt. Solange die 
Regierungen das Renteneintrittsalter nicht 
in gleichem Ausmaß anheben, wie sich das 
Leben verlängert, sinkt die Leistungsfähigkeit 
der Gemeinschaft. Die Gesellschaften altern, 
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28  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

Für schwaches Wirtschaftswachstum gibt 
es viele Gründe: Schlechte Politik, Unruhen 
und internationale Konflikte, Ölkrisen, 
geplatzte Finanzblasen und vieles mehr. 
All diese Ursachen lassen sich theoretisch 
bekämpfen. Warum auch immer jemals eine 
Konjunktur erlahmt ist: Die Verantwortlichen 
haben meist versucht, sich etwas einfallen zu 
lassen, um wirtschaftliche Schwächephasen 
zu überwinden und das Wachstum erneut 
anzukurbeln. 

Sie haben dabei die klassischen Instrumente 
der Konjunkturpolitik und der Wachstums
förderung genutzt und die Krise stets irgend-
wie bewältigt. Die Regierungen haben sich 
Geld geliehen und die öffentlichen Ausgaben 
erhöht, gleichzeitig haben die Zentralbanken 
die Zinsen gesenkt, um staatliche und private 
Investitionen zu erleichtern. Die Regierungen 
haben Subventionen erfunden oder Steuern 
reduziert, um den Konsum anzukurbeln. Sie 
haben zudem langfristige Wachstumsinstru-
mente genutzt, Handelsbarrieren beseitigt 
und die Forschung gefördert, um Innova
tionen voranzutreiben. Im schlimmsten Fall 
haben sie einen Konflikt angezettelt und 
massive Schulden aufgenommen, um von der 
Kriegswirtschaft zu profitieren.

Meist konnten die Regierungen damit 
die gewünschten Effekte erzielen. Neue 
Arbeitsplätze entstanden und die Menschen 
konsumierten wieder mehr. Unternehmen 
investierten in Maschinen und neue Produk
tionsstandorte und aus einer Rezession wur-
de wieder Wachstum. Dies ließ die Nachfrage 
nach Krediten steigen und somit auch die 
Zinsen. Wenn alles gut ging, erhöhten sich 
die Einnahmen des Staates und das geliehene 
Geld ließ sich zurückzahlen. 

Dieser Ansatz entspricht in etwa der Theorie 
der klassischen, antizyklischen keynesia-
nischen Wirtschaftspolitik: Rezessionen 
werden durch staatliche Intervention abge-
schwächt, während die öffentlichen Haus-
halte in Boomphasen wieder konsolidieren. 
In der Praxis hapert es allerdings meist 
an einem Punkt: Mit der Rückzahlung der 
Schulden nehmen es die Staaten selten ernst. 
Kaum ein Staat ist Kraft des Wachstums je 
aus seinen Schulden „herausgewachsen“. 
Staaten mit hoher Verschuldung tun sich 
generell schwer, ein neues, nachhaltiges 
Wachstum zu erzeugen.1

In einer strukturellen Wachstumsschwäche 
wie einer säkularen Stagnation stellt sich die 
Sache noch schwieriger dar: Sie lässt sich 
nicht durch einfache Interventionen aus der 
Welt schaffen und sie macht das Rückzah-
len von Schulden noch schwerer. Sie geht 
auf langfristige Veränderungen zurück, die 
schwer zu beeinflussen sind und die nicht auf 
den unvermeidlichen Konjunkturzyklen beru-
hen. Das erschwert die Suche nach Lösungen 
und nach dem Umgang mit der Stagnation, 
denn die Situation ist noch nie dagewesen. 
Weder die Ökonomie noch die Politik haben 
sich bisher damit ernsthaft befasst, wie der 
Wirtschafts-Nobelpreisträger Paul Krugman 
schreibt: „Die reale Möglichkeit, dass wir 
die Ära einer säkularen Stagnation erreicht 
haben, erfordert ein wesentliches Neudenken 
der makroökonomischen Politik.“2 

Das Schwierigste beim Verständnis der 
Wachstumsverlangsamung ist die Tatsache, 
dass sie auf einer eigentlich positiven und 
erwünschten sozioökonomischen Entwick-
lung beruht – auf einem immer besseren 
Leben: Weil das Wirtschaftswachstum 
der Vergangenheit eine höherwertige 
Ernährung, eine moderne medizinische 

	 WIE POLITIK UND WIRTSCHAFT  
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Versorgung und weniger verschleißende 
Arbeitsbedingungen ermöglicht hat, haben 
sich unsere Daseinsbedingungen verbessert 
und die Lebenserwartung ist gestiegen. Weil 
funktionierende Sozialsysteme entstanden 
sind, wurde ein abgesichertes Leben im Alter 
möglich, ohne eigene Kinder großziehen zu 
müssen. Weil die Menschen mehr Bildung, 
mehr persönliche Freiheiten und wachsenden 
Wohlstand erfahren haben, sind die Kinder-
zahlen gesunken. Diese sozioökonomische 
Entwicklung inklusive des demografischen 
Übergangs führt letztendlich zu Wachstums
einbußen. Der demografische Wandel und 
der Wachstumsrückgang wären damit eine 
geradezu zwangsläufige Folge des Erfolgs 
unserer Spezies. 

Und an den Bedingungen dafür dürfte sich 
auf absehbare Zeit nichts ändern: Demogra-
fen gehen davon aus, dass der Geburten
rückgang in den entwickelten Ländern 
irreversibel ist. Zumindest rechnen sie nicht 
damit, dass die Kinderzahlen je Frau wieder 
auf einen Wert von über 2,1 steigen, der ein 
neuerliches natürliches Bevölkerungswachs-
tum verheißen würde.3 Die Bevölkerungen 
der entwickelten Staaten und bald auch vieler 
Schwellenländer werden ohne Zuwanderung 
mittelfristig schrumpfen, einzelne tun es 
heute schon. 

Japan als Pionier des demografischen 
Wandels … 

Weil der demografische Wandel ein wichtiger 
Treiber für den Rückgang des Wachstums ist, 
betrachten wir zunächst das Beispiel Japan, 
jenes Land, das die Financial Times als Welt-
meister in Sachen säkularer Stagnation be-
zeichnet.4 Nirgendwo auf der Welt verändert 
sich die Zusammensetzung der Bevölkerung 
radikaler als dort: Die Geburtenziffer liegt 
seit 1974 dauerhaft unter dem Erhaltungs
niveau von 2,1 Kindern je Frau, seit Anfang 
der 1990er Jahre sogar unter 1,5. Jede Kin-
dergeneration ersetzt seither die ihrer Eltern 
nur noch zu zwei Drittel.5 2014 verbuchte 
Japan weniger als halb so viele Neugeborene 
wie 40 Jahre zuvor.6

Anders als die USA oder viele europäische 
Länder lehnt Japan Zuwanderung weitgehend 
ab, so dass sich der Geburtenrückgang mit 
einem Zeitverzug nahezu direkt in einen 
Bevölkerungsschwund übersetzt. Seit 2006 
sterben dort in jedem Jahr mehr Menschen, 
als neue geboren werden. Die Einwohner-
schaft des Inselreiches ist seit ihrem Höchst-
wert von 128 Millionen im Jahr 20087 bis 
2016 auf 126 Millionen geschrumpft8 – ein 
bisher überschaubarer Rückgang. Er wird 
sich allerdings stark beschleunigen. Szena
rien des Nationalen Instituts für Bevölkerung 
und Soziale Sicherheit gehen in ihrer mittle-
ren Variante davon aus, dass 2060 in Japan 
noch 87 Millionen Menschen leben werden. 
Im Szenario bis 2100, das aufgrund des 
langen Prognosezeitraums mit Vorsicht zu 
genießen ist, wären es noch 50 Millionen, ein 
historisch einmaliger Schwund.9 

Aus ökonomischer Sicht problematischer als 
der reine Bevölkerungsrückgang ist die damit 
verbundene Alterung. Sie beruht nicht nur auf 
dem Kindermangel und auf einer extrem ge-
ringen Zuwanderung, sondern auch auf einer 

der weltweit höchsten Lebenserwartungen 
von etwa 81 Jahren für Männer und 87 Jahren 
für Frauen. Bis 2030 dürfte sie weiter stei-
gen, auf vermutlich 83 respektive 88 Jahre.10 
2017 hat der Anteil der Personen über 64 
Jahren in Japan bereits 28 Prozent erreicht 
(in Deutschland waren es 2015 21 Prozent11). 
2060 dürften es 40 Prozent, respektive 35 
Millionen bei einer deutlich kleineren Ge-
samtbevölkerung sein. Die Ausbildungs- und 
Erwerbsbevölkerung zwischen 15 und 64 
Jahren würde dann nur noch etwa die Hälfte 
der Gesamtbevölkerung ausmachen. Der 
kleine Rest von etwa 9 Prozent wären Kinder 
und Jugendliche unter 15 Jahren, also die 
„Zukunft“ Japans.12

Die Zahl der über Hundertjährigen in 
Japan lag 1963 bei 153. Heute sind es über 
60.00013, 2050 werden es den Prognosen 
zufolge fast 400.000 sein und die gesell-
schaftlichen Kosten der Alterung könnten 
das Land erdrücken.14, 15 Was das bedeutet, 
zeigt sich bereits heute an einer winzigen 
Facette der japanischen Sozialpolitik: Für 
Hundertjährige gibt es am „Tag des Respekts 
für Senioren“ traditionell als Geschenk des 
Premierministers einen zeremoniellen Silber-
becher, den Sakazuki. In wenigen Ländern 
genießen Ältere ein höheres Ansehen als in 
Japan, doch 2016 musste das Ministerium für 
Gesundheit, Arbeit und Soziales, das für die 
Verleihung der Becher zuständig ist, einen 
Rückzieher machen: Seither werden die 
Becher nicht mehr aus Sterlingsilber, sondern 
aus einer billigeren Legierung gefertigt.16 
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… und der wirtschaftlichen Stagnation

Länder wie Italien, Deutschland, Bulgarien 
oder Finnland, deren Bevölkerungen nicht 
ganz so rasch, aber in ähnlichem Umfang 
altern, sollten diese Entwicklung sorgfältig 
studieren. Denn Japan, immerhin noch die 
drittgrößte Ökonomie der Welt, erlebt parallel 
zum demografischen einen dramatischen 
wirtschaftlichen Wandel: Das Land steckt 
in einer seit über einem Vierteljahrhundert 
anhaltenden Wirtschaftskrise, die sich schon 
in den späten 1980er Jahren abzuzeichnen 
begann und Anfang der 1990er durchschlug. 
Zwischen Anfang der 1990er Jahre und 2015 
hat sich dann das BIP Japans, gemessen in 
US-Dollar und heutigen Preisen, unterbro-
chen von kurzen Ausschlägen nach oben und 
unten, kaum vom Fleck gerührt.19

Ende der 1980er Jahre hatte die japanische 
Notenbank, um den Yen abzuwerten und Ex-
porte zu erleichtern sowie um Investitionen 
zu fördern, die Zinsen gesenkt und das Land 
mit billigem Geld regelrecht überschwemmt. 
Doch Privatleute und Unternehmen investier-
ten kaum in wachstumsfördernde Technolo-
gien, sondern vielmehr in Wertpapiere oder 
Immobilien. Die Preise letzterer verdreifach-
ten sich innerhalb eines Jahrzehnts und die 

Besitzer wurden – jedenfalls auf dem Papier 
– immer reicher. Ende 1989 platzte die Spe-
kulationsblase, zahllose Firmen gingen pleite 
und die Banken saßen bald auf einem Haufen 
fauler Kredite. Anfang der 1990er Jahre brach 
das Wirtschaftswachstum ein, das in den 20 
Jahren zuvor im Schnitt bei über vier Prozent 
gelegen hatte. Innerhalb von zwei Jahren 
verlor der japanische Aktienindex die Hälfte 
seines Wertes.20

Dennoch gaben die Banken weiter Kredite an 
die verschuldeten Unternehmen und gerieten 
dadurch selbst ins Schlingern. Die Regierung 
pumpte Billionen von Yen in Bankenrettungs-
aktionen, in sogenannte Bailouts, oft mit dem 
Argument, sie seien zu groß, um zu scheitern. 
Es entstand eine „Zombie-Wirtschaft“ mit 
Unternehmen und Banken, die eigentlich 
längst Leichen waren, vom Markt hätten 
verschwinden müssen und das Entstehen 
neuer, innovativer Firmen behinderten. Eine 
„schöpferische Zerstörung“ im Sinne des 
österreichischen Nationalökonomen Joseph 
Schumpeter, die überkommene Strukturen 
verdrängt, um neuen Platz zu machen, wurde 
somit künstlich unterbunden.21 Für den japa-
nischen Staat war das ein teures Geschäft: 
Er musste, um die Rettungen zu finanzieren, 
immer neue Anleihen ausgeben und trieb den 
Staatshaushalt, der jahrelang Überschüsse er-
zielt hatte, von 1993 an in die roten Zahlen.22 

Die aufgrund der Dauerkrise häufig wech-
selnden Regierungen haben seither versucht, 
das Wachstum mit immer neuen Konjunktur-
programmen anzukurbeln. Doch die Eingriffe 
– das sogenannte Deficit Spending – blieben 
ohne erkennbaren Erfolg, denn sie können 
strukturelle Probleme überhaupt nicht be-
kämpfen: Weder stiegen die Investitionen der 
Unternehmen, unter anderem, weil sie sich in 
einer alternden Gesellschaft immer weniger 
lohnten, noch erhöhten sich nennenswert die 
Haushaltseinkommen und der Konsum.23, 24

Stattdessen stellte sich über Jahre eine 
Deflation ein. Sie kann entstehen, wenn die 
Wirtschaft mehr Güter und Dienstleistungen 
produziert, als die Menschen nachfragen, 
weil sie mit einer Verschlechterung der 
Wirtschaftslage rechnen und/oder weil 
die gealterte Gesellschaft weniger Waren 
benötigt. Dann kann es zu einem länger 
anhaltenden Rückgang der Preise kommen. 
Bei Deflation müssen die Menschen mit dem 
Kauf von Auto oder Fernseher einfach ein 
paar Jahre warten, und die Produkte werden 
noch billiger. Der Konsum geht weiter zurück 
und die Deflation verstetigt sich. 

Entwicklung der Altersstruktur der  
japanischen Bevölkerung in Millionen in den  
Jahren 1950, 2005, 2035 und 2060 
(Datengrundlage: Statistics Japan17, UN18)
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Weil in Japan wenige Kinder geboren werden, Zu-
wanderung weitgehend unerwünscht ist und die 
Lebenserwartung zu einer der weltweit höchsten 
zählt, altert die Bevölkerung rapide. Japan gilt 
deshalb als Pionier des demografischen Wandels. 
Dieser dürfte sich massiv auf die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten auswirken.
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Für die Wirtschafts- und Finanzpolitik ist 
eine Deflation etwas sehr Unangenehmes. 
Denn während eine Zentralbank eine aufkom-
mende Inflation abwürgen kann, indem sie 
den Zins immer weiter anhebt, dadurch die 
Kredite teurer macht und so den Geldfluss in 
den Markt bremst, sind ihr bei einer Deflation 
die Hände gebunden: Sie kann den Zins 
nicht beliebig senken. Ist er nahe Null ange-
kommen oder fällt sogar darunter, bleibt die 
herkömmliche Geldpolitik wirkungslos. Dann 
lohnt es sich für Kreditgeber nicht mehr, ihr 
Geld zu verleihen. Weil sie kein unnötiges 
Risiko eingehen wollen, horten sie es lieber 
als Bargeld, in der Hoffnung, dass die Zinsen 
später wieder einmal steigen – sie stecken in 
einer „Liquiditätsfalle“.25

Um der Liquiditätsfalle zu entkommen, set-
zen viele Staaten auf eine stark expansive 
Fiskalpolitik. Die Bank von Japan ist hierfür 
das Paradebeispiel: Um die Wachstums
lähmung zu bekämpfen und aus der Deflation 
eine leichte Inflation in Höhe von zwei Pro-
zent zu erreichen, was in den meisten Indus-
trieländern als erstrebenswerte Zielgröße 
gilt, hat die Regierung die schuldenfinan-
zierten Konjunkturprogramme immer weiter 
ausgedehnt.26

Ziel einer Inflation ist eine schleichende 
Geldentwertung, damit die Menschen lieber 
heute etwas kaufen, was morgen vielleicht 
teurer ist. Dann, so die Überlegung der Bank 
von Japan, zieht der Konsum an, die Unter-
nehmen verdienen wieder mehr, die Löhne 
steigen und eine wirtschaftliche Aufwärts-
schleife kommt in Gang. Doch alle Versuche, 
die Inflation in Japan zu schüren, sind bisher 
weitgehend gescheitert.27 Sie liegt seit 
Anfang der 1990er Jahre im Schnitt bei etwa 
null Prozent.28

Abenomics drehen sich im Kreis

Der heutige Ministerpräsident Shinzo Abe hat 
die Wachstumsstrategie seiner Vorgänger mit 
der nach ihm benannten Wirtschaftspolitik 
vorerst auf die Spitze getrieben, nach dem 
Motto: Es gibt keine falschen, sondern nur 
zu kleine Instrumente. Abe hat die ökonomi-
schen Reanimationsversuche noch einmal 
erheblich ausgeweitet, mit dem erklärten 
Ziel, das Wirtschaftswachstum wieder stabil 
auf zwei Prozent zu hieven.29 Auch hier ist 
das Ergebnis ernüchternd: Seit Beginn sei-
ner heutigen Amtszeit, also zwischen 2013 
und 2016 ist die japanische Wirtschaft im 
Schnitt pro Jahr um gerade mal 0,9 Prozent 
gewachsen.30 

Dabei hat Abe alle Register gezogen, um die 
Wirtschaft zu dopen: 2013 begann die japa-
nische Zentralbank, die weniger unabhängig 
ist als etwa die europäische oder amerika-
nische Zentralbank und aufgefordert ist, eng 
mit der Wirtschaftspolitik der Regierung zu 
kooperieren31, einen umfangreichen Ankauf 
von Staatsanleihen und Wertpapieren, der 
2014 noch ausgeweitet wurde. Anleihen 
sollen einem Staat ermöglichen, sich auf den 
Finanzmärkten Geld zu leihen, um Defizite im 
Haushalt auszugleichen oder Investitionen 
zu tätigen. Gängiger Praxis nach zahlt der 
Staat das Geld nach einer vereinbarten Lauf-
zeit zurück, zusätzlich sind in regelmäßigen 
Abständen die festgelegten Zinsen fällig. 
Verschuldet sich ein Staat zu stark und seine 
Kreditwürdigkeit sinkt, wächst für den An-
leger das Ausfallrisiko, also die Gefahr, sein 
Geld nie wiederzusehen. Um solche riskanten 
Papiere machen Anleger gewöhnlich einen 
großen Bogen, beziehungsweise der Staat 
muss für neu ausgegebene Anleihen deutlich 
mehr Zins versprechen, die Risikoprämie. Er 
kommt also nur noch zu höheren Kosten oder 
gar nicht mehr an sein dringend benötigtes 
Geld und sinkt weiter in den Schuldenstrudel 
– ein Teufelskreis.

Um diesen zu verhindern, bringt die japa-
nische Zentralbank mit einem Trick, der für 
Laien schwer verständlich ist, noch mehr 
Geld in den Umlauf: Sie stellt den Geschäfts-
banken günstige Kredite zur Verfügung, 
diese kaufen dafür Staatsanleihen, welche 
die Zentralbank ihnen gleich wieder abkauft. 
Der Staat kommt weiter billig an sein Geld, 
auf dem Markt entsteht kein Überangebot an 
Anleihen, so dass deren Preis nicht verfallen 
kann. 
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Möglich macht das Ganze die Geldpresse der 
japanischen Zentralbank, denn diese kann 
die Anleihen nur mit „frisch gedrucktem 
Geld“ kaufen. Das mit dem „Drucken“ ist 
allerdings nicht wörtlich gemeint, denn genau 
gesagt überschreibt die Zentralbank mit dem 
Kauf lediglich ein Guthaben auf das Konto der 
Geschäftsbanken, die das Geld ihrerseits ver-
leihen können und so in dem Umlauf bringen, 
also „Geld schöpfen“ (siehe Kasten auf Seite 
46). Ende 2016 besaß die Zentralbank 41 
Prozent aller japanischen Anleihen und hatte 
ihre Bilanzsumme auf über vier Billionen 
US-Dollar respektive an die 90 Prozent des 
japanischen BIP hochgeschraubt.32, 33, 34

Zusätzlich kauft die Zentralbank seit Jahren 
im großen Stil Anteile an Immobilienfonds 
und über börsengehandelte Indexfonds auf 
den Nikkei japanische Aktien, um die Märkte 
zu stützen. Stabile oder hohe Aktienkurse 
suggerieren gesunde Unternehmen, was den 
Banken Sicherheit bei der Kreditvergabe 
verspricht. Auch damit sollen Investitionen 
erleichtert werden. Ende Juli 2016 beschloss 
die Zentralbank den Kauf von Aktien auf um-
gerechnet über 60 Milliarden Euro pro Jahr 
zu verdoppeln und ist mittlerweile der größte 
Aktionär vieler Unternehmen Japans gewor-
den, was einer schleichenden Verstaatlichung 
gleichkommt.35

Ministerpräsident Abe ordnete des Weiteren 
an, staatliche Infrastrukturmaßnahmen 
vorzuziehen, um die Konjunktur zu beleben. 
Auch die Olympischen Sommerspiele 2020 in 
Japan, beziehungsweise der notwendige Bau 
von Stadien, Hochgeschwindigkeitszügen 
und eines neu entwickelten Hightech-Video-
Systems zur Überwachung der Sportstätten, 
sollen die Wirtschaft auf Trab bringen.36

Bargeld abschaffen?

Gespartes Geld fließt idealtypischer Weise auf die Bank und findet von dort seinen Weg 
zu Kreditnehmern und in Investitionen. Geschieht letzteres nur in geringem Umfang, 
kommt es zu einer „Sparschwemme“, also zu einem Überschuss von Geld, das seinen 
eigentlichen Zweck auf dem Kapitalmarkt nicht mehr erfüllen kann. Eine Volkswirtschaft 
kann dann in eine Phase des schwachen Wachstums abrutschen, das sich auch durch 
niedrige Zinsen nicht wieder ankurbeln lässt.  

Wenn die Menschen zu viel sparen, gibt es nach heutigem Verständnis nur noch wenige 
unkonventionelle Ideen für eine Wiederbelebung der Wirtschaft. Die erste ist nicht wirk-
lich neu und würde lediglich die derzeitige Politik mancher Zentralbanken fortführen: 
Dauerhafte Negativzinsen, um den Besitz von Geld so unattraktiv zu machen, dass die 
Menschen es lieber ausgeben. Lawrence Summers, der neue Stichwortgeber der säkula-
ren Stagnation, meint, dass ein Zins von mindestens minus drei Prozent nötig wäre, um 
die Wirtschaft wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Der Ökonom glaubt aber nicht, dass 
dies ohne „radikale Maßnahmen“ möglich sei.39

Denn derart vermögenszehrende Negativzinsen können nicht funktionieren, solange es 
Bargeld gibt. Es ist im Zweifel günstiger, das Geld im Safe zu horten, als es zur Bank zu 
tragen und dem Abschmelzen des Kapitals zuzuschauen. Negativzinsen können ihren 
Sinn nur erfüllen, wenn das Bargeld abgeschafft würde, wie es etwa der amerikanische 
Harvard-Ökonom Kenneth Rogoff oder Andrew Haldane, der Chefökonom der britischen 
Nationalbank, fordern.40, 41 Erst ohne Bargeld hat der Staat jede Handhabe, die Zinsen 
weit ins Negative zu steuern und den Besitz von Geld mit einer Gebühr zu belegen. Dann 
wird der Zins zu einer Art Steuer.

Aber auch diese Politik hat ihre Nebenwirkungen. Denn die Menschen sparen nicht ein-
fach, weil sie Geld übrig haben, sondern auch, weil sie angesichts einer hohen Lebens-
erwartung Rücklagen für ihr langes Leben brauchen. Das gilt für die Industrieländer, wo 
der Anteil der Ruheständler gegenüber den Erwerbstätigen mit der Verrentung der Baby
boomer stark steigen wird und wo die umlagefinanzierten staatlichen Sozialsysteme 
künftig weniger an die Rentner werden auszahlen können. Und es gilt noch mehr für die 
Schwellenländer, wo die Alterung wenige Jahrzehnte später beginnt, die öffentlichen 
Sozialsysteme aber nur eine deutlich schlechtere Versorgung im Alter garantieren 
können.42 Der weltweite demografische Wandel bedeutet, dass die Menschen sparen 
müssen. Jede Politik, die ihnen das Sparen austreiben will, hätte katastrophale Folgen 
für die künftige Versorgungssicherheit.
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2016 drehte Japan die Schraube der 
Konjunkturpolitik noch eine Umdrehung 
weiter: Die Zentralbank drückte die Zinsen 
in negatives Terrain, um das Aufnehmen 
von Krediten noch attraktiver zu machen. 
Negativzinsen bedeuten, dass sich Investo-
ren Geld leihen können und später weniger 
zurückzahlen müssen. Negativzinsen sollen 
den Besitz von Geld so unattraktiv machen, 
dass es entweder in den Konsum oder in 
Investitionen fließt. Japan konnte damit zwar 
vorübergehend die Bauwirtschaft ankurbeln, 
beschädigte jedoch das Geschäftsmodell von 
Banken, die darauf angewiesen sind, mit der 
Vergabe von Krediten Geld zu verdienen.37

Nebeneffekt der Negativzinsen: Um ihre 
Vermögen vor dem Abschmelzen zu schüt-
zen, haben die Japaner begonnen, Bargeld 
zu horten: Nach der Einführung des Negativ
zinses schnellte der Verkauf von feuersiche-
ren Stahltresoren in die Höhe und Mitte 2016 
lagerte in den Haushalten nach Schätzungen 
ein Vermögen in Höhe von umgerechnet 360 
Milliarden US-Dollar.38

Die expansive Fiskalpolitik Japans hat die 
Staatsverschuldung immer weiter ansteigen 
lassen – von 1990 bis heute von 66 auf 
knapp 240 Prozent der jährlichen Wirt-
schaftsleistung.43 Auch das ist Weltrekord. 
Und teuer: Auch wenn der Staat sich derzeit 
Geld zu extrem niedrigen Zinsen leihen kann, 
geht rund ein Viertel des Haushalts für den 
Schuldendienst drauf.44 Um die Schulden 
wieder loszuwerden, müssten die Japaner 
theoretisch zweieinhalb Jahre auf ihre Ein-
kommen verzichten und diese stattdessen 
komplett beim Staat abliefern. Wegen der 
horrenden Verbindlichkeiten, aber auch, weil 
die Sozialausgaben für die alternde Bevölke-

rung stark steigen, verwehren internationale 
Ratingagenturen Japan seit 2007 die Best-
noten für Kreditwürdigkeit, die Länder wie 
die Schweiz, Deutschland oder Norwegen 
erzielen.45

Was aber macht die japanische Zentralbank 
mit all den aufgekauften Aktien, Immobilien 
und Staatspapieren? Nur im unwahrschein-
lichen Idealfall eines lang anhaltenden Wirt-
schaftsfeuerwerkes würden sich Investoren 
finden, die der Zentralbank die Aktien und 
Immobilien wieder abkaufen. Staatspapiere 
muss die Zentralbank nicht unbedingt absto-
ßen, wohl aber bekommt sie bei Fälligkeit 
das Geld zurück. Bisher allerdings kauft sie in 
diesem Fall sofort neue Anleihen auf. 

Könnte die Zentralbank ihre Bilanz jedoch 
tatsächlich einmal wieder reduzieren, würde 
sich die aufgeblähte Geldmenge im Umlauf 
wieder verkleinern, was eigentlich eine 
schrittweise Rückkehr zur Normalität bedeu-
ten würde. Aber auch dieser Weg birgt Prob-
leme: Bei einer Reduzierung der Geldmenge 
steigen die Zinsen und alle vorherigen Käufer 
von Niedrigzinsanleihen schreiben Verluste, 
denn deren Wert sinkt im Vergleich zu den 
besser verzinsten neuen Anleihen. Vor allem 
Versicherungen oder Pensionsfonds können 
so in existenzbedrohende Schwierigkeiten 
kommen. 

Profiinvestoren wie der US-Fondsmanager 
und Milliardär Bill Gross glauben deshalb, 
dass Japan in der Zwickmühle steckt und nie 
mehr aus seiner Schuldenfalle herausfinden 

Staatsverschuldungsraten in Prozent des BIP in verschiedenen Ländern seit 2000
(Datengrundlage: IMF49)

Prozent

Staaten auf Pump

Klassischerweise haben Staaten zu wirtschaftlichen Krisenzeiten Schulden aufgenommen, um die Konjunktur 
mit Investitionsprogrammen zu beleben. Bei einer Erholung der Wirtschaft ließen sich die Schulden dann 
zurückzahlen. Doch seit der Finanzkrise steigen die Verbindlichkeiten in vielen Ländern deutlich schneller als 
die Wirtschaftskraft. Ein Trend, der sich in Japan bereits seit über zwei Jahrzehnten zeigt.
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wird: „Irgendwann wird die Zentralbank 
alle Staatsschulden aufgekauft haben und 
sie dann dem Finanzminister erlassen.“46 
Das wäre nichts anderes als ein radikaler 
Schuldenschnitt, denn Schulden lassen sich 
zwar auf andere Gläubiger verschieben, aber 
nicht aus der Welt schaffen. Bei faulen Kre-
diten zahlt am Ende immer einer drauf – im 
Zweifel immer die Bürger. Möglich wäre auch 
„verdeckter Schuldenschnitt“, bei dem die 
Zentralbank die Laufzeit der Staatsanleihen 
verlängert, im Extremfall in die Ewigkeit, so 
dass die Schulden nie zurückgezahlt werden 
müssen.

In der demografisch-ökonomischen 
Falle

Japan steckt in einer Stagnation, die zu Recht 
als säkular bezeichnet werden kann. Ein 
Ende der Malaise ist nicht abzusehen, zumal 
die Alterung der Gesellschaft die Lösung 
der Probleme nicht eben leichter macht: 
Weil die Nachfrage sinkt, stagnieren die In-
landsmärkte für Konsumgüter seit geraumer 
Zeit oder schrumpfen bereits.52 Reformen 
werden immer schwieriger, weil japanische 
Rentner bei Wahlen eher für sichere Renten 
votieren als für Familienförderung, Bildung 
oder Forschung, also für wachstumsför-
dernde Zukunftsinvestitionen.53 Die sechs 
Ministerpräsidenten innerhalb von sieben 
Jahren vor der heutigen Regierung Abe waren 
meist daran gescheitert, dass sie Reformen 
auch nur angekündigt hatten. Genau daraus 

hat Abe gelernt – und verschiebt die nötigen 
Schritte immer wieder. Er hat immer wieder 
Reformen versprochen, wie eine Deregu
lierung, mehr Geschlechtergerechtigkeit 
und eine bessere Familienpolitik, um mehr 
Frauen in den Arbeitsmarkt zu holen, aber 
nie umgesetzt. Es scheint, als stecke Japan in 
einer demografisch-ökonomischen Falle, die 
Reformen unmöglich macht.

Aufgrund der starken Alterung hat sich das 
Wählergewicht längst in die höheren Alters-
gruppen verschoben. Wer heute über 65 
ist, hat jene Zeit miterlebt, als Japan seine 
größten wirtschaftlichen Erfolge gefeiert hat 
und tut sich schwer damit, einen Abstieg zu 
akzeptieren.54 Derweil werden die demo
grafischen Probleme immer größer und 
dürften erst um das Jahr 2040 herum ihren 
Höhepunkt erreichen. Dann sind Japans Baby
boomer in ein so hohes Alter hineingewach-
sen, dass Experten von einer gesellschaft
lichen Hyperalterung sprechen.55

Dieser Prozess könnte die öffentlichen Haus-
halte endgültig in den Ruin treiben. Während 
in den 1990er Jahren die Sozialausgaben 
noch weniger als 20 Prozent des Staatshaus-
halts ausgemacht haben, sind es heute schon 
über 33 Prozent und ohne empfindliche Kür-
zungen werden sie in ähnlichem Tempo wei-
ter steigen.56 Werden die im OECD-Vergleich 
ohnehin schon niedrigen japanischen Renten 
weiter abgesenkt, bleibt den Älteren nur die 
Wahl, deutlich länger als bis zum offiziellen 
Rentenalter zu arbeiten oder sich in ihrem 
Lebensabend einzuschränken. Vorbereitet 
darauf sind sie längst, denn schon im letzten 
OECD-Report zu den Rentensystemen aus 
dem Jahr 2015 lag das Alter, in dem japa-
nische Männer unabhängig vom offiziellen 
Rentenalter im Schnitt aus dem Arbeitsleben 
ausscheiden, mit 69,3 Jahren 4,7 Jahre über 
dem OECD-Schnitt. Frauen scheiden im 
Schnitt mit 67,6 Jahren aus dem Arbeitsleben 

Ausklingender Wachstumsmotor

Nach dem Zweiten Weltkrieg brauchte Japan eine Weile, um wirtschaftlich wieder auf die Beine zu kommen.  
In den 1960er Jahren erlebte das Land sein maximales Wachstum, das sich seither stetig verlangsamt hat.

BIP in Japan absolut in Billionen US-Dollar (konstante Preise) und Wirtschaftswachstum in Prozent  
im Zehn-Jahresmittel, 1951 bis 2014
(Datengrundlage: Penn World Table50, eigene Berechnung)
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aus, 4,5 Jahre über dem OECD-Schnitt. Dafür 
lag die Armutsquote unter Rentnern mit 19 
Prozent rund 7 Prozentpunkte über dem 
OECD-Mittelwert.57

Die Alterung scheint auch die einst famose 
Innovationskraft der Unternehmen zu läh-
men. Sie leiden nicht nur unter der schwa-
chen Binnennachfrage und den steigenden 
Kosten der Sozialsysteme. Ihnen fehlen auch 
die jungen Köpfe und neuen Ideen für Wachs-
tumsimpulse und Hightech-Produkte, für die 
Japan einmal berühmt war. Viele innovative 
Handelsgüter und -dienstleistungen wie das 
iPhone, Facebook, Airbnb oder die Dienste 
von Alphabet werden heute anderswo ent-
wickelt. Einstige Weltmarktführer wie Sony, 

Japan in der Schuldenfalle

Sinkendes Wirtschaftswachstum und steigende Staatsverschuldung führen in eine Falle. Denn eine Regierung 
in dieser Lage muss immer mehr Mittel für den Schuldendienst aufbringen, während Gelder für wachstums
fördernde Investitionen fehlen. Eine rasche Alterung der Gesellschaft, wie sie Japan erlebt, macht die Sache 
nicht einfacher, denn sie erhöht die Staatsausgaben, während die Einnahmen stagnieren oder sogar zurück
gehen lässt.

Vergleich der Staatsschulden und des Bruttoinlandsprodukts Japans in Billionen Yen, seit 1980 
(Datengrundlage: IMF51)
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Toshiba, Panasonic oder Sharp schreiben 
entweder regelmäßig rote Zahlen oder sind 
schon verkauft.58

Zuwanderung, um den Arbeitsmarkt mit 
neuen Kräften zu beleben, gilt im gegenüber 
Fremden extrem skeptischen Japan nach wie 
vor als Tabuthema. Alle wichtigen Parteien 
wie auch die Gewerkschaften lehnen Zuwan-
derung ab. „Roboter statt Ausländer“ lautet 
schon lange die Devise der Migrationspolitik. 
Dies gilt nicht nur für die Fertigungsindustrie, 
sondern auch für den Pflegebereich, wo das 
Land den größten Bedarf an Arbeitskräften 
hat. Immerhin erklärt sich Japans inter
nationale Führungsposition in der Automati-
sierung der Arbeitsprozesse zu einem guten 
Teil über die Ablehnung von Zuwanderung.59

Die Jugend in Japan, auf der anderenorts die 
Hoffnungen für die Zukunft ruhen, beginnt in 
Teilen zu resignieren, wie das Phänomen der 
hikikomori zeigt. Es beschreibt junge Men-
schen, die sich komplett aus dem öffentlichen 
Leben zurückziehen, sich zuhause einschlie-
ßen, ihre Ausbildung und ihre Arbeit abbre-
chen. Eine verlorene Generation, deren Zahl 
offiziell auf 700.000 geschätzt wird.60

Japan findet bisher keinerlei Antworten auf 
seine strukturell bedingte Wachstumsschwä-
che. Das ist wenig überraschend, denn die 
Instrumente der Konjunkturpolitik, die dort 
zum Einsatz kommen, können langfristige 
Entwicklungen wie den demografischen Wan-
del oder die rückläufigen Produktivitätsge-
winne gar nicht beeinflussen. Grundsätzliche 
Reformen bleiben aus und es gibt auch keine 
Versuche, die Gesellschaft auf die neuen Rah-
menbedingungen vorzubereiten und daran 
anzupassen. Mit dieser Erfahrung steht Japan 
allerdings nicht alleine da. 

Europa auf dem Weg der 
Japanisierung?

Wir haben das Beispiel Japan so ausführlich 
behandelt, weil sich hier die Schwierigkeiten 
beim Umgang mit der „neuen Normalität“ 
am besten demonstrieren lassen. Das gilt 
in abgeschwächter Form auch für Europa 
und die Mehrzahl der weit entwickelten 
Industrieländer, wo politischer Wunsch und 
ökonomische Wirklichkeit ebenfalls weit aus-
einanderklaffen. So hatte sich die EU noch im 
Jahr 2000 in ihrer Lissabon-Strategie das Ziel 
gesetzt, bis 2010 das Wachstum dauerhaft 
auf drei Prozent pro Jahr zu steigern, für ein 
hohes Beschäftigungswachstum zu sorgen 
und die EU zum „wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensgestützten Wirt-
schaftsraum der Welt“ zu machen.61 Tatsäch-
lich lag das Wachstum im Schnitt der Jahre 
2000 bis 2010 bei 1,4 Prozent62 (in der Euro-
zone bei 1,1 Prozent) und von 2011 bis 2016 
bei 1,1 Prozent (Eurozone 0,9 Prozent).63 
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Zinsen runter – Wachstum hoch:  
Das war früher

Um Investitionen zu fördern und eine 
Deflation zu verhindern, hat die EZB den 
Leitzins seit der Finanzkrise 2007/08 von 
vier auf null Prozent, seit 2014 sogar unter 
null gesenkt.65 Geschäftsbanken bekommen 
seit März 2016 von der EZB Geld für null 
Prozent, sie müssen aber, wenn sie es nicht 
über Kredite an Kunden weitergeben können 
und stattdessen bei der EZB parken, einen 
Strafzins von 0,4 Prozent zahlen.66 Die ersten 
Banken verleihen ihr Geld an Kreditnehmer 
deshalb bereits zu null Prozent, was unter 

Konsumenten zwar den Kauf von Autos 
und Elektronikgeräten befördern kann, die 
Menschen aber zu leichtsinnigem Konsum 
verführt, der bei einem Anstieg der Zinsen 
zur Falle wird.67

Klassischerweise drosseln die Notenbanken 
den Zins in wirtschaftlichen Schwäche
phasen, in der Hoffnung, dass Investitionen 
und Wachstum folgen und heben ihn wieder 
an, wenn sich die Wirtschaft erholt hat und 
zu überhitzen droht. Doch in der jüngeren 
Vergangenheit sind die Phasen schwachen 
Wachstums, teilweise gar der Rezession, 
häufiger geworden, die Inflation in den meis-
ten Industriestaaten ist niedrig und der Zins 
verharrt im Keller.

Die niedrigen oder Negativzinsen im Euro-
Raum konnten der Wirtschaft bisher keinen 
nachhaltigen Schub verleihen, sie haben aber 
eine Reihe von, je nach Sichtweise, positiven 
oder negativen Nebenwirkungen: 

  Sie bewirken einen schwachen Außenwert 
des Euro und damit günstige Ausfuhrmöglich-
keiten, was gerade einem exportstarken Land 
wie Deutschland zugutekommt.

  Sie sind gut für diejenigen Euro-Staaten, 
die Schulden machen wollen, beziehungs
weise für jene, die bereits hoch verschuldet 
sind und sich billig refinanzieren wollen. 
Niedrig- oder Negativzinsen bremsen die 
Bereitschaft zum Schuldenabbau. 

  Sie erleichtern langfristige öffentliche In-
vestitionen in die Infrastruktur wie Brücken, 
Straßen oder ein schnelles Internet, was sich 
für künftige Generationen auszahlen kann.

Überall sinken die Zinsen 

Offiziell ist es das vorrangige Ziel vieler Zentralbanken wie der EZB, für Preisstabilität zu sorgen. Aber weil 
sich das Wachstum in den Industrienationen verlangsamt hat, versuchen sie häufig auch den Leitzins für 
die Geschäftsbanken abzusenken, damit diese Geld an Unternehmen verleihen, die es dann in Investitionen 
stecken. Weil diese Geldpolitik zwar im Lehrbuch steht, aber in der Realität immer seltener funktioniert, sind 
die Leitzinsen in Japan und der Eurozone bereits annähernd auf Null gerutscht. In den USA hingegen, wo sich 
die Wirtschaft seit der Finanzkrise einigermaßen erholt hat, versucht die Zentralbank jetzt die Zinsen wieder 
schrittweise zu erhöhen.

Entwicklung der Leit-
zinsen in Japan, USA, 
Deutschland (bis 2002) 
und der Europäischen 
Währungsunion  
(ab 2003) in Prozent,  
seit 1975
(Datengrundlage: Deut-
sche Bundesbank68, 
Europäische Zentral-
bank69, Federal Reserve 
Bank70)
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Auch wenn das Wachstum in Europa immer 
noch über jenem von Japan liegt und Europa, 
vor allem wegen der Zuwanderung, demo-
grafisch besser dasteht, sind die Parallelen 
offensichtlich. Nicht nur die Gründe für die 
strukturelle Wachstumsschwäche sind ähn-
lich, sondern auch die Versuche, damit umzu-
gehen, gleichen sich: Auch die Euro-Zone ver-
folgt eine Niedrigzinspolitik, die Europäische 
Zentralbank (EZB) kauft massiv Staatspapiere 
auf und die Banken können sich vielerorts in 
Europa nicht sicher sein, ob ihre Kredite noch 
etwas wert sind. Kommentatoren sprechen 
deshalb längst von einer „Japanisierung der 
Eurozone“.64

Deutschland

USA

Japan

Eurozone

http://www.welt.de/themen/leitzins/
http://www.welt.de/themen/schulden/
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  Umgekehrt hemmen niedrige oder Ne-
gativzinsen notwendige Strukturreformen 
der Arbeitsmärkte, der Sozial- und Steuer-
systeme, der Bildungs- und Zuwanderungs
politik, die das Wachstum theoretisch wieder 
beschleunigen könnten.71 Die verschuldeten 
Euro-Staaten können sich bisher auch ohne 
die für die Wähler oft zunächst einmal unpo-
pulären Reformen darauf verlassen, dass die 
Lücken in ihren Haushalten mit billigem Geld 
ausgeglichen werden. Sie nehmen dankend 
in Kauf, dass die EZB de facto einen Teil ihres 
Haushalts finanziert.

  Sie sind schlecht für private Sparer und 
institutionelle Anleger wie Lebensversiche-
rungen, Pensionsfonds und Stiftungen, die 
ihr Kapital defensiv anlegen müssen. Diese 
erfahren eine früher unbekannte Umvertei-
lung von Kreditgebern zu Kreditnehmern, 
das heißt, sie werden durch einen Null- oder 
Negativzins plus Bankgebühren in kleinen 
Schritten enteignet. 

  Sie belasten Unternehmen, die über eine 
betriebliche Altersvorsorge Pensionsver-
pflichtungen eingegangen sind. Sie können 
die ursprünglich angedachte Verzinsung der 
Rücklagen nicht mehr erwirtschaften. 

Zombies und Blasen

Wenn das Geld billig ist, wächst zudem 
das Risiko, dass Privatkunden leichtfertig 
Schulden aufnehmen, dass Anleger größere 
Risiken eingehen, um überhaupt noch eine 
Rendite zu erzielen und dass Banken Kredite 
an wenig rentable oder riskante Projekte 
vergeben. Letzteres führt dazu, dass Unter-
nehmen am Markt bleiben, die nicht mehr 
wettbewerbsfähig sind und den Innovations-
prozess behindern, wie bei der Zombiewirt-
schaft der 1990er Jahre in Japan. 

Billiges Geld war auch der Auslöser der 
amerikanischen Immobilienblase, bei der 
Hunderttausende zum Hauskauf verführt 
wurden, die sich diesen überhaupt nicht 
leisten konnten. Als die Blase platzte, fielen 
die Banken wie Dominosteine, es kam zur 
Pleite der Großbank Lehman Brothers und zur 
globalen Finanzkrise 2007/08, welche ganze 
Volkswirtschaften in den Abgrund trieb.72 
Auch die Häuserkrisen in Spanien oder Irland 
von 2008 lassen sich zu einem guten Teil auf 
die billigen Kredite zurückführen, die nach 
dem Wirtschaftseinbruch kaum zurückzuzah-
len waren und den Banken massive Ausfälle 
bescherten. Allein die danach geschnürten 
Rettungsprogramme für deutsche Banken ha-
ben den hiesigen Steuerzahler geschätzte 30 
bis 50 Milliarden Euro gekostet.73 Wirklich ge-
rettet wurde die Bankenwelt dennoch nicht, 
was sich an den anhaltenden Krisen vieler 
Kredithäuser zeigt, unter anderem in Italien. 
Dort waren Institute wie die traditionsreiche 
italienische Bank Monte dei Paschi di Siena 
aufgrund fauler Kredite auch 2016 wieder 
auf Milliardenunterstützung des italienischen 
Bankenhilfsfonds angewiesen.74 

Diese Probleme sind zwar keine direkten 
Folgen einer säkularen Stagnation, aber sie 
sind die Folgen einer falschen Reaktion auf 
eine strukturelle Wachstumsschwäche. Wenn 
Zentralbanken als Reaktion auf eine Krise, 
die durch niedrige Zinsen entstanden ist, wie-
derum auf niedrige Zinsen setzen, können sie 
die nächste Blase bewirken, was die Politik in 
einen dauerhaften Krisenmodus zwingt. Tat-
sächlich hatten die großen Volkswirtschaften 
seit dem Platzen der New-Economy-Blase im 
Jahr 2000 kaum jemals die Luft, sich vor der 
nächsten Blase einmal nachhaltig zu erholen. 
Wenn Finanzmarktblasen platzen, bewirken 
sie das Gegenteil dessen, was die niedrigen 
Zinsen eigentlich zum Zweck hatten. Statt 
Wachstum verursachen sie einen Kollaps der 

Wirtschaft und im Extremfall unvorstellbare 
Kosten: Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) beziffert den Schaden der – vorerst 
letzten – Finanzkrise 2007/08 auf rund 12 
Billionen, also 12.000 Milliarden US-Dollar.75 
Das entsprach damals Kosten von ungefähr 
1.800 US-Dollar pro Erdenbürger.76

Geldüberflutung 

Die zweite Parallele zwischen EZB und 
japanischer Zentralbank zeigt sich in den 
Versuchen, den schleppenden Konsum von 
Gütern und Dienstleistungen durch Staats-
ausgaben und eine lockere Geldpolitik zu 
beleben. EZB-Präsident Mario Draghi hatte 
schon im Juni 2012 angekündigt, alles zu 
unternehmen, um Banken zu stabilisieren 
und Staatshaushalte abzusichern („whatever 
it takes to preserve the Euro“).77 Der Zentral-
bankchef wollte damit Spekulanten den Wind 
aus den Segeln nehmen, die auf eine Pleite 
der Euro-Krisenstaaten gewettet und deren 
Staatsanleihen-Zinsen in schwindelnde Hö-
hen getrieben hatten. Draghi handelte damit 
wie ein Pokerspieler, der „All in“ geht, also 
sämtliche Chips setzt und die anderen Spieler 
zu einem mindestens gleich hohen Einsatz 
zwingt. Weil bei dem EZB-Einsatz kein Spe-
kulant mitziehen konnte, hatte Draghi zu-
mindest vorübergehend Erfolg: Die Zinsen in 
den Krisenstaaten sanken unmittelbar nach 
seiner Ankündigung. Die Staatsbankrotte 
waren abgewendet. Mit seinem Signal, alles 
zu tun, um überschuldete Länder und damit 
den Euro zu retten, konnte Draghi die Märkte 
beruhigen. 
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Die langfristige Wirkung dieser Politik ist bis 
heute unbekannt, unter anderem, weil sie 
noch nicht abgeschlossen ist. So kauft die 
EZB nach wie vor über die nationalen Noten-
banken von den Geschäftsbanken Staats- und 
in kleinerem Umfang auch Unternehmens-
anleihen ihrer Mitgliedsländer – insgesamt 
jeden Monat in einem Volumen von 60 bis 
80 Milliarden Euro. Ziel dieser „quantitativen 
Lockerung“ (Quantitative Easing) ist es, wie 
in Japan, die Zinsen am Anleihemarkt niedrig 
zu halten und die Banken mit zusätzlichem 
Geld für frische Kredite zu versorgen.78 

Bis März 2018 dürfte sich das Gesamtvolu-
men der EZB-Käufe auf rund zwei Billionen 
Euro summiert haben. Weil die Käufe an die 
Größe der jeweiligen Euro-Volkswirtschaften 
gekoppelt sind, machen deutsche Staats
anleihen den größten Teil davon aus, näm-
lich etwa ein Viertel. Die EZB besäße dann 
deutsche Staatsanleihen im Wert von 525 
Milliarden Euro. Mit diesem Geld ließe sich 
der deutsche Bundeshaushalt 1,75 Jahre lang 
finanzieren.79 

Offiziell wäre etwa Mitte 2018 das Ende 
der EZB-Interventionen erreicht, denn die 
Zentralbank darf nicht mehr als 33 Prozent 
der Anleihen eines der Mitgliedsländer er-
werben.83 Doch was passiert, wenn dann die 
Käufe enden, die EZB ihre Ziele aber immer 
noch nicht erreicht hat? Oder schlimmer 
noch, wenn Europa zwischenzeitlich von 
einer neuen Schuldenkrise erfasst wird? 
Was geschieht, wenn eines der Euro-Länder 
trotzdem Pleite geht, einen Schuldenschnitt 
macht oder aus dem Euro austritt? 

Finanzexperten schließen aus, dass die EZB 
jemals zugeben würde, dass ihre Rettungs
politik versagt hat.84 Dieses Eingeständnis 
wäre der größte anzunehmende Unfall für 
eine Zentralbank und würde das Vertrauen 
der Finanzmärkte in den Euro ultimativ zer-
stören. Auch wenn die Szenarien für einen 
solchen Kollaps mit Sicherheit in den Schub-
laden der EZB und der nationalen Noten
banken schlummern, sie werden nie den Weg 
an die Öffentlichkeit finden.

Es ist also gut möglich, dass auch die 33-Pro-
zentgrenze für die Anleihekäufe der EZB über 
den Haufen geworfen wird. Die Japanisierung 
der Euro-Zone würde weitergehen, die EZB 
könnte zur Not auch Aktien, Immobilien und 
andere Vermögensbestände kaufen, wie es 
die japanische Zentralbank vorgemacht hat. 
All dies würde in der Hoffnung geschehen, 
dass die Inflation in der Euro-Zone längerfris-
tig den Zielwert von zwei Prozent erreicht, 
dass die Mitgliedsländer möglichst schnell in 

Geld aus dem Hubschrauber?  

Wenn das viele Geld nicht in Investitionen und in den Konsum fließt, sondern in spe-
kulative Anlageformen wie Aktien oder Immobilien, bleibt der unkonventionellste und 
radikalste Vorschlag zur Stimulierung des Wachstums – das Helikoptergeld. Es beruht 
auf der Überlegung, dass Geld den Wirtschaftskreislauf am besten ankurbelt, wenn 
es direkt zu jenen Menschen fließt, die es umgehend wieder ausgeben. Dazu wäre es, 
bildlich gesprochen, ratsam, vom Hubschrauber aus Geld auf die Bürger abzuwerfen. 
Dies könnte über vorübergehende Zuschüsse an die Haushalte geschehen oder über 
ein bedingungsloses Bürgergeld, das allen Einwohnern eines Landes ein dauerhaftes 
Grundeinkommen garantiert. Es wäre vor allem für die weniger Begüterten von Nutzen, 
die es kaum sparen, sondern in den Konsum stecken würden. So käme es wie durch ein 
Wunder zu einem Wirtschaftsaufschwung.

Einige Politiker, wie Jeremy Corbin, der Chef der britischen Labour Party, aber 
auch der ehemalige Vorsitzende der britischen Finanzmarktaufsichtsbehörde Lord 
Edward Turner, halten das Helikoptergeld für eine tolle Idee, um die Länder aus ihrer 
Wirtschaftskrise zu befreien. Jeremy Corbin meint, das Helikoptergeld sei eine Art 
Quantitative Easing für die einfachen Menschen. Sogar EZB-Präsident Mario Draghi 
zeigt sich nicht grundsätzlich abgeneigt gegenüber diesem Vorschlag. 80

Die Idee des Helikoptergeldes geht auf den amerikanischen Ökonomen Milton Friedman 
zurück, der sie 1969 im Rahmen eines Gedankenexperiments in die Welt gesetzt hat. Er 
meinte, wenn nichts mehr ginge, sei dies die letzte Option von Zentralbanken, um Kon-
sum und Wachstum anzuheizen.81 Wirklich neu war diese Idee freilich nicht, denn auch 
schon andere Wirtschaftswissenschaftler vor ihm hatten überlegt, was zu tun wäre, 
wenn die Wirtschaft nicht so läuft, wie es die Politik gerne hätte. So hatte John Maynard 
Keynes einmal vorgeschlagen, man sollte Geld in aufgegebenen Bergwerken vergraben. 
Die Arbeitslosen könnten es dann dort schürfen und in den Wirtschaftskreislauf einbrin-
gen. Das Ganze wäre volkswirtschaftlich nichts anderes als die Entdeckung einer neuen 
Goldmine.82 
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einen nachhaltigen Wachstumsmodus um-
schalten und es ihnen gelingt, ihre Verschul-
dung auf ein tragfähiges Niveau zurückzufah-
ren. Dies ist das Szenario für den besten Fall.

Im schlimmsten Fall waren alle Bemühungen 
der EZB umsonst: Die Finanzmärkte verlören 
die Geduld mit jenen Euro-Staaten, deren 
Wachstum auch bei der lockersten Geldpoli-
tik nicht anspringt, deren Verschuldung aber 
weiter ansteigt. Internationale Spekulanten 
begännen wieder, gegen den Euro zu wetten. 
Die Risikoprämien etwa auf italienische 
oder französische Anleihen würden steigen, 
die Länder könnten weder ihre Schulden 
bedienen noch neue Kredite aufnehmen, die 
Prämien stiegen weiter, der Staatsbankrott 
wäre unabwendbar. Die soliden Euro-Länder 
würden den Krisenkandidaten weitere Hilfen 
verweigern, diese müssten die Euro-Zone 
verlassen. Deren Bürger würden die Ban-
ken stürmen, um sich mit den letzten Euro 
einzudecken. Anschließend müssten die 
Länder mit einer nationalen Währung einen 
Neustart versuchen. Unter diesen Bedin-
gungen könnten nationalistische Parteien 
weiteren Aufwind erhalten und es würde 
unwahrscheinlich, dass die Pleiteländer einen 
wesentlichen Teil ihrer Schulden in der neuen 
Währung begleichen. Aus der Eurozone wäre 
eine Haftungsallianz geworden. 

Unerwünschte Nebenwirkungen

Es ist offensichtlich, dass die EZB ein solches 
Szenario auf jeden Fall vermeiden will. Aber 
sie hat sich wie die japanische Zentralbank 
in eine Abhängigkeit begeben, die es immer 
schwerer macht, die Politik des lockeren Gel-
des nach vielen Jahren wieder zu beenden. 
Weil das Worst-Case-Szenario nicht eintreten 
darf, muss der Geldhahn offenbleiben, auch 
wenn die Schulden steigen. Risiken und Ne-
benwirkungen werden dabei ausgeblendet. 
Denn eigentlich sind steigende Schulden 
mit sinkendem Wachstum schwer vereinbar: 
Sie sind unter diesen Bedingungen niemals 
rückzahlbar. 

Die Staaten entfernen sich damit immer 
weiter von den 1992 gemeinsam beschlos-
senen Maastricht-Kriterien, die eine Gesamt-
verschuldung von maximal 60 Prozent des 
BIP zulassen und bei denen man unterstel-
len muss, dass die Erfinder sie aus guten 
Gründen so formuliert haben.85 13 der 19 
Euro-Länder verstoßen derzeit gegen diese 
Vorschrift, ohne irgendwelche Sanktionen 
befürchten zu müssen.86, 87 Infolgedessen 
sind die Staatsschulden in der Eurozone 
heute deutlich höher als zu Beginn der EZB-
Interventionen. Die Euro-Länder bräuchten 
ein massives Wachstum, um die Maastricht-
Kriterien erfüllen zu können, denn mit Sparen 
allein sind die Schulden nicht zu tilgen. Aber 
dieses Wachstum ist nicht in Sicht. Auch die 
EZB steckt in der Falle.

Das liegt auch daran, dass sie lange Zeit blind 
auf das Wachstum als Naturgesetz vertraut 
hat. Sie hat die wirtschaftlichen Möglichkei-
ten der Euro-Länder nach der Finanzkrise 
von 2007/08 massiv überschätzt und darauf 
ihre weiteren Erwartungen und ihre Politik 
aufgebaut. Die EZB habe sich und die Euro-
zone seit 2012 in eine Situation manövriert, 
heißt es in einem Papier der Deutschen Bank 
Research, „in der sie zwischen dauerhaft 
geringem Wachstum, hoher Arbeitslosigkeit 

und fehlender Reformdynamik einerseits und 
höheren Risiken für die Bilanzen der Kernlän-
der andererseits gefangen ist“. Mit anderen 
Worten: Sie hat die Stagnation, die sie eigent-
lich bekämpfen wollte, weiter zementiert.

Man sieht: Die japanische Zentralbank wie 
auch die EZB haben es zwar geschafft, die 
Finanzmärkte zu beruhigen und zu stabilisie-
ren. Aber weder die Politik der niedrigen Zin-
sen und der quantitativen Lockerung, noch 
kurzfristige staatliche Konjunkturprogramme 
lösen in Japan oder in der Eurozone die 
grundlegenden Probleme der strukturellen 
Wachstumsschwäche und entfachen einen 
nachhaltigen Wirtschaftsaufschwung.88 Weil 
die Schwäche durch den demografischen 
Wandel, sinkende Produktivitätszuwächse 
und eine wachsende Ungleichheit in der Be-
völkerung ausgelöst wird, kann die Geldpoli-
tik naturgemäß gar keinen Einfluss auf diese 
Entwicklungen nehmen. Sie kann bestenfalls 
die Folgen der Stagnation abfedern und das 
auch nur vorübergehend, aber nicht deren 
Ursachen bekämpfen. 

Welches die Folgen der Stagnation sind und 
was sie für das Leben in den weit entwickel-
ten Staaten bedeuten, beschreibt das nächste 
Kapitel.
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Auch wenn sich die meisten Menschen eher 
Wachstum als das Gegenteil wünschen, 
stellt sich die Frage, was denn eigentlich so 
schlimm wäre an einem schleichenden Ende 
des Wachstums in den früh entwickelten In-
dustrienationen: Hieße das für die Menschen 
denn nicht, dass alles so bleibt, wie es ist? 
Nicht mehr und nicht weniger von allem? 

Wenn das alles wäre, könnten die Allermeis-
ten weiter einen Lebensstandard genießen, 
von dem die Mehrheit der Weltbevölkerung 
nur träumen kann. Für Umweltpolitiker wäre 
es ein Anlass, auf ein Ende der anhaltenden 
Ressourcenplünderung, auf eine Minimie-
rung der Schäden an Klima und Biodiversität 
zu hoffen. So gesehen keine schlechten 
Aussichten.

Doch die Folgen der Stagnation sind vielfältig 
und wirken sich auf nahezu alle Lebensberei-
che aus. In diesem Kapitel wollen wir auf-
zeigen, was ein Ausklingen des Wirtschafts-
wachstums für Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft bedeuten könnte. Bislang besteht auf 
allen diesen Ebenen eine starke Abhängigkeit 
vom Wachstum. Sozialsysteme und Staats-
finanzen sind darauf ausgerichtet, dass Bei-

träge und Steuern Jahr für Jahr mehr Geld in 
die Kassen spülen. Unternehmen investieren 
in neue Technologien und Standorte, in der 
Erwartung, künftig mehr absetzen zu können. 
Vor allem basiert der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt auf dem tiefen Vertrauen, dass 
es den Menschen von Generation zu Gene-
ration besser geht. Ohne die Perspektive auf 
wirtschaftliches Wachstum könnten sich all 
diese Erwartungen nicht mehr erfüllen.

Folgen für den Staat 

Deutschland steht derzeit im Vergleich zu 
anderen früh industrialisierten Ländern, die 
ebenfalls rückläufige Wachstumsraten ver-
zeichnen, gut da. Die aktuellen Wirtschafts- 
und Arbeitslosenzahlen wie auch die Ent-
wicklung der Staatseinnahmen geben wenig 
Anlass zur Sorge. Anders sieht es in vielen 
europäischen Ländern aus, insbesondere in 
jenen, die stark unter den Finanz- und Schul-
denkrisen gelitten haben. In Griechenland ist 

rund jeder Vierte auf dem Arbeitsmarkt ohne 
Job, in Spanien fast jeder Fünfte. Gleichzeitig 
liegt die Wirtschaftsleistung in diesen Län-
dern immer noch unter dem Vorkrisenniveau. 
Griechenland erwirtschaftete 2016 gerade 
einmal drei Viertel von dem, was die Wirt-
schaft noch 2007 zu leisten im Stande war. 
Auch in Kroatien, Lettland, Zypern, Portugal, 
Finnland, Estland, Italien und Spanien lag das 
Bruttoinlandsprodukt 2016 noch unter dem 
Wert vor Ausbruch der Finanzkrise.1

Diese Wachstumsschwäche ist nicht folgen-
los für die öffentlichen Haushalte geblieben. 
Die Schuldenlast ist in kürzester Zeit drama-
tisch angestiegen. Gemessen an der jähr
lichen Wirtschaftsleistung hat sich der Schul-
denberg in Spanien seit 2007 fast verdrei-
facht und liegt nun bei rund 100 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts eines Jahres. Dagegen 
scheint der relative Anstieg der griechischen 
Schuldenquote fast noch moderat, allerdings 
auf hohem Niveau – von rund 100 Prozent 
der jährlichen Wirtschaftsleistung in 2007 
auf 179 Prozent in 2016. Diese Entwicklung 
ist jedoch nicht auf die südlichen Länder der 
Europäischen Union beschränkt. Wiesen 
2007 nur 9 der 28 EU-Mitgliedsländer einen 
staatlichen Schuldenstand von über 60 

	 WENIGER WACHSTUM 
	 UND DIE FOLGEN4



Berlin-Institut  41

Prozent ihrer jährlichen Wirtschaftsleistung 
aus und verfehlten damit eines der 1992 
beschlossenen Maastricht-Kriterien, erhöhte 
sich ihre Zahl bis 2016 auf 16 Länder – darun-
ter auch das Vereinigte Königreich, Österreich 
und Deutschland.2 

Keine Entspannung in Sicht

Die schwache wirtschaftliche Entwicklung 
der letzten zehn Jahre in Europa zeigt ein-
drucksvoll, welche Folgen ein ausbleibendes 
Wachstum haben kann. Dabei bestätigt 
sich ein altbekanntes Muster der letzten 
Jahrzehnte: In wirtschaftlich schwächeren 
Zeiten steigen die Staatsschulden deutlich 
an. In Phasen des Aufschwungs sollten diese 
dann zumindest teilweise zurückbezahlt 
werden. Was aber, wenn das erhoffte Wirt-
schaftswachstum ausbleibt? Wie schwierig 
sich der Abbau der Schuldenberge dann 

gestaltet, lässt sich längst beobachten: Die 
niedrigen Wachstumsraten der letzten Jahre, 
gepaart mit der geringen Inflation, erschwe-
ren es den Ländern, ihre Schuldenquote 
zurückzufahren.4

Zudem dürfte sich langfristig die Lage in 
vielen europäischen Ländern kaum entspan-
nen. Denn durch die Alterung der Bevölke-
rung kommen zu den bereits aufgetürmten 
Verbindlichkeiten noch zusätzliche Ausgaben 
in der Gesundheitsversorgung oder bei den 
staatlichen Rentensystemen hinzu.5 Besteht 
eine Differenz zwischen den künftigen Forde-
rungen der Bürger gegenüber dem Staat und 
den langfristig möglichen Steuer- und Bei-
tragseinnahmen, führt dies zu sogenannten 
Nachhaltigkeitslücken.6

Den Berechnungen nach besteht in fast allen 
europäischen Ländern eine solche Lücke 
und damit ein zum Teil erheblicher weiterer 
Konsolidierungsbedarf. Um künftig die Schul-
denstände auch nur konstant zu halten und 
sich langfristig gegen die steigenden Kosten 
durch den demografischen Wandel zu wapp-
nen, müsste die Mehrheit der Staaten bereits 
heute ihre Einnahmen im Verhältnis zu den 
Ausgaben erhöhen. Die Größenordnung vari-
iert dabei zwischen den einzelnen Ländern. 
Besondere Defizite bestehen in Ländern 
wie Slowenien, Malta oder Luxemburg, 
vergleichsweise gut ist die Lage in Kroatien 
oder Zypern. Die Mehrheit der EU-Staaten 
müsste ihren Haushaltssaldo um rund zwei 
Prozent ihrer jährlichen Wirtschaftsleistung 
verbessern.7 Selbst bei einem starken Wirt-
schaftswachstum wäre es ein schwieriges 
Unterfangen, die aufgelaufene Schuldenlast 
der letzten Jahre zu bewältigen und zusätz
liche Einnahmen für die alternde Bevölkerung 
zu generieren. Unter Schrumpfbedingungen 
dürfte es kaum möglich sein.

Deutschland: Lage gut, Aussicht mau

Die aktuelle Lage des deutschen Staats-
haushalts könnte kaum besser sein. Im Jahr 
2016 nahmen Bund, Länder, Gemeinden und 
Sozialversicherungen fast 24 Milliarden Euro 
mehr ein, als sie ausgaben. Absolut gesehen 
ist dies der größte Überschuss, den der Staat 
seit der Wiedervereinigung in einem Jahr er-
zielt hat.9 Weniger rosig sind die langfristigen 
Aussichten, insbesondere für die Sozialver-
sicherungen. Dass auf diese in Deutschland 
schwierige Zeiten zukommen, ist seit langem 

Der Schuldenberg wächst 

Seit der Finanzkrise sind in allen EU-Mitgliedsstaaten außer in Malta die Schuldenquoten gestie-
gen. Wiesen die 28 Länder im Jahr 2007 zusammen noch eine Verschuldung von knapp 58 Pro-
zent ihres Bruttoinlandsprodukts aus, erhöhte sich diese Quote bis 2016 auf rund 84 Prozent. 
Zwar wachsen die Schuldenstände seit 2015 nicht mehr. Dennoch lag das gemeinsame 
Finanzierungsdefizit der 28 Länder im Jahr 2016 immer noch bei rund 1,7 Prozent 
des BIP. 

Staatliche Schuldenstände der 28 EU-Mitglieds-
staaten in Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung, 
2007 und 2016
(Datengrundlage: Eurostat3)
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42  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

bekannt. Die Politik hat mit verschiedenen 
Reformen in der Renten-, Gesundheits- oder 
Pflegeversicherung versucht, die Systeme 
zukunftsfest zu machen, vom Nachhaltig-
keitsfaktor in der Rentenformel bis zur Rente 
mit 67. 

Denn die umlagefinanzierten Sozialsysteme 
funktionieren solange gut, wie ein relativ 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Netto-
zahlern und Nutznießern besteht. In den 
kommenden Jahrzehnten wird jedoch durch 
die Verrentung der geburtenstarken Baby-
boomer-Jahrgänge die Zahl jener steigen, die 
Leistungen aus Renten-, Kranken- und Pfle-
geversicherung erhalten. Gleichzeitig dürfte 
die Gruppe der potenziell Erwerbstätigen 
kleiner werden, die im Wesentlichen unseren 
Wohlstand erwirtschaftet. Die Sozialsysteme 
geraten dadurch in Schieflage. 

Doch wie hoch sind die Mehrausgaben, 
die auf die Sozialsysteme zukommen? Be-
rechnungen zur langfristigen Tragfähigkeit 
der öffentlichen Haushalte im Auftrag des 
Bundesministeriums für Finanzen geben ein 
ungefähres Bild darüber, wie sich die Kosten 
in den nächsten Jahrzehnten entwickeln dürf-
ten. Dazu werden die staatlichen Ausgaben in 
den Bereichen Alterssicherung, Gesundheit 
und Pflege, Arbeitslosenversicherung sowie 
Bildung und Familie bei unveränderter Fort-
setzung der gegenwärtigen Politik bis ins Jahr 
2060 berechnet. Diese Bereiche, in denen 
die Höhe der Ausgaben stark auf demogra-
fische Veränderungen reagiert, umfassen 
rund 60 Prozent aller staatlichen Ausgaben. 
Daneben fließen in die Berechnung Annah-

men zur demografischen Entwicklung ein, 
zur künftigen geschlechter- und altersspezi-
fischen Erwerbsbeteiligung, zur Entwicklung 
der Arbeitslosenquote sowie zur allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung.10

Wachsen die Wirtschaftsleistung und damit 
die Einnahmen aus Steuern und Beiträgen im 
gleichen Maße wie die Ausgaben, lassen sich 
die Mehrkosten problemlos schultern. Dies 
dürfte jedoch nicht der Fall sein. Daraus folgt, 
dass künftig ein größerer Teil der jährlichen 
Wirtschaftsleistung in die demografieabhän-
gigen öffentlichen Ausgaben fließt. Derzeit 
sind es knapp 26 Prozent. Selbst bei einer 
sehr günstigen Entwicklung dürfte sich dieser 
Anteil am BIP bis 2060 auf über 29 Prozent 
erhöhen. Deutlich stärker fällt der Anstieg 
aus, wenn sich etwa die Erwerbs- und Ar-
beitslosenzahlen, die Zuwanderung oder die 
Geburtenrate schlechter als im günstigen 
Fall angenommen entwickeln sollten. Dann 
könnte die Ausgabenquote bis 2060 auf fast 
33 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung 
steigen. Hauptverantwortlich dafür sind die 
rasant wachsenden Ausgaben in den Berei-
chen der staatlichen Alterssicherung sowie 
der Pflege- und Gesundheitsversorgung.11 

Noch schwerer als im Rentensystem lassen 
sich die Belastungen in der Gesundheits-
versorgung und der Pflege abmildern. 
Preistreiber sind hier nicht nur die alternde 
Bevölkerung, sondern auch der technische 
Fortschritt. Innovative und teure Behand-
lungsmethoden drängen auf den Markt, die 
in kürzester Zeit die vorhandenen „billigeren“ 
Lösungen ersetzen. Anders als bei Autos, 
Computern oder Mobiltelefonen, wo sich 
nicht mehr ganz aktuelle aber preisgünstige 
Modelle weiterhin einer hohen Nachfrage er-
freuen, wollen die Menschen im Gesundheits-
bereich immer mit den besten zur Verfügung 
stehenden Mitteln versorgt werden. Dies 
treibt die Kosten nach oben, da beispielswei-
se Medikamente zumindest zeitweise eine 
Monopolstellung haben und die Unterneh-
men hohe Preise ansetzen können.12 Solange 

Alterung reißt zusätzliche Lücken in die Haushalte 

Die künftigen Einnahmen eines Staates müssen nicht nur die üblichen Ausgaben für Soziales, Infrastruktur 
oder Sicherheit decken, sondern sie müssen auch ausreichen, um die Schuldenstände nicht weiter anwachsen 
zu lassen und die Kosten einer alternden Bevölkerung zu finanzieren. Liegen die künftigen Kosten über den zu 
erwartenden Einnahmen, besteht eine Nachhaltigkeitslücke. Bis auf Zypern und Kroatien weisen alle Länder 
langfristig Haushaltsrisiken auf. Besonders hoch sind sie in Slowenien. Das kleine Land an den östlichen Alpen 
müsste seinen Haushaltssaldo dauerhaft um über sechs Prozent des jährlichen BIP verbessern. Deutlich besser 
sieht die Lage in Deutschland aus, das nur gut zwei Prozent des BIP einsparen oder hinzugewinnen müsste.

Nachhaltigkeitslücken 
verschiedener Länder 
aufgrund nötiger Haus-
haltsanpassungen, um 
die aktuellen Schulden-
stände gemessen an der 
jährlichen Wirtschafts-
leistung konstant zu 
halten, und der Kosten 
aufgrund einer alternden 
Bevölkerung in Prozent 
der jährlichen Wirt-
schaftsleistung 
(Datengrundlage: Euro-
päische Kommission8)
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keine Qualitätseinbußen akzeptiert werden 
oder sich die Gesundheitsversorgung aus an-
deren Gründen verbilligt, etwa weil die Men-
schen weniger riskant leben, seltener krank 
werden und weniger Leistungen in Anspruch 
nehmen, ist der einzige Ausweg zur Finanzie-
rung des Gesundheitssystems Wachstum. Je 
größer die Wirtschaftsleistung, desto kleiner 
die Last für künftige Generationen. 

Langfristig tragfähig blieben die öffentlichen 
Finanzen, wenn der Staat ab sofort und 
dauerhaft mehr einnähme und/oder weniger 
ausgäbe. Das hieße, gemessen am aktuellen 
Bruttoinlandsprodukt, jährlich zwischen 36 
und 115 Milliarden Euro Haushaltsverbesse-
rungen – über höhere Beitrags- und Steuer-
einnahmen und/oder Einsparungen.13 Dass 
die politisch Verantwortlichen Einschnitte in 
einer solchen Größenordnung vornehmen, 
ist sehr unwahrscheinlich. Daher versucht 
die Politik die Tragfähigkeitslücken auf an-
derem Wege zu verkleinern. Dazu zählt, die 
Zuwanderung in den Arbeitsmarkt zu verbes-
sern, die Erwerbsbeteiligung von Frauen zu 
fördern, über längere Lebensarbeitszeiten 
mehr Menschen auf dem Arbeitsmarkt zu 
halten und die Qualifikationen der Bevölke-
rung zu erhöhen. Gänzlich schließen dürften 

sich die Lücken aber auch unter diesen 
Idealbedingungen nicht. Zumal es in diesen 
Handlungsfeldern bereits in den vergangenen 
Jahren deutliche Verbesserungen gegeben 
hat und künftige Zuwächse, etwa bei der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen oder älteren 
Menschen, eher kleiner ausfallen dürften. 

Wachstum als Problem, Wachstum als 
Lösung

Die Renten-, Gesundheits- und Pflegesysteme 
sind also in ihrer heutigen Organisations-
form auf Wirtschaftswachstum angewiesen, 
sofern die Beiträge einigermaßen stabil 
bleiben und das Leistungsniveau nicht zu 
stark eingeschränkt werden sollen. Weit 
verbreitet besteht bislang die Hoffnung, dass 
Produktivitätsgewinne und ein anhaltendes 
Wirtschaftswachstum in ausreichender Höhe 
die Lücke, welche die Demografie reißt, ein 
Stück weit schließen können. Hier zeigt sich 
das eigentliche Dilemma: Einerseits ist die 
beschriebene demografische Entwicklung 
ein wesentlicher Grund für den Rückgang des 
wirtschaftlichen Wachstums, andererseits 
soll zusätzliches Wachstum die Probleme in 
den Sozialsystemen abmildern, die durch die 
Demografie entstehen. 

Dass die demografische Entwicklung sich 
nicht nur auf die Sozialsysteme, sondern 
auch auf den Bundeshaushalt auswirkt, 
zeigt ein Blick in die Vergangenheit. 1995 
beanspruchte die eigentlich über das Umla-
geverfahren und damit über Sozialbeiträge 
finanzierte Rentenkasse rund 17 Prozent 
der Haushaltsmittel als steuerfinanzierten 
Zuschuss. 20 Jahre später waren es bereits 
31 Prozent – 2015 flossen rund 84 Milliarden 
Euro an Steuergeldern in die gesetzliche 
Rentenversicherung.15 2020 könnten es be-
reits über 100 Milliarden sein.16 Mit weiter 
fortschreitender Alterung der Bevölkerung 
ist davon auszugehen, dass sich der Bundes-
haushalt noch stärker an der Finanzierung 
der Sozialsysteme beteiligt. Der Bund verliert 
damit deutlich an Gestaltungsmöglichkeiten. 
Konnte er 1995 noch über jede zweite D-
Mark frei verfügen und sie beispielsweise in 
den Ausbau der Infrastrukturen stecken, sank 
dieser Anteil bis 2015 auf unter ein Drittel – 
Tendenz weiter fallend. Diese Verschiebung 
der Staatsausgaben dürfte sich langfristig 
negativ auf das wirtschaftliche Wachstum 
auswirken.17

Die Kosten der Alterung

Für die Rentenversicherung und die Beamten
versorgung, die gesetzliche Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung sowie für Bildung, Kinder-
betreuung und Familienleistungen hat der deutsche 
Staat 2015 eine Summe in Höhe von 26 Prozent des 
BIP aufgewendet. Die günstige und die ungünstige 
Variante begrenzen den wahrscheinlichen Bereich, 
innerhalb dessen sich die Ausgaben bis 2060 
entwickeln dürften. Demnach ist mit einer Kosten-
steigerung auf rund 29 bis 33 Prozent der jährlichen 
Wirtschaftsleistung zu rechnen.

Die Entwicklung der 
demografieabhängigen 
Ausgaben in Prozent des 
BIP in Abhängigkeit ver-
schiedener Annahmen in 
Deutschland bis 2060
(Datengrundlage: 
Bundesministerium für 
Finanzen14)
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Wie kommt der Staat künftig an sein 
Geld?

Was aber geschieht, wenn künftig die wirt-
schaftlich schwierigen Phasen häufiger und 
länger werden und dazwischen nur noch 
kurze Perioden der Erholung bleiben? Sollte 
die Politik ihre konjunkturellen Reflexe beibe-
halten, hätte dies einen rasanten Anstieg der 
Schuldenlast zur Folge – was aber nicht lange 
gut gehen dürfte. Denn ein Staat findet auf 
den Märkten nur solange genügend Anleger, 
die ihm günstig Geld leihen, wie diese über-
zeugt sind, dass er zahlungsfähig bleibt. 

Sobald die Geldgeber daran zweifeln, dass 
künftige Generationen die nötigen Steuern 
noch aufbringen können und wollen, um 
die Schulden zu tilgen und die Zinsen zu 
bedienen, schwindet das Vertrauen. Mit 
steigender Schuldenlast muss ein Staat 
wachsende Risikoaufschläge bezahlen, um 
noch an frisches Geld zu kommen. Steigen 
die Zinsen dann über die Wachstumsraten 
und verharren dort längerfristig, spitzt sich 
die Lage zu. Dann wachsen die Belastungen 

aus der Staatsverschuldung schneller als die 
Einnahmen. Steuererhöhungen oder Aus-
gabenkürzungen – vermutlich sogar beides 
– bleiben als einziger Ausweg.19 Hilft dies 
nicht in ausreichendem Maße, verschlechtert 
sich die Haushaltslage weiter, bis am Ende 
der Staatsbankrott droht. Wie gefährlich eine 
solche Entwicklung sein kann, lässt sich an 
den südeuropäischen Ländern beobachten. 
Hohe Schuldenstände, steigende Zinsen und 
schwindende Wirtschaftskraft haben sie in 
eine Sackgasse und nahe an den finanziellen 
Abgrund geführt. 

Übermäßig verschuldete Staaten müssten 
also versuchen, künftig auf neue Schulden zu 
verzichten, um die öffentlichen Haushalte zu 
konsolidieren. Dies entspricht beispielsweise 
dem aktuellen Plan der deutschen Politik. Im 
Jahr 2009 fällte die Föderalismuskommission 
II eine historische Entscheidung. Nachdem 
der Schuldenberg jahrzehntelang immer 
höher geworden war, einigten sich Bund und 
Länder auf die sogenannte Schuldenbremse. 
Demnach verzichten ab 2016 der Bund und 
vier Jahre später auch die Länder weitgehend 
darauf, neue Schulden aufzunehmen.20 Sie er-
hoffen sich davon, dass die Schuldenlast für 
kommende Generationen gemessen an der 
Wirtschaftsleistung sinkt. Diese Politik führt 
jedoch nicht zwingend zu dem gewünschten 

Ziel. Denn weil die Verschuldung am Brutto-
inlandsprodukt gemessen wird, kann sie sich 
nur verringern, wenn die Wirtschaft weiter 
wächst. Bei abnehmender Wirtschaftsleis-
tung würde der Verschuldungsgrad selbst 
dann weiter steigen, wenn der Staat keine 
neuen Kredite mehr aufnähme. Die Hoffnung 
aus den Staatsschulden herauszuwachsen, 
würde sich ohne Wirtschaftswachstum nicht 
erfüllen. 

Ob sich der in dieser Frage bisher muster-
gültige deutsche Staat auch künftig an die 
Schuldenbremse hält, ist nicht sicher. Denn 
der Gesetzgeber hat Ausnahmeregelungen 
getroffen, unter denen sich Bund und Länder 
auch künftig am Kapitalmarkt Geld besorgen 
dürfen. Etwa, wenn sie die Auswirkungen 
„einer von der Normallage abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung“ zu spüren 
bekämen.21 Sollte eine säkulare Stagnation 
als eine solche Notsituation gesehen wer-
den, könnte der Staat weiterhin versuchen, 
mit zusätzlichen Schulden zurück auf den 
Wachstumspfad zu gelangen – wenn auch mit 
geringen Erfolgsaussichten. 

Das Geld für Zukunftsinvestitionen wird 
knapp 

Rund ein Drittel des Bundeshaushalts aus dem Jahr 
2015 floss in die gesetzliche Rentenversicherung, 
obwohl sich diese eigentlich aus den Sozialbeiträgen 
der Versicherten finanzieren sollte. 20 Jahre zuvor 
gingen gerade einmal 17 Prozent an in die Renten-
kasse. Auch die Anteile der übrigen Sozialausgaben 
sind gestiegen. Die Bundesregierung verliert damit 
zusehends an Gestaltungspielraum. 

Ausgabenstruktur im Bundeshaushalt in Prozent, 1995 und 2015
(Datengrundlage: Bundesministerium für Finanzen18)
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Ohne neues Geld vom Kapitalmarkt müsste 
der Staat für zusätzliche Ausgaben, etwa bei 
den Sozialleistungen oder Infrastrukturen, 
die Bürger stärker zur Kasse bitten. Anders 
als Schulden, die hauptsächlich künftige 
Generationen belasten, treffen Steuer- oder 
Beitragserhöhungen immer die aktuellen 
Zahler, die stets auch Wähler sind. Auch hier 
ist der Handlungsspielraum des Staates also 
begrenzt.

Der Staat sitzt in der Wachstumsfalle

Der vermeintliche Ausweg aus dieser miss
lichen Lage, heißt: wirtschaftliches Wachs-
tum. Der Staat hätte mehr zu verteilen und 
könnte die Lasten der Alterung und des de-
mografischen Wandels besser schultern. Nur 
durch Wachstum entstehen Spielräume für 
neue Schulden oder es steigen die Einnahmen 
aus Steuern und Beiträgen. Ohne Wachstum 
müsste der Staat die Steuer- und Beitragsätze 
erhöhen und seine verfügbaren Mittel stärker 
als bisher umverteilen. Der Staat könnte zwar 
auch seine Ausgaben zusammenstreichen. 
Jedoch würde er damit das Ziel einer breiten 
gesellschaftlichen Teilhabe konterkarieren. 

Folgen für die Wirtschaft

Ebenso wie der Staat könnte die moderne 
Wirtschaft auf Wachstum angewiesen sein. 
Nach Ansicht des Schweizer Ökonomen 
Hans Christoph Binswanger unterliegt auch 
sie einem Wachstumszwang und -drang. Im 
Zentrum seiner Überlegungen stehen das 
Geld und die Art, wie es in den Wirtschafts-
kreislauf kommt. Geld wird heute nicht etwa 
überwiegend von den Zentralbanken ge-
druckt und in den Umlauf gebracht, sondern 
hauptsächlich in den Geschäftsbanken „ge-
schöpft“, und zwar immer dann, wenn sich 
Unternehmen oder Privatpersonen bei ihnen 
Geld leihen. Anders als landläufig angenom-
men, handelt es sich dabei nur zu einem 
geringen Teil um Erspartes, das die Banken 
zuvor bei ihren Kunden eingesammelt haben, 
sondern vielmehr um Geld, das aus dem 
„Nichts“ entsteht (siehe Kasten: Die Magie 
des Geldsystems). 

Mit den aufgenommenen Krediten inves-
tieren die Unternehmer, sie kaufen Roh-
stoffe und Maschinen und bezahlen ihre 
Mitarbeiter. Sie erhoffen sich davon einen 
wirtschaftlichen Gewinn. Ihre Erwartungen 
fußen dabei auf den Erfahrungen der Vergan-
genheit, wonach die Summe aller Einnahmen 
in der Regel größer war als die Summe aller 
Ausgaben. Doch das funktioniert nur, wenn 
sich die Geldmenge stetig vergrößert. Bleibt 
sie konstant, kann maximal das Geld an die 
Unternehmen zurückfließen, das sie zuvor 
ausgegeben haben. Gewinne und Wachstum 
sind im Saldo aller Unternehmen nur mög-
lich, wenn die Banken immer weitere Kredite 
gewähren und damit zusätzliches Geld in 
Umlauf bringen.28

Steiler Anstieg, hohes Plateau

Im Jahr 1950 waren Bund, Länder und Gemeinden in Deutschland mit umgerechnet weniger als zehn 
Milliarden Euro verschuldet. Dies entsprach damals rund 20 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung.  
Bis Mitte der 1970er Jahre entwickelten sich Schulden und Bruttoinlandsprodukt fast im Gleichschritt, 
sodass sich die Schuldenquote kaum veränderte. Ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre wuchsen die 
Schulden dann deutlich schneller als die Wirtschaft. Im Jahr 2010 erreichte die Schuldenquote mit rund  
80 Prozent des BIP ihren vorläufigen Höhepunkt.22 

Schulden des Bundes, der Länder und Gemeinden sowie der Sozialversicherungen* 
in Billionen Euro, seit 1950
(Datengrundlage: Statistisches Bundesamt23)
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Die Wirtschaft steckt damit nach der Theorie 
von Hans Christoph Binswanger in der Ab-
hängigkeit einer Wachstumsspirale, die sich 
immer weiterdrehen muss. „Durch den Geld- 
und Kapitalzuwachs von heute muss sich der 
Geld- und Kapitalzuwachs von gestern recht-
fertigen“, schreibt der Ökonom. Die Güter, die 
heute produziert werden, kommen morgen 
auf den Markt und erzielen nur dann einen 
Gewinn, wenn weiter investiert wird. 

Investitionen stehen immer vor dem Ver-
kauf neu produzierter Güter und diese 
zeitliche Verzögerung steht im Zentrum von 
Binswangers Wachstumsspirale. So erhöhen 
die Investitionen der Unternehmen über die 
gezahlten Gehälter die Einkommen der Haus-
halte, die damit Waren und Dienstleistungen 
der Unternehmen aus dem vorhergegan-
genen Investitionsschub kaufen. Nur wenn 
bei jedem Durchlauf die Geldmenge größer 
wird, übersteigen die Einnahmen aller Unter-
nehmen deren eine Runde zuvor getätigten 
Ausgaben und ermöglichen einen Gewinn. 
Wachstum verlangt weiteres Wachstum. 

Doch was passiert, wenn die Spirale stockt 
und das Wachstum endet? Die Unternehmen 
investieren weniger, wodurch die Einkom-
menszuwächse der Haushalte ausfallen. Die 
vormals getätigten Investitionen treffen so-
mit nicht mehr auf eine höhere Nachfrage. In 
der Folge brechen die Gewinne der Unterneh-
men ein, die Banken vergeben weniger Kredi-
te und aufgrund immer weiter schwindender 
Gewinnaussichten bleiben Investitionen 
zunehmend aus. Immer mehr Unternehmen 
rutschen in die Verlustzone und gehen pleite. 
Die Kräfte, die zuvor das Wachstum befördert 
haben, setzen nun eine Schrumpfspirale in 
Kraft.30

Die Magie des Geldsystems

Den Grundstein für die heutige Geldschöpfung legte die allmähliche Verbreitung des 
Papiergeldes Ende des 17. Jahrhunderts in Europa. Dieses neue Zahlungsmittel musste 
nur noch in einem beschränkten Maße durch Gold gedeckt sein und hatte damit einen 
entscheidenden Vorteil gegenüber den bis dahin verwendeten Gold- und Silbermünzen: 
Die Geldmenge konnte mittels des stoffwertlosen Papiergelds erhöht werden.24  

Diese Innovation legte zusammen mit der Erfindung der Dampfmaschine das Funda-
ment für die wirtschaftliche Entwicklung in den folgenden Jahrhunderten. Erst dank 
des neuen Zahlungsmittels konnten die gewaltigen Investitionen in jene neue Technik 
gestemmt werden, die dann im 19. Jahrhundert die Industrielle Revolution lostrat. 
Geld schöpfen zu können, wurde zu einer wichtigen Voraussetzung für wirtschaftliches 
Wachstum.

Die eigentliche Geldschöpfung spielt sich heute überwiegend in den Geschäftsbanken 
ab. Neues Geld entsteht, wenn Banken ihren Kunden Kredite gewähren. Die Unterneh-
mer oder Privatpersonen verschulden sich damit bei der Bank, gleichzeitig verschuldet 
sich aber auch die Bank bei ihnen. Denn sie schreibt dem Kreditnehmer das aufge-
nommene Darlehen als Sichteinlage auf seinem Konto gut und verpflichtet sich, dieses 
Guthaben, wenn gewünscht, bar auszuzahlen. Weil sich die Bankkunden aber nur selten 
ihr ganzes Guthaben in Scheinen und Münzen auszahlen lassen, müssen die Geschäfts-
banken nur einen kleinen Teil der gesamten Sichteinlagen als Bargeld oder hinterlegtes 
Guthaben bei der Zentralbank vorhalten.25 Derzeit liegt die vorgeschriebene Mindest-
reserve nur bei einem Bruchteil der Kreditsumme, die eine Bank vergibt. Lediglich ein 
Prozent müssen Banken bei der Zentralbank hinterlegen, was ihre Geldschöpfungsfähig-
keiten nur geringfügig einschränkt.26 Das Bankensystem kann damit zumindest theore-
tisch immer weiter Geld schöpfen.

Dennoch weiten die Banken die Geld- und Kreditmenge nicht unbegrenzt aus. Das hat 
verschiedene Gründe. Einer von ihnen ist, dass die Banken natürlich nur Kredite verge-
ben können, wenn Unternehmen diese auch nachfragen. Dies tun letztere in der Regel 
nur dann, wenn sie ein lohnendes Investitionsprojekt vor Augen haben. Doch selbst 
wenn auf Seiten der Unternehmer eine Nachfrage besteht, bedeutet dies nicht automa-
tisch, dass die Bank ihnen den Kredit auch gewährt. Denn auch die Banken gehen nur 
die Geschäfte ein, die aus ihrer Sicht einen Gewinn versprechen. Dafür muss der erwar-
tete Zinsertrag das Ausfallrisiko und die mit der Kreditvergabe verbundenen Kosten 
übersteigen. 

Auch die Zentralbank kann beeinflussen, wie sich die Geldmenge entwickelt. Erhöht sie 
etwa den Leitzins, steigen für die Geschäftsbanken die Kreditkosten, die sie ihrerseits 
an die Kreditnehmer weitergibt. In Folge sinkt die Nachfrage nach Krediten, was die 
Geldschöpfung bremst.27
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Ist ein Gleichgewicht möglich? 

Doch gibt es als Alternative zum Wachs-
tum nur das Schrumpfen und damit den 
Untergang, wie Binswanger prophezeit, 
oder ist eine Zwischenlösung möglich? 
Kann eine Volkswirtschaft nicht in einem 
Gleichgewichtszustand verharren, bei dem 
Bruttoinlandsprodukt und Geldmenge stabil 
bleiben? Kann eine Ökonomie im Kreis laufen 
anstatt in einer Spirale? 

Alternativmodelle sehen zumindest die Mög-
lichkeit für einen stationären Zustand und 
glauben nicht an einen monetären Wachs-
tumszwang. So könnte eine Wirtschaft auch 
bei einer gleichbleibend großen Geldmenge 
stabil funktionieren.31 Bei einigen Modellen 
einer Wirtschaft ohne Wachstum müssten die 
Menschen jedoch ihre Einkommen sofort in 
den Konsum stecken und dürften nichts da-
von zur Seite legen, sonst ergäbe sich gleich 
wieder ein Wachstumszwang. Erwerbstätige 
könnten zwar Geld sparen, aber ihnen müss-
ten Rentner gegenüberstehen, die ihr Erspar-
tes in gleichem Umfang aufbrauchen. In der 
Summe müssten die Nettosparquote und die 

Nettoinvestitionsquote über einen längeren 
Zeitraum ausgeglichen bleiben.32 In der Pra-
xis dürfte dieser Zustand schwer zu erreichen 
sein, wie ein Blick auf die meisten OECD-
Staaten zeigt: Fast überall sparen die Men-
schen. Deutschland wies etwa in den Jahren 
2010 bis 2013 eine Nettosparquote zwischen 
sieben und zehn Prozent der jährlichen Wirt-
schaftsleitung aus.33 Die Abhängigkeit von 
Wachstum und Geldvermehrung bleibt unter 
diesen Bedingungen bestehen, sofern die 
Menschen mit dem ausklingenden Wachstum 
nicht auch das Sparen zurückfahren. 

Unternehmen unter Wachstumsdruck

Selbst wenn vom Geldsystem kein unmittel-
barer Wachstumszwang ausginge, bedeutet 
dies nicht, dass unsere heutige Art des Wirt-
schaftens generell auf Wachstum verzichten 
könnte. Die zentrale Frage ist, ob Unterneh-
men, die nicht mehr wachsen, trotzdem über-
leben können. 

Nach der Vorstellung mancher Ökonomen 
gibt es im Kapitalismus nur die Strategie 
„wachsen oder untergehen“. Unternehmen 

benötigen demnach Wachstum, um sich am 
Markt zu behaupten. Sie stehen im ständigen 
Wettbewerb mit ihren Konkurrenten, dürfen 
keine Marktanteile verlieren oder im Preis-
kampf unterliegen. Deshalb investieren sie, 
um ihre Produktivität zu erhöhen. Oder sie 
weiten ihre Produktion aus, erschließen neue 
Märkte und senken die Stückkosten. Zumeist 
verfolgen sie beide Ansätze gleichzeitig. 
Vergrößerung und Gewinnmaximierung sind 
dabei von Vorteil, weil dann mehr finanzielle 
Mittel zur Verfügung stehen, um in Forschung 
und Entwicklung zu investieren.34

Hinzu kommt, dass viele Unternehmenslen-
ker nicht die Eigentümer ihrer Firmen sind. 
Sie müssen darauf achten, dass sie jedes 
Jahr eine angemessene Rendite etwa in Form 
einer Dividende an ihre Anteilseigner aus-
schütten. Die Aktionäre erwarten das. Gibt es 
keine Ausschüttungen oder Wachstumsaus-
sichten, stoßen sie ihre Anteile ab, der Kurs 
der Unternehmen sinkt und die Firmen laufen 
Gefahr, verkauft oder zerschlagen zu werden. 
Die Verantwortlichen in den Unternehmen 
müssen also fortwährend nach Möglichkeiten 
Ausschau halten, den Gewinn zu maximieren. 
Dass sie dabei freiwillig auf Wachstum ver-
zichten, scheint utopisch.35

Diese Zwänge gelten weniger für kleine und 
mittelständische Unternehmen, die von ihren 
Inhabern selbst geführt werden. Handwerk-
liche Betriebe, Restaurants oder der Bäcker 
von nebenan können auch überleben, wenn 
sie Jahr für Jahr den gleichen Umsatz und 
Gewinn erwirtschaften. Eine wenn auch nicht 
repräsentative Umfrage unter 700 Unter-
nehmen dieser Größe zeigt, dass einige von 
ihnen keinerlei Wachstumsziele verfolgen: 
Ein Drittel der befragten Betriebe wollte die 
aktuelle Unternehmensgröße weitestgehend 
beibehalten. Für ein weiteres Viertel von 
ihnen war Wachstum nicht das vorrangige 
Ziel, auch wenn sie es grundsätzlich nicht 

Immer mehr Geld im Markt 

Wieviel Geld ist im Umlauf? Die Antwort auf diese Frage ist nicht einfach und hängt davon ab, wie man die 
Geldmenge genau definiert. In der praktischen Geldpolitik wird in der Regel die Geldmenge M3 herangezogen, 
die alle Arten von Bargeld bis hin zu kurzfristigen Geldanlagen miteinbezieht. Seit 1998 hat sich diese Geld
menge in der Eurozone fast verdreifacht. 

Absolute Geldmenge 
M3 in der Europäischen 
Währungsunion in 
Billionen Euro, jeweils 
im Januar 1998 bis 2017
(Datengrundlage: Euro-
päische Zentralbank29)
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ausschlossen. Nur zwei Prozent der Befragten 
gaben an, auf ein starkes Wachstum hinzu
arbeiten. Bei den Betrieben, die kein oder 
kaum Wachstum anstrebten, handelte es 
sich vorrangig um kleinere und ältere Unter-
nehmen, die häufig nicht auf internationalen 
und kaum wachsenden Märkten unterwegs 

Banken und Versicherungen in der Klemme

Als ein weltweites Anzeichen für eine säkulare Stagnation gelten niedrige Zinsen. Dar-
unter leiden nicht nur Sparer, weil sie kaum noch etwas für ihre Geldanlage bekommen, 
sondern auch viele Banken. Besonders für deutsche Geldhäuser ist die Niedrigzinsphase 
eine Herausforderung, denn viele von ihnen konzentrieren sich auf das traditionelle 
Zinsgeschäft – also auf das klassische Einlagen- und Kreditgeschäft.39 Mit den niedrigen 
Zinsen sinken für sie die Gewinnaussichten.

Dies verdeutlicht eine Umfrage unter 1.500 kleineren und mittelgroßen deutschen Kre-
ditinstituten aus dem Jahre 2015. Die Bundesbank befragte dabei die deutschen Kredit-
banken, Sparkassen und Genossenschaftsbanken, die als wichtige Finanzierungsquelle 
für den Mittelstand ein Rückgrat der deutschen Wirtschaft bilden. Zusammen mit der 
Bundesbank haben diese Bankhäuser in die Zukunft geschaut – auch in eine mit anhal-
tend niedrigen Zinsen. In diesem Szenario würde die Profitabilität der Banken deutlich 
einbrechen – bis 2019 um rund 50 Prozent im Vergleich zu 2014.40 Dieser Befund deckt 
sich mit einer weiteren Studie, in der die Autoren die Zinserträge aus Krediten und die 
Zinsaufwendungen für Einlagen, also die Zinsmarge einer Bank, analysiert haben. Dem-
nach könnte bis zum Ende des laufenden Jahrzehnts bei unverändert niedrigen Zinsen 
nur noch jede fünfte deutsche Bank eine Eigenkapitalrendite in Höhe von acht Prozent 
erwirtschaften und damit einen Wert erreichen, der international von Banken erwartet 
wird.41

Auch die Versicherungswirtschaft leidet unter den niedrigen Zinsen – insbesondere im 
Bereich der Lebensversicherungen und der Altersvorsorge. Zwar sind die Probleme kurz- 
und mittelfristig noch überschaubar, weil die Versicherungen das Geld ihrer Kunden 
zumeist in älteren, noch gut verzinsten Papieren angelegt haben.42 Doch das ändert sich, 
wenn die Zinsen längerfristig im Keller bleiben. Dies unterstreicht eine Studie des Inter-
nationalen Währungsfonds, der untersucht hat, welche Folgen eine „Japanisierung“ der 
Wirtschaft, also dauerhaft niedrige Zinsen, für die Versicherer haben könnte. Demnach 
dürfte es für Lebensversicherer und Anbieter von Rentenprodukten zunehmend schwie-
riger werden, mit den Einlagen ihrer Kunden die garantierten Zinsen zu erwirtschaften. 
Viele von ihnen könnten langfristig auf zusätzliche Finanzspritzen angewiesen sein. 
Zudem dürfte der Markt für klassische Renten- und Lebensversicherung schrumpfen, 
weil deren Produkte für die Anbieter wie auch die Kunden an Attraktivität verlieren.43

waren.36 Sie scheinen damit eine Nische mit 
überschaubarer Konkurrenz für sich gefunden 
zu haben. Damit dürfte dieses Modell kaum 
Vorbildcharakter für international agierende 
Unternehmen, große Aktiengesellschaften 
oder die vielen Hidden Champions in 
Deutschland haben.

Ohne Wachstum weniger technische 
Innovation

In einem wirtschaftlich schwächeren Umfeld 
dürften sich die Gewinnaussichten der Un-
ternehmen insgesamt eintrüben. Doch nicht 
alle von ihnen würden gleichermaßen unter 
einem ausklingenden Wirtschaftswachstum 
leiden. Wer innovativ genug ist, bliebe auch 
weiterhin in der Gewinnzone, während in 
einer insgesamt stagnierenden oder gar 
schrumpfenden Wirtschaft gleichzeitig eine 
steigende Zahl erfolgloser Unternehmen aus 
dem Markt gedrängt würde. Unternehmens-
gründungen dürften zudem rar werden.37

In einem stagnierenden Umfeld investieren 
die Unternehmen erfahrungsgemäß weniger 
Geld in neue Technologien. Modernisie-
rungsschübe, die zumindest zeitweise eine 
neue wirtschaftliche Dynamiken entfesseln 
können, würden seltener. Die betroffenen 
Volkswirtschaften verlören an Wettbewerbs-
fähigkeit und mehr und mehr Unternehmen 
könnten in andere Länder abwandern, die 
noch ein besseres wirtschaftliches Umfeld 
bieten. Die abgewanderten Unternehmen 
könnten dabei ihre vorhandenen Standorte 
ohne größere Verluste stilllegen, da sie dort 
zuletzt kaum noch investiert haben.38 Die 
eigentlichen Verluste trügen die Beschäftig-
ten, die ihre Jobs verlieren.
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Mehr Arbeitslose?

Wirtschaftswachstum schafft Arbeitsplätze. 
Dieser Zusammenhang ist unter dem Namen 
„Okunsches Gesetz“ bekannt, nach dem US-
amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler 
Arthur Melvin Okun, der 1962 die Korrelation 
zwischen Wirtschaftswachstum und Arbeits-
losigkeit in den USA untersucht hat. Diese 
Faustregel gilt auch heute noch, empirische 
Studien zeigen jedoch, dass der Zusammen-
hang von Land zu Land unterschiedlich stark 
ausgeprägt ist.44 

Jedoch muss das Wachstum erst eine be-
stimmte Schwelle überschreiten, bevor die 
Arbeitslosigkeit anfängt zu sinken. Ein Grund 
dafür liegt in der steigenden Produktivität. Je 
stärker diese zunimmt, desto mehr Produkte 
können die Unternehmen mit der gleichen 
Zahl von Menschen herstellen, ohne dabei 
neue Arbeitskräfte einzustellen. Doch der 
technologische Fortschritt und effizientere 

Produktionsverfahren lassen die Kosten 
der Unternehmer wie auch die Preise der 
Güter und Dienstleistungen sinken, wodurch 
zumeist die Nachfrage und der Konsum 
steigen. Das ist zwar schlecht für die Um-
welt und die Nachhaltigkeitsbemühungen 
(siehe Reboundeffekt in Kapitel 5), für den 
Arbeitsmarkt jedoch ein Glücksfall. Denn die 
anschwellende Nachfrage lässt die Umsätze 
der Unternehmen steigen, die daraufhin ihre 
Produktion ausweiten und neue Jobs schaf-
fen. Genau dies ist das Prinzip einer wach-
senden Wirtschaft.

Doch was würde passieren, wenn in einer 
stagnierenden Wirtschaft die Nachfrage nicht 
mehr zunimmt? Dann führen schon kleinere 
Produktivitätszuwächse dazu, dass weniger 
Arbeitskräfte nötig sind, um die gleiche Men-
ge an Gütern herzustellen. Die Unternehmen 
würden sich dann von Teilen ihrer Beleg-
schaften trennen. Arbeitskräfte mit geringe-
rer Qualifikation verlieren dann häufig als 
erste ihren Job. 

Je länger Menschen ohne Beschäftigung sind, 
desto schwieriger wird es für sie, wieder im 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, weil mit der Zeit 
ihre erlernten Fähigkeiten veralten.46 Letzte-
res könnte sogar jüngere Menschen treffen, 
die beim Berufseinstieg auf der Strecke 
bleiben und Gefahr laufen, ihr gerade erwor-
benes Wissen aus Ausbildung oder Studium 
nicht einsetzen zu können. Mit dem Wissen 
gehen dann weitere Wachstumspotenziale 
verloren.

Um in diesem ökonomischen Gefüge die Zahl 
der Arbeitsplätze auch nur konstant zu hal-
ten, muss die Wirtschaft wachsen und zwar 
mindestens in dem Tempo in dem die Pro-
duktivität zulegt. Eine schwache wirtschaft-
liche Entwicklung würde bedeuten, dass 
weniger Arbeitskräfte gebraucht werden. 
An dieser Stelle könnte der demografische 
Wandel in alternden Gesellschaften, denen 
die Arbeitskräfte ausgehen, ausnahms-
weise von Vorteil sein: Eine schrumpfende 
Gesellschaft, genauer gesagt, eine kleiner 
werdende Erwerbsbevölkerung könnte sich 
mit dem schleichenden Jobabbau, wie er mit 
einer wirtschaftlichen Stagnation einhergeht, 
leichter tun.

Stationäre Wirtschaft

Aber wie könnte ein Leben in einer „statio-
nären Wirtschaft“ aussehen? Dieses Modell 
einer Steady-state Economy hat einmal der 
US-Amerikaner Herman Daly definiert, einst 
Chefökonom der Umweltabteilung bei der 
Weltbank und ein langjähriger Kritiker einer 
Wohlstandsfixierung auf das BIP. Daly hält 
eine stationäre Wirtschaft für die einzige 
langfristige Überlebensoption der Menschen, 
für den einzigen Weg hin zu einer nachhalti-
gen Entwicklung.47

Ein Problem dabei ist, dass der Daly sein 
Modell zwar aus nachvollziehbaren ökologi-
schen Argumenten herleitet, ökonomische, 
soziale, demografische und politische All-
tagszwänge aber weitgehend ausblendet. 

Mit dem Wachstum entstehen die Jobs

Die gute wirtschaftliche Entwicklung zwischen 2000 und 2007 ließ die Arbeitslosigkeit in den 28 EU-Ländern 
sinken. Die Finanzkrise leitete jedoch eine Trendwende ein. Mit Einbruch der Wirtschaftsleitung stieg die 
Arbeitslosigkeit sprunghaft an. Erst durch die wirtschaftliche Erholung seit 2014 entspannt sich die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt wieder.

Jährliche Wachstums-
raten des BIP und 
Arbeitslosenquote der 
28 EU-Länder in Pro-
zent, seit 2001
(Datengrundlage: 
Eurostat45)
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Es setzt beispielsweise eine konstante Be-
völkerung voraus, einen stabilen, nicht mehr 
wachsenden Bestand an materiellen Gütern 
sowie ein hohes Maß von Gleichheit in der 
Gesellschaft, was so ziemlich das Gegenteil 
der aktuellen Lage in den weit entwickelten 
Nationen ist. Daly fordert gleichzeitig starke 
Institutionen, welche Konstanz, Stabilität 
und Gleichheit wirksam kontrollieren. Auch 
das ist eine sehr theoretische Forderung, 
wie Daly selbst schreibt, und sie könne zu-
dem „schreckliche Fehler enthalten“.48 „Für 
alle, die Politik als die Kunst des Möglichen 
betrachten“, bemerkt dazu der Politikwissen-
schaftler Richard Hartig von der Texas A&M 
Universität, sei das Dalys Modell eine reine 
Utopie.49 Tatsächlich vermag Daily nicht zu 
sagen, wie sich die Gesellschaften aus ihrer 
Wachstumsabhängigkeit lösen können. 

Das Problem einer säkularen Stagnation ist 
also weniger die Tatsache, dass sich das 
Wachstum verlangsamt, als vielmehr, dass 
die Wirtschaft vom Wachstum abhängig ist. 
Zwar gibt es unterschiedliche Meinungen 
dazu, wie stark diese Abhängigkeit ist, aber 
solange sie besteht, dürfte es schwierig wer-
den, sich auf eine neue Normalität mit wenig 
oder ohne Wachstum einzustellen.

So wie die Wirtschaft heute funktioniert, 
droht sie ohne Wachstum in eine Abwärts-
spirale zu entgleiten, die auch zu einer hö-
heren Arbeitslosigkeit führen würde. Zudem 
könnten sich Wirtschaftskrisen häufen, 
wenn weiterhin frisches Geld in den Markt 
strömt, wie es derzeit die Führungen vieler 
Zentralbanken wollen. Weil dieses Geld keine 
produktive Verwendung findet und stattdes-
sen die Immobilien- und Aktienpreise an-
treibt, drohen neue Spekulationsblasen, die 
weitere Krisen befeuern können. Sollte die 
Wirtschaftsschwäche in den Industriestaaten 
tatsächlich länger anhalten, sind solche Kri-
sen unter der bestehenden Geldpolitik kaum 
zu vermeiden.

Folgen für die Gesellschaft  

Eine gute Politik kann, so die Theorie, dem 
Wachstum Flügel verleihen. Zu einer solchen 
Politik gehören bessere Bildung, Investitio-
nen in Forschung und Entwicklung, höhere 
Erwerbsquoten, eine moderne Infrastruktur 
mit effizienten Verkehrssystemen, eine 
schnelle, unbürokratische Verwaltung, Unter-
stützung bei der Gründung neuer Unterneh-
men oder die Abschaffung innovationsfeind
licher Subventionen.50 All dies sind bekannte 
Forderungen, die je nach Land bereits mehr 
oder weniger gut umgesetzt werden. Aber 
auch dort, wo dies in der weit entwickelten 
Welt gelingt, hat sich der Trend hin zu sin-

kenden Wachstumsraten kaum verlangsamt. 
Bedenklich ist zudem, dass Wachstum in 
den wichtigsten Industrienationen über die 
vergangenen zwei Jahrzehnte fast immer von 
einer ausufernden Verschuldung begleitet 
gewesen ist. Das heißt, es wurde zumindest 
teilweise über schuldenfinanzierte Konjunk-
turprogramme erkauft. In der jüngeren Ver-
gangenheit sind die Maßnahmen gegen eine 
Stagnation immer verzweifelter geworden, 
bis hin zu „Wachstumsbeschleunigungsge-
setzen“ und einer gewaltigen Erhöhung der 
Schulden (siehe Kapitel 3). Neues Wachstum 
in der erhofften Höhe haben sie selten be-
wirkt. Offensichtlich war der Glaube an das 
Wachstum immer schon stärker als die realen 
Möglichkeiten, es zu erreichen.

Das Wachstum schwindet, die Schulden steigen 

Die wirtschaftlichen Wachstumsraten und der Schuldenstand entwickeln sich in Deutschland seit Anfang der 
1970er Jahre in gegensätzliche Richtung. Besonders in wirtschaftlich schwierigen Zeiten stieg die Verschul-
dung zumeist sprunghaft an. Mit dem geliehen Geld ist es dem Staat jedoch lange Zeit nicht geglückt, ein ausrei-
chend starkes Wachstum zu entfachen, mit dem sich der Schuldenberg später wieder hätte abtragen lassen. Erst 
in der jüngsten Vergangenheit hat sich, mitbedingt durch die Niedrigzinspolitik der EZB, der Trend gewendet.

Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts, jährlich und im im Zehn-Jahresmittel, in Prozent und Staats-
verschuldung in Prozent des BIP in Deutschland, seit 1971
(Datengrundlage: Penn World Table, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Eurostat51)
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Neue Gegenwinde

Doch eine gute Politik, die zumindest die 
möglichen Wachstumspotenziale heben 
könnte, ist keine Selbstverständlichkeit. 
Sie wird obendrein gefährdet durch neue 
Gegenwinde, die das Wachstum der Zukunft 
eher reduzieren als anfeuern dürften: Unter 
anderem ausgelöst durch die vielfältigen 
Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarkt
krisen, durch die Furcht vor Globalisierung 
und Strukturwandel greifen in vielen Län-
dern Nationalismus und die Androhung von 
Protektionismus um sich. Seither stehen 
Handelsschranken oder Hürden für Migranten 
vielerorts auf der politischen Agenda. 

Kritisch ist die Lage in diesem Sinne in den 
USA, der größten Wirtschaftsmacht der 
Welt, die allein dadurch einen Einfluss auf 
die globalen Wachstumserwartungen hat. 
Die Vereinigten Staaten haben sich zwar 
im Vergleich zur Eurozone relativ gut von 
der Finanzkrise erholt, sie haben aber nicht 
wieder den Wachstumspfad der Vorkrisenzeit 
erreicht.52 

Der neue Präsident der Vereinigten Staaten 
hat nun ein Wachstumsziel von vier Prozent 
vorgegeben.53 Theoretisch könnte Donald 
Trump damit das Gespenst der säkularen 
Stagnation vertreiben. Seine Pläne, alte 
Industrien wie Stahl oder Kohle wiederzu-
beleben, Steuern zu senken oder massiv in 
Infrastrukturen und Verteidigung zu investie-
ren, könnten einen Boom auslösen und viele 
Arbeitsplätze schaffen, allerdings nur zum 
Preis neuer Schulden. Die angekündigte De-
regulierung des Bankensystems würde es den 
Geldhäusern wieder leichter machen, Kredite 
zu vergeben – auch an nicht kredittaugliche 
Kunden.54 Dadurch würden zwar Konsum, 
Häusermarkt und Bauwirtschaft belebt, aber 
es könnte wieder jene toxische Mischung 
entstehen, die zur Finanzkrise 2007/08 
geführt hat. 

Die neue, bis dato meist nur angekündigte 
und auch in den Vereinigten Staaten umstrit-
tene US-Politik der Abschottung, des Aus-
stiegs aus internationalen Handelsabkom-
men, neuer Handelsschranken und explodie-
render Militärausgaben könnte nicht nur die 
Staatsschulden anschwellen lassen, sondern 
auch steigende Preise für die amerikani-
schen Konsumenten, weniger Wettbewerb 
und damit eine rückläufige Innovation nach 
sich ziehen.55 Statt die Volkswirtschaft in 
Richtung vier Prozent Wachstum zu treiben, 
schreibt der Ökonom Gunther Schnabl von 
der Universität Leipzig, sei es wahrschein
licher, dass diese Politik den Wohlstand wei-
ter aushöhle und die ohnehin schon massiven 
Verteilungskonflikte weiter anheize.56 

Das würde bedeuten, dass die Wirtschafts-
politik des neuen Präsidenten langfristig 
das Gegenteil dessen bewirkt, was er ange-
kündigt hat, nämlich mehr Probleme für die 
amerikanische Arbeiterschaft und neuen 
Gegenwind für Wirtschaftswachstum. Doch 
der wirtschaftspolitische Kurs Donald Trumps 
könnte noch weiter reichende Folgen haben 
– den Verlust an Mobilität, kultureller Vielfalt 
und Weltoffenheit. Dies alles könnte letztlich 
auch die Demokratien in den USA und Europa 
gefährden.

Wohlstand und Demokratie – ein 
unzertrennliches Paar?

Für den Wahlerfolg Donald Trumps, den Sieg 
der Brexit-Befürworter oder den Aufstieg 
rechtspopulistischer Parteien in Europa wer-
den häufig wirtschaftliche Gründe genannt. 
Aufgrund der Krisen, des Strukturwandels 
und der vielerorts hohen Arbeitslosigkeit 
seien die Menschen verunsichert, so eine 
Erklärung, und glaubten nicht mehr an das 
Versprechen von wachsendem Wohlstand 
für alle. Stattdessen flüchteten sie sich in 
die Arme jener Politiker, die einfache Ant-
worten und die vermeintlich Schuldigen für 
das Dilemma präsentieren. So lautet ein auf 
den ersten Blick einleuchtendes Erklärungs-

muster, das aber sicherlich zu kurz greift. 
Trotzdem stellt sich die Frage, wie stark 
wirtschaftliches Wachstum und Demokratie 
einander bedingen. Überspitzt formuliert: 
Bedeutet ein Ausklingen des Wachstums 
auch ein Ende der Demokratien? 

Zunächst erweckt ein flüchtiger Blick auf den 
Globus den Anschein, dass in der Vergangen-
heit wachsender Wohlstand und das Entste-
hen demokratischer Gesellschaften Hand in 
Hand gingen. Fast alle reichen Länder sind 
demokratisch verfasst, während ärmere 
Länder häufig autoritär regiert werden. Doch 
was ist bei diesem Zusammenhang Ursache 
und was ist Wirkung? Bereiten demokrati-
sche Strukturen einen Nährboden für den 
wirtschaftlichen Aufschwung eines Landes 
oder muss es den Menschen erst einmal 
wirtschaftlich besser gehen, bevor sich eine 
demokratische Gesellschaft entwickeln 
kann?57

Eine der bekanntesten Thesen zu diesen 
Fragen stammt von dem 2006 verstorbenen 
US-amerikanischen Soziologen Seymour 
Martin Lipset. Ende der 1950er Jahre kam er 
zu dem Schluss, dass höhere Einkommen, 
Industrialisierung, Urbanisierung und bes-
sere Bildung den Weg zur Demokratisierung 
einer Gesellschaft bahnen. Lipset greift dabei 
einen Grundgedanken auf, der bereits in 
der Antike bei Aristoteles zu finden ist. Der 
Philosoph war der Meinung, dass erst in einer 
wohlhabenden Gesellschaft, in der nur noch 
wenige Menschen in Armut leben, sich eine 
Mehrheit herausbilden würde, die sich am 
politischen Leben beteiligen und verantwor-
tungslosen Demagogen widerstehen könne.60

Zu Lipsets Theorie erschien eine Reihe em-
pirischer Studien, die bestätigten, dass die 
genannten gesellschaftlichen Prozesse, die 
alle in Zusammenhang mit Wirtschaftswachs-
tum stehen, das Entstehen von Demokratien 
wahrscheinlich machen.61, 62 Allerdings 
stärken einige Arbeiten meist jüngeren Da-
tums auch die Gegenthese. Demnach sind 
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52  Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

erst demokratische Strukturen notwendig, 
damit sich ein wirtschaftlicher Aufschwung 
entwickeln kann.63 Unter dieser Annahme 
beginnen die Menschen erst, sich stärker 
wirtschaftlich zu betätigen, wenn sie davon 
ausgehen können, dass sie die Früchte ihrer 
Arbeit auch behalten dürfen. Dafür sind 
gesicherte Eigentumsrechte, ein funktio-
nierender Rechtsstaat, Planungssicherheit 
und ein effektiver Kampf gegen Korruption 
notwendig, Rahmenbedingungen, die eine 
Demokratie in der Regel besser leisten kann 
als eine Autokratie. In diesem Fall kurbeln 
demokratische Strukturen die Wirtschaft an 
und nicht umgekehrt.64  

Welches der beiden Lager recht hat, lässt sich 
nicht sagen. Zu viele Faktoren spielen bei 
der Demokratisierung eine Rolle. Anders als 
für die Entwicklungs- und Schwellenländer 
dürfte diese Frage für die früh entwickelten 
Industriestaaten ohnehin nicht von Bedeu-
tung sein, denn sie sind zumeist schon wohl-
habend und demokratisch. Für sie stellt sich 
die Frage, ob sie ihre Demokratien bewahren 
können, wenn sich im Falle eines schwinden-
den Wirtschaftswachstums der geschaffene 
Wohlstand weder mehren noch halten lässt.  

Diese Frage wird im Zweifel bei Wahlen be-
antwortet. Denn die Wähler bestätigen eine 
Regierung oder eine Partei dann im Amt, 
wenn sie überzeugt sind, dass diese eine gute 
Arbeit gemacht haben. Den Erfolg misst der 
Souverän dabei wesentlich an wachsenden 

Realeinkommen, einer hohen Beschäfti-
gungsquote und einem funktionierenden 
Sozialstaat. Versagt eine Regierung in den 
Augen der Wähler, darf eine neue ihr Glück 
versuchen. So weit, so demokratisch und so 
gut. Was aber, wenn im Zuge einer strukturell 
bedingten Wachstumsschwäche eine Regie-
rung nach der anderen nicht die erhofften 
Erfolge vorweisen kann? Entsteht dann aus 
der wirtschaftlichen eine politische Krise und 
letztlich auch eine der Demokratie? 

Aufstieg der Populisten

Schon Lipset sah in der wirtschaftlichen 
Entwicklung eines Landes nicht nur eine 
günstige Ausgangslage dafür, dass Demo-
kratien entstehen, sondern auch einen 
Garanten dafür, dass diese später stabil 
bleiben.65 Solange es der Mehrheit immer 
besser geht, halten die Menschen tendenziell 
am herrschenden politischen System fest. 
Das Gegenteil, nämlich eine Stagnation mit 
erodierenden Einkommensmöglichkeiten 
und Sozialsystemen, haben die meisten 
Demokratien bisher noch nicht über längere 
Zeiträume erlebt. Doch ohne wirtschaftliches 
Wachstum könnten immer größere Kreise 
der Bevölkerung Einbußen erfahren und sich 
neuen politischen Kräften zuwenden, die 
eine Rückkehr zu jenen Zeiten versprechen, 
als das Wirtschaftswachstum noch selbstver-
ständlich war. 

Erste Anzeichen dafür lassen sich bereits 
dort beobachten, wo es seit längerem kein 
oder nur noch ein geringes Wachstum gibt. 
In Deutschland, Frankreich oder den USA 
sind dies vor allem entlegene und ländliche 
Regionen, aber auch die vom Strukturwandel 
betroffenen Industriegebiete. Schrumpfende 
Einwohnerzahlen, die Abwanderung junger 
Menschen, Jobverluste und eine schwindende 
Versorgung stehen vielerorts für einen demo-

Mehr Freiheit, mehr Wohlstand 

Der Freedom Index gilt als Messgröße für politische Rechte und bürgerliche Freiheiten. Ein hoher Wert 
deutet auf eine freie Gesellschaft hin. Je freier die Länder dabei bewertet werden, desto höher ist 
tendenziell auch das Pro-Kopf-Einkommen. Jedoch gibt es auch Ausnahmen. So erreichen die ölreichen  
Länder ein hohes BIP pro Kopf, obwohl ihre Gesellschaften selten frei oder demokratisch sind.

Zusammenhang zwischen dem „Freedom in the World 2017“ Index und der  
wirtschaftlichen Leistung pro Einwohner in US-Dollar, 2016
(Datengrundlage: Internationaler Währungsfond58, Freedom House59)
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grafischen und wirtschaftlichen Niedergang. 
Bei der verbleibenden Bevölkerung scheint 
sich dabei das Gefühl zu verstärken, in einer 
Region zu leben, die zunehmend von der 
wirtschaftlichen Entwicklung des ganzen 
Landes abgekoppelt ist. Ob diese Menschen 
den Glauben an die Demokratie verlieren, ist 
unklar. Dem Wahlverhalten nach schwindet 
zumindest bei einigen von ihnen das Ver-
trauen in die etablierten Parteien, etwa in 
Deutschland: Bei den letzten Landtagswahlen 
in Mecklenburg-Vorpommern oder Sachsen-
Anhalt, Bundesländern, die besonders vom 
demografisch-wirtschaftlichen Wandel 
betroffen sind, holte mit der AfD eine neue 
rechtspopulistische Partei aus dem Stand 
rund 21 respektive 24 Prozent.66 Im Saarland 
allerdings, dem westlichen Bundesland mit 
den größten demografischen Problemen, 
konnte die AfD vergleichsweise wenige Wäh-
ler für sich gewinnen.67

Ohne Wachstum drohen neue Konflikte

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor von Demo-
kratien ist, dass sie nicht nur einer kleinen 
Gruppe von Auserwählten, sondern möglichst 
vielen Menschen Mitsprache sowie materiel-
le und soziale Teilhabe am erwirtschafteten 
Wohlstand einräumen. Eine funktionierende 
und stabile Demokratie ist auf eine breite 
Basis angewiesen, die daran glaubt, dass 
diese Gesellschaftsform ein gutes Leben 
ermöglicht. Wirtschaftliches Wachstum, 
Wohlstandsgewinne und steigende Bildungs-
chancen haben in der zweiten Hälfte des 
letzten Jahrhunderts in vielen westlichen Län-
dern breite Mittelschichten entstehen lassen, 
die ein hohes Vertrauen in die Demokratien 
entwickelt haben. Die Staaten haben zudem 
dank steigender Einnahmen leistungsfähige 
Sozialsysteme aufbauen können, welche die 
Menschen von jung bis alt gegen verschiede-
ne Lebensrisiken absichern.

Das Wirtschaftswachstum der Vergangenheit 
dürfte somit eine treibende Kraft für mehr 
Teilhabe gewesen sein. Doch spätestens seit 
dem Bestseller des französischen Ökonomen 
Thomas Piketty, „Das Kapital im 21. Jahr-
hundert“, wird weltweit darüber diskutiert, 
ob die früh entwickelten Länder an einem 
Wendepunkt angekommen sind und sich die 
Schere bei Einkommen und Vermögen zwi-
schen Arm und Reich wieder öffnet. Piketty 
selbst macht für diesen in vielen Ländern zu 
beobachtenden Trend sinkende Wachstums-
raten mitverantwortlich.68 Seinen Ausführun-
gen nach bekommen die Wohlhabenden, die 
über das meiste Kapital verfügen, ein umso 
größeres Stück vom Einkommenskuchen ab, 
je kleiner die Wachstumsraten sind.69 

Auch wenn zahlreiche Ökonomen Pikettys 
Ausführungen widersprechen, in einer Ge-
sellschaft ohne wirtschaftliches Wachstum 
dürfte es schwieriger werden, für den nötigen 
sozialen Ausgleich zu sorgen.70 Dies gilt 
insbesondere in Zeiten des demografischen 
Wandels, in denen die Zahl der Transferemp-
fänger zwangsläufig steigt. Unter diesen Be-
dingungen kann ein Staat nicht wie gewohnt 
auf den jährlichen Zuwachs hoffen, der sich 
ohne größere Widerstände umverteilen lässt. 
Stattdessen müsste er auf bereits verteilte 
Besitzstände wie Vermögen oder hohe Ein-
kommen zugreifen. Dies ist politisch ungleich 
schwerer umzusetzen und dürfte stärkere 
Verteilungskämpfe nach sich ziehen.

Bewährungsprobe für die Demokratien

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich 
in allen drei Bereichen – Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft – große Abhängigkeiten 
vom Wachstum zeigen. Vor allem der Staat 
dürfte ohne Wachstum in eine schwierige 
Lage geraten. Denn er steht vor der großen 
Herausforderung, leistungsfähige Sozial-
systeme für eine alternde Gesellschaft zu 
erhalten, bei gleichzeitig schwindenden 
Spielräumen für neue Schulden oder Aus-

sichten auf steigende Einnahmen aus Steuern 
und Beiträgen. Auch in der Wirtschaft dürften 
die Begleiterscheinungen eines rückläufigen 
Wirtschaftswachstums größere Probleme 
verursachen. Die Unternehmen müssten bei 
weniger Wachstum damit rechnen, dass sich 
Krisen häufen, dass die Gewinnaussichten 
sinken, weniger Investitionsbedarf besteht 
und sich der technische Fortschritt weiter 
verlangsamt. Eine Abwärtsspirale wäre die 
Folge. Die größte Gefahr wären jedoch mas-
sive Jobverluste. Eine wachsende Arbeits-
losigkeit könnte zu großen Enttäuschungen 
in breiten Bevölkerungsschichten führen. 
Politische Krisen oder der Aufstieg populis-
tischer Kräfte würden wahrscheinlicher und 
die offene und freie Gesellschaft, wie wir sie 
heute kennen, gefährden. 

Das Dilemma ist klar: Die weit entwickelten 
Staaten sind von Wachstum in einem Umfang 
abhängig, der sich immer häufiger gar nicht 
mehr realisieren lässt. Und wenn sie es doch 
erreichen wollen, müssen sie dafür Probleme 
an anderer Stelle in Kauf nehmen, etwa eine 
massive Ausweitung der Schulden an den 
Kapitalmärkten – aber auch an den Natur-
haushalten. Die Staaten müssten ihre Syste-
me und Gesellschaftsordnungen von Grund 
auf reformieren, wozu aber bislang sowohl 
Phantasie wie auch Mut fehlen. 

Wie sich Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 
von den Wachstumsfesseln befreien können, 
lässt sich im Rahmen dieser Studie nicht 
beantworten. In Kapitel 6 greifen wir jedoch 
einige Ansätze und Ideen auf, wie sich Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft an ein ausklin-
gendes Wachstum anpassen könnten. Zu-
nächst geht es im folgenden Kapitel 5 um die 
Frage: Wenn das Wachstum schon schwindet, 
ergibt sich daraus wenigstens ein ökologi-
scher Nutzen?
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Dass Wirtschaftswachstum auch Probleme 
mit sich bringen kann, ist spätestens seit dem 
Aufstieg der Umweltbewegung vor über 50 
Jahren bekannt. Damals hatten die rauchen-
den Schlote über den Industrierevieren die 
Luft verpestet, die Abwässer hatten die Öko-
logie der Flüsse und Randmeere kippen las-
sen, die Ackerflächen mussten immer mehr 
Schwermetalle verdauen und die Wälder be-
gannen zu sterben. Spätestens als zu diesem 
schleichenden Desaster auch noch singuläre 
Umweltkatastrophen wie der Chemieunfall 
von Seveso, die Öltankerhavarien der Amoco 
Cadiz und der Exxon Valdez oder der Atom-
gau von Tschernobyl hinzukamen, regten sich 
massive Proteste in der Öffentlichkeit.

Seither ist einiges geschehen: Auf nationaler 
Ebene erließen viele Länder zahllose Um-
weltgesetze, welche die regionale Luft- und 
Wasserqualität verbesserten und einen 
sparsameren Umgang mit Naturgütern zur 
Folge hatten. In Deutschland trat schon 1961 
ein SPD-Kandidat namens Willy Brandt mit 
dem Slogan, „der Himmel über der Ruhr muss 
wieder sauber werden“ zur Bundestagswahl 
an, allerdings ohne Erfolg. Auf internationa-

lem Parkett konnten globale Vereinbarungen 
wie das Protokoll von Montreal zum Schutz 
der Ozonschicht beitragen oder wie der 
Antarktis-Vertrag die Ausbeutung eines gan-
zen Kontinents verhindern.1

Doch wer 2017, nach einem halben Jahrhun-
dert des Warnens, Forschens, Redens und 
Verhandelns, Bilanz zieht, kommt nicht um 
die Erkenntnis herum, dass sich der Zustand 
des Planeten trotz aller Umweltbemühungen 
in der Summe massiv verschlechtert hat. So 
haben sich die Emissionen des Klimagases 
Kohlendioxid (CO2) seit dem Bericht an den 
Club of Rome im Jahr 1972, der zum ersten 
Mal mit wissenschaftlichen Argumenten 
das Dogma des Wachstums in Frage gestellt 
hatte, um rund 150 Prozent erhöht.2 Alle 
wichtigen Dienstleistungen der Ökosysteme, 
von denen die Menschen abhängig sind und 
welche die Natur kostenfrei zur Verfügung 
stellt, etwa die Fähigkeit Treibhausgase zu 
absorbieren, Abfallstoffe abzubauen oder 
Süßwasser zu recyclen, sind erheblich 
überstrapaziert.3 

Die wachsende Weltbevölkerung benötigt 
Nahrungsmittel, die nur den natürlichen 
Kreisläufen zu entnehmen sind. Weil das 
globale Wirtschaftswachstum den Wohlstand 
sehr vieler Menschen erhöht und dadurch die 
Ansprüche an die Lebensmittelversorgung 
steigen, nimmt der Druck auf die agrarischen 
Ökosysteme stetig zu. Die Landwirtschaft 
beansprucht heute über 37 Prozent der Land-
fläche des Planeten. Die intensive Nutzung 
der Böden führt zu einer Erosion, die jährlich 
etwa 25 bis 40 Milliarden Tonnen fruchtbarer 
Ackerkrume verschwinden lässt. Dadurch 
reduzieren sich die möglichen Erträge und 
die Fähigkeit der Böden, Kohlenstoff, Wasser 
und Nährstoffe zu speichern.4

Die sich ausbreitende Landwirtschaft ist auch 
der Hauptgrund für die weltweite Zerstörung 
von Wäldern. Vor allem in den artenreichen 
Wäldern der tropischen Länder haben die 
Menschen nach Angaben der Ernährungs- 

	 LÖST EIN ENDE DES  
	 WACHSTUMS DIE GLOBALEN  
UMWELTPROBLEME?
5
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und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen (FAO) im Zeitraum von 2000 
bis 2010 pro Jahr im Saldo sieben Millionen 
Hektar abgeholzt und abgebrannt, von 
denen sie sechs Millionen in Ackerflächen 
umgewandelt haben. Seit 2010 halten sich 
die globalen Forstverluste und -zugewinne in 
etwa die Waage, vor allem, weil sich in nörd-
lichen Breiten neue Wälder auf Brachflächen 
ausbreiten oder aufgeforstet werden. Diese 
ersetzen aber in Sachen Artenvielfalt nicht 
die verloren gegangenen Regenwälder in den 
Tropen.5  

Durch menschliche Einflüsse verschwinden 
Tier- und Pflanzenarten derzeit etwa 100mal 
schneller, als dies unter natürlichen Bedin-
gungen der Fall wäre. Wissenschaftler spre-
chen in diesem Zusammenhang von einem 
„sechsten Massensterben“, in Anlehnung an 
die vorangegangen fünf großen erdgeschicht-
lichen Aussterbewellen. Diese waren jedoch 
Folgen natürlicher Katastrophen, wie jenem 
fatalen Meteoriteneinschlag vor 65 Millionen 
Jahren, der zu einer Klimaabkühlung führte, 
dem Zeitalter der Dinosaurier ein Ende setzte 
und rund 70 Prozent aller damals existieren-
den Arten auslöschte.6

Extrapoliert man die heutigen Folgen des 
Wirtschaftens und die von praktisch allen 
Ländern anvisierten Wachstumsziele, dann 
ist an ein friedliches und auskömmliches Zu-
sammenleben von neun bis zehn Milliarden 
Menschen in einer intakten Umwelt zur Mitte 
des laufenden Jahrhunderts nicht zu denken. 
Wirtschaftswachstum ist aller Erkenntnis 
nach nicht ohne negative ökologische Neben-
effekte zu bewerkstelligen. 

Führt Schrumpfen zu mehr 
Nachhaltigkeit? 

Kommt also der strukturell bedingte Rück-
gang des Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstums in den Industrie- und ersten 
Schwellenländern gerade noch zur rechten 
Zeit? Auch wenn für diese unfreiwillige 
Mäßigung weder die Umweltpolitik noch die 
Umweltschützer vom Club of Rome bis zu 
Greenpeace irgendeine Eigenleistung rekla-
mieren können, wäre sie nicht das Beste, was 
dem Planeten passieren kann?

Die wichtige Frage dabei ist, ob die Gleichung 
„mehr Wirtschaftswachstum = mehr Umwelt-
schäden“ auch umgekehrt funktioniert – ob 

also weniger Wachstum, wie sie eine säkulare 
Stagnation mit sich bringen würde, automa-
tisch weniger Umweltprobleme bedeutet? 

Weniger Wachstum wäre sicher ein erster 
Schritt in Richtung Nachhaltigkeit. Doch reicht 
der bisherige und künftig zu erwartende 
Rückgang im reichen Teil der Welt aus, um die 
weitreichenden, globalen Umweltherausforde
rungen zu bewältigen? Oder wäre dazu ein 
massiver, dauerhafter Wirtschaftseinbruch, 
ein Zurückwerfen der Weltwirtschaft auf den 
Stand von vor einigen Jahrzehnten nötig? Und 
wäre eine solche Rezession zu verkraften oder 
würde sie weit größere soziale und politische 
Folgen nach sich ziehen, als sie in Kapitel 4 
beschrieben sind – vom Ende der Sozialsyste-
me bis zu einer explodierenden Schuldenlast? 

Wachstum frisst Einsparungen 

In den weit entwickelten Ländern gehen die CO2-Emissionen trotz Wirtschaftswachstum langsam zurück, 
während sie in den Schwellen- und Entwicklungsländern noch wachsen. Dennoch stoßen die USA oder die 
Europäische Union pro Kopf ihrer Bevölkerung deutlich mehr Treibhausgase aus, als klimaverträglich wären. 
So waren die USA 2015 für 15 Prozent der globalen CO2-Emissionen verantwortlich, obwohl sie nur 4,4 Prozent 
der Weltbevölkerung stellen.11 Kein Land emittiert mehr als China, das allerdings auch der an Einwohnern stär-
kste Staat der Welt ist. Indien steht noch am Anfang seiner wirtschaftlichen Entwicklung und dürfte in Zukunft 
deutlich mehr Treibhausgase produzieren. Weltweit haben die Emissionen 2016 nach vorläufigen Schätzungen 
zumindest vorübergehend ein Plateau erreicht – allerdings auf einem viel zu hohen Niveau.12

CO2-Emissionen einzelner Länder und der Welt von 1990 bis 2015 in Milliarden Tonnen 
(Datengrundlage: Emission Database for Global Athmospheric Research10)
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Drückende Last der Umweltprobleme 

Um zu verstehen, wie umfangreich die globa-
len Umweltfolgen des Wachstums geworden 
sind und wie schwer sich die Herausforde-
rungen lösen lassen, seien die wichtigsten 
Probleme hier kurz zusammengefasst.

Im Zentrum aller Umweltbeeinträchtigungen 
steht der Umstand, dass weltweit die Zahl 
der Menschen zunimmt und deren Ansprüche 
steigen. Kurz gefasst: Immer mehr Menschen 
wollen immer mehr. Zwar wächst die Bevöl-
kerung in den weit entwickelten Ländern 
praktisch nicht mehr. Aber sie waren es, die 
durch ihren Wohlstand und den damit ver-
bundenen Konsum in der Vergangenheit den 
überwiegenden Teil des weltweiten Rohstoff-
verbrauchs und der Emissionen verursacht 
haben. Diese Staaten sind in dem Sinne über-
bevölkert, dass sie pro Kopf deutlich mehr 
Schaden anrichten, als es die Umwelt gefahr-
los ertragen könnte. In den Schwellen- und 
Entwicklungsländern wächst die Bevölkerung 
indessen weiter, während dort vielerorts eine 
Mittelschicht mit stark wachsender Kaufkraft 
entsteht. Dabei nimmt der Energie- und Roh-
stoffverbrauch erheblich zu, wie die Beispiele 
der Milliardenvölker von China oder Indien 
zeigen.7

Wie sich Bevölkerung und wirtschaftliche 
Möglichkeiten auf die Umwelt auswirken, hat 
der amerikanische Biologe Paul Ehrlich ein-
mal mit der „I = PAT“-Formel erklärt. Sie be-
schreibt, dass sich die Umweltbeeinflussung 
(I = Impact) als Produkt aus Einwohnerzahl 
(P = Population), Wohlstand (A = Affluence) 
und Technologie (T = Technology) verstehen 
lässt. Sie verdeutlicht, dass der Umweltein-
fluss mit der Zahl der Menschen und deren 
Einkommen steigt, aber durch umwelt
schonende Technologien reduziert werden 
kann.8 Weil der Effekt von Bevölkerungs-
wachstum und Wohlstand bisher wesentlich 
größer ist als jener der Technologie, nehmen 
die Schäden an der Umwelt weiter zu.

Und das dürfte sich bis auf Weiteres kaum 
ändern: Auch wenn sich die Rate des Bevöl-
kerungswachstums seit den 1960er Jahren 
halbiert hat, nimmt die absolute (und das 
ist die in diesem Zusammenhang entschei-
dende) Zahl der Menschen noch immer um 
über 80 Millionen pro Jahr zu. Zwar hat 
sich das Wachstum der Weltwirtschaft seit 
den 1970er Jahren von knapp 4 auf etwa 
2,5 Prozent verringert, aber dieser gerin-
gere Zuwachs findet heute auf etwa dem 
Fünffachen des Niveaus der frühen 1970er 
Jahre statt.9 Auch ein weiterer Rückgang des 
Wirtschaftswachstums und damit der Wohl-
standsgewinne hätte also keinen nennens-

werten ökologischen Effekt – es sei denn, 
neue Technologien erbrächten gleichzeitig so 
gewaltige Effizienzfortschritte, dass der Roh-
stoffverbrauch und die Schadstoffemissionen 
deutlich sinken würden. Aber danach sieht es 
bislang nicht aus. 

Tatsächlich ist seit etwa dem Jahr 1820, also 
parallel zum exponentiellen Wachstum der 
Weltbevölkerung von 1 auf 7,5 Milliarden, 
der Rohstoffverbrauch der Menschheit über
proportional gestiegen. Das wird deutlich am 
Primärenergieverbrauch, das ist die Energie, 
die in den Wirtschaftsprozess einfließt, also 
nicht jene, die nach zahlreichen Verlusten, 

Hunger nach Energie

Parallel zum Wachstum 
der Weltbevölkerung ist 
deren Energieverbrauch 
gestiegen – und zwar 
überproportional. Zwar 
haben effizientere Tech-
nologien dafür gesorgt, 
dass der Pro-Kopf-Ener-
gieverbrauch deutlich 
langsamer ansteigt als 
früher. Aber weil sich die 
Menschheit jährlich noch 
immer um über 80 Milli-
onen Köpfe mehrt, steigt 
der Energieverbrauch 
weiter. Weil noch immer 
rund 80 Prozent der En-
ergie aus fossilen Quellen 
stammen, beschleunigt 
sich der Klimawandel. Um 
das anvisierte Ziel einer 
globalen Erwärmung von 
maximal zwei Grad zu 
erreichen, müsste der 
weltweite Verbrauch 
von Kohle, Öl und Gas in 
den nächsten zwei bis 
drei Jahrzehnten auf null 
gesenkt werden. 

Historischer Primär
energieverbrauch welt-
weit, 1820 bis 2010, 
gesamt und pro Kopf
(Datengrundlage:  
Vaclav Smil14) 18
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etwa bei der Umwandlung von Steinkohle in 
Elektrizität, beim Verbraucher ankommt. Der 
Primärenergieverbrauch hat sich in diesem 
Zeitraum um etwa das 25-fache erhöht. Pro 
Kopf verbrauchen die Menschen somit trotz 
aller verbesserten Technologien seit Beginn 
der Industriellen Revolution fast viermal 
so viel Energie. Besonders stark war der 
Zuwachs nach 1950, also zu Zeiten hohen 
Wirtschaftswachstums, und er wurde zwi-
schenzeitlich nur durch die Ölkrisen und die 
Finanzkrise 2007/08, also durch Wirtschafts
einbrüche kurzfristig gebremst.13

USA

Kanada/Australien

Schiffe/Flugzeuge

Afrika

Süd- und Mittelamerika

Naher Osten

übriger asiatisch- 
pazifischer Raum

Anteil verschiedener Weltregionen an den kumulativen 
globalen CO2-Emissionen 1751 bis 2015, in Prozent
(Datengrundlage: Carbon Dioxide Information Analysis 
Center20, BP21)

Kumulative Verantwortung

Auch wenn Schwellenländer wie Indien und China die 
größten Zuwächse bei den Treibhausgasemissionen 
verbuchen – der für den Klimawandel relevante 
CO2-Gehalt in der Atmosphäre stammt aus den kumu-
lierten Emissionen der „alten“ Industrienationen. 
Sie sind durch ihren Wohlstand und das Wachstum 
der Vergangenheit hauptverantwortlich für den 
menschengemachten Treibhauseffekt.

übriges Europa  
und Eurasien

Großbritannien

Deutschland

Japan
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Indien

China
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Darstellung des ökologischen Fußabdrucks weltweit 
im Vergleich zur Kapazität der jeweiligen Ökosysteme 
der Länder

ökologischer Fuß
abdruck übersteigt die  
Biokapazität

Biokapazität übersteigt 
den ökologischen 
Fußabdruck

Nicht nachhaltig 

Die meisten Länder leben deutlich über ihre ökologischen Verhältnisse. Der „ökologische Fußabdruck“ be-
schreibt, welche Leistungen der Ökosysteme ein Land „importieren“ muss, weil es sie selbst nicht erbringen 
kann, beziehungsweise ihre Biokapazität dazu nicht ausreicht. Etwa wenn die Böden fehlen, um genügend 
Nahrungsmittel für die Bewohner zu produzieren oder wenn das Land mehr Schadstoffe freisetzt, als auf dem 
eigenen Territorium unschädlich gemacht werden können. Besonders wenig nachhaltig im globalen Maßstab 
verhalten sich Länder mit hohem Wohlstand (etwa USA und Deutschland), großer Bevölkerung im Vergleich zur 
Fläche (Indien oder China) und mit einer begrenzten Biokapazität (ölreiche Wüstenstaaten).

Bis heute stammen noch immer rund 80 
Prozent der Primärenergie aus Kohle, Öl und 
Gas, die bei ihrer Verbrennung Kohlendioxid 
hinterlassen.15 Ohne diese billigen und leicht 
verfügbaren fossilen Energieträger wäre 
das Wirtschaftswachstum der Industrie-
gesellschaften nie möglich gewesen. Als 
wichtigstes anthropogenes, also menschen-
gemachtes Treibhausgas trägt das CO2 we-
sentlich zum Klimawandel bei. Im Jahr 2015 
gelangten rund 36 Milliarden Tonnen CO2 in 
die Atmosphäre.16 Weil die Menschheit mehr 
davon emittiert als die natürlichen Kreis
läufe aufnehmen können, hat sich der Gehalt 
von CO2 in der Atmosphäre seit Beginn der 
Industrialisierung bis 2015 von 0,028 Pro-
zent auf 0,040 Prozent erhöht.17 Die Grenze 
von 0,045 Prozent gilt es nicht zu überschrei-
ten, wenn sich die erdnahen Luftschichten im 
Mittel um nicht mehr als zwei Grad erwärmen 
sollen.18

> 150 Prozent

100–150 Prozent

50–100 Prozent

0–50 Prozent

0–50 Prozent 

50–100 Prozent

100–150 Prozent

> 150 Prozent

(© 2016 Global Footprint Network.  
www.footprintnetwork.org.19)
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Folgen des Klimawandels

Seit Beginn der Industrialisierung sind die 
Temperaturen der erdnahen Luftschichten im 
globalen Mittel um etwa ein Grad gestiegen. 
2016 war das bisher wärmste Jahr seit Beginn 
der Messungen und zwar über den Landmas-
sen wie über den Weltmeeren, in der Nord- 
wie auch der Südhemisphäre. Fast alle Jahre 
des 21. Jahrhunderts zählen zu den wärmsten 
je registrierten.29 Derzeit steigen die Tempe-
raturen um 0,1 bis 0,2 Grad pro Dekade.30

… und lassen die Meeresspiegel steigen

Weil bei höheren Temperaturen die Festland
gletscher abschmelzen und sich die Ozeane 
thermisch ausdehnen, steigen die weltweiten 
Meerespegel. Ohne radikalen Klimaschutz dürften 
sie sich in den kommenden Jahrzehnten um 40 bis 
70 Zentimeter und längerfristig um deutlich mehr 
als ein bis zwei Meter erhöhen.28

CO2-Emissionen 
weltweit in Milli-
arden Tonnen und 
historische Meilen-
steine der Umwelt
bewegung  
(Datengrundlage: 
World Ressources 
Institute22, PBL23)

Abweichung der 
globalen erdnahen 
Lufttemperaturen 
in Grad Celsius vom 
Durchschnitt der Jah-
re 1961 bis 199024 
(Datengrundlage: 
Umweltbundesamt25)

Veränderung des 
durchschnittlichen 
globalen Meeres
pegels in Millimetern 
zum Referenzwert 
von 1990
(Datengrundlage: 
Permanent Service 
for Mean Sea Level 
(PSMSL)26, CSIRO 
CSIRO Marine 
and Atmospheric 
Research27)
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Immer mehr Treibhausgase … 

Kohle, Erdöl und Erdgas hinterlassen bei ihrer 
Verbrennung Kohlendioxid. Trotz aller War-
nungen, vom Bericht an den Club of Rome bis zu 
vielfältigen Umweltkonferenzen und -verträgen, 
sind die CO2-Emissionen immer weiter gestiegen. 
Für den jüngsten Moment deutet sich allerdings 
ein Plateau an.

… heizen der Erde ein ...

Wie es die Atmosphärenphysik voraussagt, stei-
gen bei wachsendem Treibhausgasanteil in der 
irdischen Lufthülle die erdnahen Temperaturen. 
Nach den prognostizierten weiteren Emissionen ist 
zu erwarten, dass sie im Mittel deutlich über zwei 
Grad zulegen werden. 

Weil die Festlandgletscher der Erde be-
schleunigt abschmelzen und weil sich die 
Ozeane durch die Erwärmung thermisch 
ausdehnen, steigen die Pegel der Weltmeere 

kontinuierlich an – seit Beginn des 20. 
Jahrhunderts im globalen Mittel um rund 20 
Zentimeter.31 Bis Ende des laufenden Jahr-
hunderts dürften selbst bei „stringentem 

Rio II 2012

Johannesburg 2002
Kyoto-Protokoll 1997

Rio 1992
Brundtland-Bericht 1987

Club of Rome 1972

http://www.csiro.au/en/Research/OandA
http://www.csiro.au/en/Research/OandA
http://www.csiro.au/en/Research/OandA
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Lösung durch Vernunft?

In gewisser Weise ist es unverständlich, dass 
die globale Umweltbelastung immer größer 
wird. Denn die Negativeffekte des Wachs-
tums sind seit langem bekannt, das Wissen 
um die ökologischen Folgen des ökonomi-
schen Handelns hat sich enorm verbessert 
und es existieren theoretisch zahllose tech-
nische Möglichkeiten, die globale Wirtschaft 
umweltfreundlicher zu gestalten. 

So hatte der schwedische Nobelpreisträger 
für Chemie, Svante Arrhenius, bereits 1895 
einen möglichen Klimawandel durch men-
schengemachte Treibhausgase beschrieben 
und berechnet. Er kam zu dem Schluss, dass 
eine Verdopplung des CO2 in der Atmosphäre 
zu einem Temperaturanstieg von vier bis 
sechs Grad führen würde – ein Ergebnis, das 
sich nicht sonderlich von jenen der Super-
computer unterscheidet, mit denen heutige 
Klimaforscher ihre Modelle rechnen. Belegen 
ließ sich die globale Erwärmung anhand 
von Temperaturmessungen aber erst in den 
1980er Jahren. 1995 war der Zusammenhang 
mit menschlichen Einflüssen kaum noch zu 
leugnen und die Wissenschaftler erklärten, 
dass die Erwärmung mit 95-prozentiger 
Wahrscheinlichkeit keine natürlichen Ursa-
chen habe.36 Es folgten zahlreiche warnende 
Berichte des Weltklimarates IPCC und 
Weltklimakonferenzen von Berlin (1995) bis 
Marrakesch (2016).

Die Politik hat die Folgen der menschen
gemachten Umweltveränderungen längst 
erkannt: Seit dem Brundtland-Bericht der 
Vereinten Nationen von 1987 ist Nachhal-
tigkeit ein fester Begriff bei der politischen 
Langfristplanung geworden. Auf den 
internationalen Weltgipfeln für nachhaltige 
Entwicklung von Rio (1992) bis New York 
(2015) oder auf der Pariser Weltklima-Konfe-
renz (2015) haben Tausende von Delegierten 
immer wieder auf die Zerstörungskraft des 
menschlichen Wirtschaftens hingewiesen. 
Die Sustainable Development Goals (SDGs), 

welche die Vereinten Nationen im Herbst 
2015 beschlossen haben, sind ein weite-
rer Versuch, die Menschheit auf den Pfad 
von Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit zu 
bringen.37

Erst auf dem Pariser Klimagipfel haben 
die 195 Teilnehmerstaaten und die EU 
vereinbart, Maßnahmen zu treffen, um die 
durchschnittliche Erwärmung der erdnahen 
Luftschichten auf maximal zwei Grad zu 
begrenzen. Hintergrund ist die Befürchtung, 
dass ein Überschreiten der Zwei-Grad-Grenze 
das Weltklimasystem in einen kritischen 
Zustand versetzt, der weitere, nicht-lineare, 
unumkehrbare und in ihren Auswirkungen 
nicht mehr einschätzbare Folgen nach sich 
ziehen würde.38 Das Dumme ist, dass die auf 
dem Klimagipfel vereinbarten freiwilligen 
und unverbindlichen Ziele der Teilnehmer-
staaten bei Weitem nicht ausreichen, um die 
Erderwärmung auf zwei Grad zu begrenzen, 
geschweige denn auf 1,5 Grad, wie es die 
Staatengemeinschaft in Paris als Wunsch-
option formuliert hat.39 Allein für das Zwei-
Grad-Ziel müsste die Menschheit zwischen 
2045 und 2060 ihre Emissionen aus Verkehr, 
Industrie und Haushalten auf null reduzieren 
und in der zweiten Hälfte des 21. Jahrhun-
derts einen Teil des bereits in der Atmosphä-
re angehäuften CO2 künstlich entfernen.40

Das Zwei-Grad-Ziel dürfte auch verfehlt 
werden, weil die armen Länder der Welt 
wirtschaftlich aufholen müssen. Dort ist 
Entwicklung dringend geboten, um den Men-
schen Perspektiven zu geben und das hohe 
Bevölkerungswachstum einzudämmen, das 
die Lösung aller weiteren Aufgaben in diesen 
Ländern erschwert. Der Nachholbedarf der 
Schwellen- und Entwicklungsländer ist selbst 
beim Einsatz modernster Technologien nur 
unter enormem Rohstoff- und Energiever-
brauch möglich: Straßen, der Aufbau einer 
(regenerativen) Energieversorgung, Wohn- 
und Industriegebäude, Krankenhäuser oder 

Klimaschutz“ weitere 40 bis 70 Zentimeter 
folgen, ohne Klimaschutz gegebenenfalls 
sogar deutlich mehr als ein bis zwei Meter, 
schreibt der Physiker Stefan Rahmstorf 
vom Potsdam-Institut für Klimafolgen
forschung. Bei einer solchen Erwärmung 
wäre auch danach noch lange nicht 
Schluss, denn die Trägheit des Klima
systems würde weitere Eisflächen in der 
Antarktis und auf Grönland zum Schmel-
zen bringen.32

Die arktische Meereisfläche hat im Jahr 
2012 die geringste Ausdehnung seit 
Beginn der Satellitenmessungen im Jahr 
1979 erreicht.33 25 von 26 Gletschern, die 
im Rahmen des World Glacier Monitoring 
Service weltweit besonders genau ver-
messen werden, haben weiter an Eismasse 
verloren. Der Eisschild von Grönland, 
der bei völligem Abschmelzen einen 
Meeresspiegelanstieg von sieben Metern 
bedeuten würde, löst sich ebenfalls in 
Rekordtempo auf.34

Mittlerweile erwärmen sich nicht nur die 
oberen Ozeanschichten (seit 1900 im 
weltweiten Mittel um ein Grad), sondern 
durch die Durchmischung auch die tiefer 
gelegenen. Eine Folge des wärmeren Meer-
wassers ist das Absterben von Korallen
riffen, komplexen Ökosystemen, die nur 
innerhalb eines bestimmten Temperatur-
spektrums lebensfähig sind. Die erhöhte 
CO2-Konzentration in der Luft führt auch 
zu einer Versauerung der Ozeane. Denn 
wenn sich mehr CO2 aus der Atmosphäre 
im Wasser löst, entsteht Kohlensäure wie 
in einer Sprudelflasche. Derzeit versauern 
die Ozeane schneller als zu irgendeinem 
Zeitpunkt in den vergangenen 65 Millionen 
Jahren und schaffen in den Meeren Lebens-
bedingungen, die für viele Arten tödlich 
enden können. Das gilt besonders für 
kalkbildende Organismen wie Muscheln 
oder Korallen, die unter normalen Umstän-
den CO2 aus der Atmosphäre ziehen und 
dadurch den Treibhauseffekt abmildern.35
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Schulen entstehen nicht aus dem Nichts, 
sondern erfordern unter anderem große Men-
gen an Material, darunter Zement, dessen 
Herstellung sehr energieaufwändig ist und 
viel CO2 produziert. 

Die Industriestaaten müssten also, um den 
armen Ländern den Freiraum für eine not-
gedrungen umweltschädliche Entwicklung 
zuzugestehen, ihre Emissionen wesentlich 
schneller und deutlicher absenken, als in 
den optimistischsten Szenarien angedacht. 
Aber auch das ist unwahrscheinlich: Trotz 
aller politischen Initiativen existieren bis 
heute keine funktionierenden internatio-
nalen Abkommen, die alle Nationen nach 
ökologischer Notwendigkeit und verfügbaren 
Möglichkeiten auf weniger Rohstoffverbrauch 
und weniger Emissionen und den Erhalt land-
wirtschaftlich nutzbarer Böden verpflichten. 
Weniger Wachstum wäre eine Möglichkeit, 
diese Ziele zu erreichen. Doch moderne 
Volkswirtschaften schränken ihr Wachstum 
nicht aus Überzeugung ein. Vielmehr haben 
die vorangegangenen Kapitel gezeigt, dass 
sie versuchen, Wachstum mit aller Kraft zu 
erzwingen. Nachhaltigkeitsziele haben wenig 
Chancen gegen Wachstumsziele.

Lösung durch Technologie?

Deshalb ruhen bis dato die meisten Hoff-
nungen auf eine ökologische Sanierung der 
Erde auf den Fähigkeiten der Ingenieure. Sie 
sollen jene Techniken entwickeln, mit denen 
sich das bisher Unerreichbare doch erreichen 
lässt: Mehr Wachstum mit weniger Umwelt-
einfluss. Tatsächlich haben sich seit Jahr-
zehnten Wirtschaftswachstum und Umwelt-
auswirkungen, also Rohstoffverbrauch und 
Schadstoffemissionen teilweise entkoppelt. 
Mit anderen Worten: Es gelingt heute, eine 
zusätzliche Einheit BIP mit weniger Umwelt- 
und Naturverbrauch als zu früheren Zeiten 
zu generieren. Dieser Fortschritt gründet auf 

immer effizienteren Herstellungsverfahren. 
Der Effizienzansatz gehört zu den Grundprin-
zipien der modernen Volkswirtschaften, die 
sämtliche Produktionsprozesse permanent 
optimieren, also sparsamer machen, allein 
schon um wettbewerbsfähig zu bleiben.

Dennoch ist es auf globaler Ebene bisher 
nicht gelungen, den Rohstoffkonsum insge-
samt zu senken, geschweige denn so stark, 
wie es nötig wäre, um so etwas wie ein 
„nachhaltiges Wachstum“ zu schaffen, das 
sich ohne Naturverbrauch bewerkstelligen 
ließe. Wachstum bedeutet nun einmal mehr 
Güter und Dienstleistungen und dadurch 
immer auch einen höheren Umschlag von 
Materialien. Nachhaltiges Wachstum sei ein 
Oxymoron, hat der frühere Präsident der 
Max-Planck-Gesellschaft Hubert Markl einmal 
gesagt, also ein Widerspruch in sich.41

Dass es modernen Gesellschaften nicht 
gelingt, Wachstum komplett vom Umwelt-
verbrauch zu entkoppeln, liegt auch an dem 
sogenannten Rebound- oder Rückschlag-
effekt, bekannt auch als Jevons‘ Paradoxon. 
Der englische Ökonom William Stanley Jevons 
hatte schon vor 150 Jahren, also zur Hochzeit 
der Industriellen Revolution in seinem Buch 
The Coal Question beschrieben, dass der 
sparsamere Einsatz von Kohle keineswegs 
den Verbrauch senkt, sondern ihn umgekehrt 
steigert.42 Das lag daran, dass der techni-
sche Fortschritt zwar Verfahren lieferte, mit 
denen sich beispielsweise Eisen effizienter 
herstellen ließ. Davon profitierten die Eisen-
produzenten, aber weil sie im Wettbewerb 
mit anderen Herstellern standen, denen es 
genauso ging, mussten sie die Preise senken. 
Dies wiederum stimulierte die Nachfrage. 
Damit wuchs die Zahl der Güter aus Eisen 
wie auch der Gesamtkonsum, zumal sich 
durch die Produktivitätssteigerung auch die 
Einkommen der Eisenarbeiter erhöhten, die 
sich dann mehr der billigeren Güter aus Eisen 
leisten konnten. Fertig war das Paradoxon, 
das bis heute wirkt, etwa bei Mobiltelefonen, 
von denen mittlerweile so viele im Gebrauch 
sind, wie es Menschen auf der Erde gibt.43

Rebound-Effekte zeigen sich überall, im 
zweiten Kühlschrank in der Wohnung, in der 
wachsenden Wohnfläche pro Person oder in 
den energiesparenden TV-Geräten, die mit 
immer größeren Bildschirmen daherkom-
men. Hätten wir heute noch die Effizienz 
der ersten Dampfmaschinen, wäre ihre 
Verbreitung und Weiterentwicklung niemals 
möglich gewesen. Würden die Automobile 
noch gebaut wie die Droschken zu Zeiten von 
Carl Benz und Gottlieb Daimler Ende des 19. 
Jahrhunderts, gäbe es heute nicht weltweit 
rund eine Milliarde Fahrzeuge.44 Auch das 
vermeintlich ressourcensparende Internet 
hat eine Produktexplosion im Hardware-
Bereich ausgelöst, gefolgt von einer Flut an 
Elektroschrott, der nur zu einem geringen Teil 
und unter hohem Aufwand wiederverwen-
det werden kann. Jedes Recycling erfordert 
Energie, ist immer unvollständig und produ-
ziert ebenfalls Abfälle. Oft sind diese sogar 
toxischer Natur, insbesondere dann, wenn 
das Recycling aus Industrie- in Entwicklungs-
länder verlegt wird.45

Das Gleiche in Grün

Die Grenzen der Effizienzsteigerung zeigen 
sich auch an der Green Economy. Sie soll die 
Kollateralschäden des Wirtschaftens durch 
„grüne“ Technologien reduzieren. Gleichzei-
tig sollen sie für Wachstum sorgen, durch re-
generative Energien, intelligente Stromnetze, 
neue Werkstoffe, Elektromobilität, High-Tech-
Biolandwirtschaft und so weiter.46 Dies ist 
im Grunde die klassische Ingenieurslösung 
mit grünem Anstrich. Teile der Umwelt
bewegung haben sich diese Strategie längst 
zu eigen gemacht, auch um ihr Kernthema, 
den ökologischen Diskurs, von Pessimismus 
und Alarmismus zu befreien. Ein Green New 
Deal klingt nun einmal verheißungsvoller als 
Verzicht und Untergang. Die neuen grünen 
Forderungen ecken kaum irgendwo an, sie 



Berlin-Institut  61

passen in jedes Parteiprogramm und treffen 
auf Zustimmung der meisten Unternehmen, 
weil sie Wachstum, Technologie und Umwelt-
schutz miteinander vereinen. 

Die Green Economy als eierlegende Woll-
milchsau hat allerdings zwei wesentliche 
Haken: Erstens benötigt sie zunächst einmal 
Wachstum (welches notgedrungen in der 
Anfangsphase wenig grün ist), damit die 
Investitionen für die notwendige Energie-, 
Klima- und Rohstoffwende überhaupt finan-
zierbar werden. Zweites bleibt das grund-
legende Wachstumsprinzip – mehr Güter, 
mehr Dienstleistungen – bestehen, mit allen 
negativen Begleiterscheinungen.

Wie schwer das werden könnte, zeigt sich 
beispielsweise an der deutschen Energiewen-
de, welche die Energiewirtschaft von fossilen 
und nuklearen auf regenerative Quellen um-
stellen soll. Erst einmal bedeutet die Wende 
eine Menge Wirtschaftswachstum durch 
den Bau von Windrädern, Solaranlagen, 
Speicherkapazitäten oder Leitungsnetzen. 
Deren Produktion erfordert erhebliche Roh-
stoffmengen, wobei die üblichen Emissionen 
freigesetzt werden. Ist die Energiewende 
einmal abgeschlossen, fließt der Strom ohne 
Rohstoffkosten und Abgase – zumindest 
solange die Anlagen nicht repariert oder 
erneuert werden müssen. 

So weit, so gut, lässt sich der Vorteil einer 
neuen, regenerativen Energieversorgung 
gegenüber der alten, kohlenstoffbasierten 
beschreiben. Regenerative Technologien sind 
auf jeden Fall besser als deren schädliche 
Vorgänger. Doch wenn das grüne Wachs-
tum anschließend weitgehen soll, was das 
erklärte Ziel der Green Economy ist, müssen 
die grünen Unternehmen mit der grünen 
Energie in wachsendem Umfang Produkte 
und Dienstleistungen herstellen, was wiede-
rum mit vermehrtem Ressourcenverbrauch 

verbunden ist. Und die Verbraucher müssen 
die Produkte konsumieren, was nicht ohne 
Abfälle möglich ist. Grünes Wachstum ist 
eine ökologische Mogelpackung.

Auch Recycling, ebenfalls eine Komponente 
der Green Economy, kann die Abfallflut nur 
ansatzweise stoppen. Die Wiederverwer-
tung funktioniert relativ gut bei klassischen 
Verbrauchsmaterialien wie Glas, Batterien, 
Papier, Aluminium oder Eisen. Aber selbst 
hier kann sie nie vollständig erfolgen. Zu-
dem erfordert sie Energie und einen ganzen 
Maschinenpark von Recyclinganlagen. An-
dere Materialien wie Kunststoffe oder Tetra-
Verpackungen aus der Gelben Tonne lassen 
sich bestenfalls „downcyclen“, also nur als 
minderwertigere Rohstoffe wiederverwerten. 
Zudem erschweren moderne Verbundwerk-
stoffe und die Tatsache, dass viele Elektro-
nikgeräte immer kleiner und leichter werden, 
das Recycling. So führt die ökologisch 
sinnvolle Miniaturisierung dazu, dass etwa 
in Mobiltelefonen immer kleinere Mengen 
wertvoller Metalle eingesetzt werden, deren 
Wiedergewinnung dadurch immer aufwändi-
ger wird.47 Generell reduziert Recycling den 
Rohstoffverbrauch – es kann ihn aber aus 
physikalischen Gründen nie auf null senken. 
Unter den globalen Wachstumsbedingungen, 
bei denen Güter in einem immer größeren 
Umfang entstehen, wird Recycling zu einem 
Kampf gegen Windmühlen. 

Stillstand beim Vorreiter

Ein weiterer Grund dafür, dass sich selbst 
die offiziell zugestandenen Klimaziele nur 
schwer erfüllen lassen, ist, dass sich das 
Tempo bei den Fortschritten nicht halten 
lässt. Die leicht zu erreichenden Anfangs
erfolge sind bereits eingefahren, jede weitere 
Verbesserung erfordert nun deutlich mehr 
Aufwand. So zeigt gerade Deutschland, das 
jahrelang zu den Vorreitern im Klimaschutz 
gehört hat, wie schwer es ist, zu einem 
langfristig anvisierten Ziel zu kommen: 
Deutschland konnte seine jährlichen Treib

hausgasemissionen seit 1990 trotz leichtem 
Bevölkerungszuwachs um knapp 28 Prozent 
reduzieren.48 Verantwortlich für den Erfolg 
waren allerdings sogenannte Einmaleffekte: 
Die veralteten und besonders umweltschäd-
lichen Industriebetriebe in der ehemaligen 
DDR verschwanden quasi über Nacht von 
der Bildfläche. Außerdem wurden fast alle 
Hausmülldeponien geschlossen und entgast, 
was den Ausstoß des Treibausgases Methan 
reduzierte. Damit waren die low hanging 
fruits geerntet, die einfachen Möglichkeiten, 
Treibhausgase zu vermeiden. 

An die höher hängenden Früchte heranzu-
kommen ist deutlich komplizierter: Reduk-
tionsziele sind umso schwerer zu erreichen 
und mit umso höheren Kosten verbunden, je 
tiefer man in die Herstellungsprozesse und 
Lebensgewohnheiten der Menschen eingrei-
fen muss. So lässt sich der Spritverbrauch ei-
nes PKW vergleichsweise leicht von zwölf auf 
sechs Liter je 100 Kilometer senken, doch der 
nächste Schritt von sechs auf null ist ungleich 
komplizierter. Zudem kaufen die Verbraucher 
zwar Autos, die effizientere Motoren haben 
als die Vorgängermodelle, aber weil sie grö-
ßer und schwerer sind, weil die Menschen 
mehr fahren und öfter ins Flugzeug steigen, 
gibt es im Verkehrssektor seit 1990 keinerlei 
Einsparungen zu vermelden – ein weiteres 
Beispiel für den erwähnten Reboundeffekt.

Unter anderem deshalb kommt Deutschland 
seit Ende der 2000er Jahre seinen Klima-
schutzzielen nicht mehr näher. Eigentlich 
sehen diese vor, die Emissionen bis 2020 
gegenüber 1990 um 40 Prozent zu senken, 
bis 2050 um 80 bis 95 Prozent. Doch 2015 
stieß Deutschland noch über 900 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente aus und lag damit 
rund 150 Millionen Tonnen über dem ange-
strebten Wert für 2020. Dieser wird sich aller 
Voraussicht nach nicht erreichen lassen.49
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Die Umweltgefahren der Stagnation 

Angesichts der offensichtlichen Schwierig-
keiten, allein mit politischen Mitteln zu einer 
nachhaltigen Entwicklung zu kommen, drängt 
sich noch einmal die Frage auf, ob dies unter 
ungewollten Stagnationsbedingungen nicht 
leichter wäre. Immerhin haben schwere Wirt-
schaftskrisen der Vergangenheit, ob Öl- oder 
Finanzkrisen, stets zu weniger Nachfrage, 
weniger Produktion und sinkenden Rohstoff-
verbräuchen und Emissionen geführt. Wenn 
die Menschen sparen müssen, bleiben die 
Flugzeuge leer oder gleich am Boden und 
verbrauchen weniger Kerosin. Wenn Firmen 
schließen, weil sie zu wenig verkaufen, emit-
tieren sie weniger CO2. Arbeitslose fahren 
weniger Auto und reduzieren ihren Konsum. 

Doch diese Krisen haben die Kurve von 
Energieverbrauch und CO2-Emissionen 
immer nur für einen kurzen Moment nach 
unten gedrückt – mehr nicht.50 Es waren 
konjunkturelle Krisen, die meist durch neue 
Wachstumsphasen abgelöst wurden und sie 
konnten keine grundsätzliche Trendwende 
einleiten. Nachhaltiges Wirtschaften ist aber 
auch unter Stagnations- oder Schrumpfbedin-
gungen kein Selbstgänger. In Japan etwa, wo 
die Wirtschaft weitgehend stagniert und die 
Bevölkerung nicht mehr wächst, sind die CO2-
Emissionen seit dem Jahr 2000 mehr oder 
weniger unverändert geblieben.51 Immerhin 
wird seit 2013 weltweit mehr in erneuerbare 
Energien investiert als in fossile. 2015 floss 
mehr als doppelt so viel Geld in regenerative 
Erergieerzeugungskapazitäten wie in neue 
Kohle-, Öl- oder Gaskraftwerke. Seitdem 
wächst der CO2-Ausstoß nur noch marginal, 
er liegt aber nach wie vor viel zu hoch, um 
irgendwelche Klimaziele zu erreichen.52

Schuld daran ist zum einen der Markt. 
Denn mit rückläufiger Nachfrage sinken 
auch die Rohstoffpreise und machen den 
Verbrauch wieder attraktiver – auch das 

ist ein Reboundeffekt. So brach in den USA 
der Preis für eine US-Gallone (3,8 Liter) 
Normalbenzin nach der Finanzkrise zwischen 
Juli und Dezember 2008 von 4,1 auf 1,7 
US-Dollar ein. Der billige Sprit war wie eine 
Einladung zum Autofahren, prompt gingen 
Verbrauch und Preis wieder hoch und hatten 
Mitte 2011 praktisch wieder das Niveau von 
vor der Finanzkrise erreicht. Heute ist der 
Preis wegen des Verfall des Rohölpreises 
wieder auf 2,4 US-Dollar gefallen.53

Zum anderen reagiert die Politik auf Wachs-
tumsschwächen oft mit konjunkturfördern-
den Programmen, die Umwelteffekte außer 
Acht lassen. So wurden nach der Krise viele 
Projekte zur regenerativen Energieversor-
gung oder zum Energiesparen erst einmal auf 
Eis gelegt. In Europa etwa kündigten Ende 
2008 auf einem Treffen der EU Italien und 
einige osteuropäische Länder an, es sei jetzt 
nicht der Moment, die zuvor ausgelobten 
Klimaziele weiter zu verfolgen.54

Make America polluted again

Rückläufiges Wirtschaftswachstum kann 
somit die Umweltschäden noch vergrößern. 
Beispielsweise dann, wenn Umweltgesetze 
außer Kraft gesetzt werden, weil sie kurz-
fristig das Wachstum behindern; oder wenn 
aus wirtschaftlichen Überlegungen wieder 
alte, schädliche Technologien zum Einsatz 
kommen, wie bei dem Versuch der 2016 
gewählten US-amerikanischen Regierung, 
die Kohleindustrie wiederzubeleben, um 
„Millionen hochbezahlter Jobs“ zu schaf-
fen.55 Das sei zwar höchst unwahrscheinlich, 
wie der Ökonomie-Nobelpreisträger Paul 
Krugman schreibt, wäre aber eine Strategie 
„to make America polluted again“.56 

Unter den Eindruck von Wirtschaftskrisen 
werden manche Konjunkturprogramme nur 
geschaffen, um den Warenumschlag zu be-
schleunigen. Oder die Regierungen zahlen 
Subventionen für Kohle, Öl, und Erdgas, um 
das Wachstum zu fördern. Nach Angaben des 
Internationalen Währungsfonds flossen im 
Jahr 2015 weltweit 5,3 Billionen US-Dollar 
an direkten und indirekten (hierzu zählen die 
Kosten für Umwelt, Gesundheits- und Klima-
schäden) staatlichen Beihilfen, um die Preise 
für die fossilen Brennstoffe künstlich niedrig 
zu halten.57

Einfach gesundschrumpfen?

Wenn es aber so sein sollte, dass weder ein 
strukturell bedingter Wachstumsrückgang 
noch eine Green Economy ausreichen, um 
die Entwicklung der Weltwirtschaft auf einen 
nachhaltigen Pfad zu bringen, wäre es dann 
nicht angemessen, das Wachstum gezielt 
herunterzufahren? Auf dieses Konzept bauen 
jene Wachstumskritiker, die sich in der 
„Degrowth“-Bewegung gesammelt haben. Sie 
wollen die Negativfolgen des Wirtschaftens 
durch eine neue Bescheidenheit eindämmen, 
um auch künftigen Generationen noch ange-
messene Möglichkeiten und Freiheitsgrade 
zu geben, ihr Leben zu gestalten. Die Post-
wachstumsbefürworter stellen das Dogma 
des Wachstums grundsätzlich in Frage, wol-
len Alternativen aufzeigen und sehen sich in 
einer globalen Verantwortung.58

Eine bewusst herbeigeführte Postwachs-
tumsökonomie beruht auf der Idee einer 
„Suffizienzgesellschaft“. Anders als die 
Effizienzgesellschaft, die versucht, mit immer 
besseren Techniken die Wirtschaft am Laufen 
und den Konsum umweltverträglicher zu 
machen, setzt erstere auf Konsumverzicht 
und Genügsamkeit: Weniger kaufen, weniger 
verbrauchen, sich ohne Bezahlung sozial 
engagieren, Geräte instand setzen und länger 
nutzen, auf Flugreisen verzichten, lokale 



Berlin-Institut  63

Produkte erwerben, um die Transportwege zu 
reduzieren, Globalisierung zurückdrehen und 
so weiter.59, 60 

Der britische Ökonom und Postwachstums
experte Tim Jackson hat sicher nicht ganz un-
recht, wenn er eine Gesellschaft für konsum-
krank hält, in der die Menschen „mit Geld, 
das sie nicht haben, Dinge kaufen, die sie 
nicht brauchen, um damit Leuten zu imponie-
ren, die sie nicht mögen“. Doch diese Kritik, 
die ursprünglich einmal der österreichische 
Schauspieler Walter Slezak formuliert hat,62 
ist so alt wie die Philosophie des Verzichts 
und der Mäßigung, die sich in allen großen 
Weltreligionen findet. Allein die Reaktionen 
der Menschen auf diese wohlgemeinten Auf-

rufe sind bescheiden: Die weltweit wachsen-
de Verschuldung der Privathaushalte von den 
USA bis China, der Erfolg von Onlinehändlern 
wie Amazon oder Alibaba, die immer größer 
werdende globale Automobilflotte und die 
wachsende Mobilität bei Urlaubsreisen 
zeigen, wie beharrlich die Menschen am Kon-
sum hängen – beziehungsweise wie schnell 
sie in Schwellenländern das Konsummuster 
der Industrieländer kopieren wollen.

Selbst wenn das Lebensmodell unter Suffi
zienzbedingungen zu einer globalen Massen-
bewegung würde, wenn dadurch Rohstoff-
verbrauch und Schadstoffemissionen sänken 
und Umweltprobleme zurückgingen, bliebe 
ein fundamentales Dilemma: Die Abhängig-
keit der gesellschaftlich geschaffenen Sys-
teme vom Wachstum würde weiterbestehen 
und sogar noch vergrößert. Denn weniger 
arbeiten, produzieren und konsumieren 
bedeutet einen Wegfall von Millionen von 
Arbeitsplätzen und Verdienstmöglichkeiten. 
Dies führt zu weniger Einnahmen für den 
Staat und die Sozialkassen, weniger Mitteln 
für die Bildung und um die alternde Gesell-
schaft und Flüchtlinge zu versorgen oder dem 
wenig entwickelten Teil der Welt im Sinne 
einer global nachhaltigen Entwicklung auf die 
Beine zu helfen. Wenn bereits ein strukturell 
bedingter Wachstumsrückgang zu großen 
Anpassungsproblemen führt, wie in Kapitel 
4 beschrieben, dann würden sich diese 
Herausforderungen durch gezielte Maßnah-
men in Richtung eines Postwachstums noch 
vergrößern.

Eine funktionierende Postwachstumsökono-
mie, die ihren Ansprüchen gerecht wird, die 
ein Wohlergehen der Menschen sichert, für 
sozialen und globalen Ausgleich sorgt und 
damit auch den Ländern des globalen Südens 
Raum für ihre Entwicklung lässt, benötigt 
ein wesentlich breiteres Konzept als nur 
eine Einschränkung des Konsums.63 Es geht 
also um Gesellschafts- und Entwicklungs-
konzepte, die global funktionieren und die 
unvermeidlichen Folgekosten des Wachstums 
minimieren.

Weniger, aber besser = ökologische 
Dividende

Der Ökonom Uwe Sunde von der Ludwig-
Maximilians-Universität München hält es für 
„obsolet“, in Ländern, die ohnehin in eine 
säkulare Stagnation hineintreiben, ein Ver-
langsamung des Wachstum gezielt herbeizu-
führen, denn sie komme so oder so.64 Wenn 
dem so ist, wäre es dann nicht sinnvoller, 
nach Mitteln und Wegen zu suchen, wie sich 
eine Gesellschaft organisieren ließe, die sich 
notgedrungen mit weniger Wachstum arran-
gieren muss? Dazu wären drei Schritte nötig: 

Erstens wäre es unter diesen Bedingungen 
geboten, den Rückgang des Wachstums 
zu akzeptieren und das Gegensteuern mit 
den alten, nicht mehr funktionierenden und 
ökologisch oft kontraproduktiven Mitteln 
aufzugeben. 

Zweitens müsste sich das Wachstum auf jene 
Bereiche der Wirtschaft konzentrieren, die 
nachweislich zu einer Verbesserung der Um-
weltsituation beitragen. Auch in einer insge-
samt nicht mehr wachsenden Wirtschaft sind 
Innovationen und Wachstum in einzelnen 
Segmenten möglich und notwendig. Ziel 
einer solchen Volkswirtschaft müsste es sein, 
bei weniger oder in Abwesenheit von Wachs-
tum dennoch effizienter zu werden. 

Drittens sollte die Gesellschaft zumindest in 
Nischen Modelle testen, die weniger wachs-
tumsabhängig als bisher sind. Denn wenn 
die Wachstumsraten niedrig bleiben oder 
weiter sinken und zu einer neuen Normalität 
werden, dann sind diese Modelle als Fun-
dament für ein Wohlergehen der Menschen 
unabdingbar. 

Erst wenn all dies gelingt, dürfte der Ressour-
cenverbrauch schneller sinken als die Wirt-
schaftsleistung und eine säkulare Stagnation 
könnte auch eine „ökologische Dividende“ 
abwerfen. Erste Ansätze für einen entspre-
chenden Umbau der Industriegesellschaften 
diskutieren wir im nächsten Kapitel.

Globale Mobilitätswelle

Der wachsende Verkehrssektor ist zu einem großen 
Teil verantwortlich für den steigenden Rohstoff- und 
Energieverbrauch. Mit dem Aufstieg der Mittelschich-
ten in den Schwellenländern dürfte sich die weltweite 
Fahrzeugflotte innerhalb von 20 Jahren verdoppeln. 
Selbst wenn dabei überwiegend Elektromobile zum 
Einsatz kommen, wäre der Material- und Energie
einsatz enorm.
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Welche gesellschaftlichen, politischen 
und wirtschaftlichen Bereiche müssen 
sich unter Bedingungen eines ausklin-
genden Wachstums neu orientieren?

Ein Ende des Wachstums bedeutet nicht den 
Untergang der früh entwickelten Länder. Sie 
müssten es schaffen, ihren im globalen Maß-
stab extrem hohen Lebensstandard lediglich 
zu erhalten und den Wohlstand so gerecht zu 
verteilen, dass der Zusammenhalt der Gesell-
schaft gewährleistet bleibt. 

Dabei stellen sich drei grundsätzliche Fragen: 
Erstens, wie bereitet man die Menschen dar-
auf vor, dass sich die Zeit des „immer Mehr“ 
dem Ende zuneigt? Zweitens, wie lassen sich 
die bis heute wachstumsabhängigen Berei-
che von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 
von den Zwängen des Wachstums lösen? Und 
drittens, wie hat eine soziale und ökologische 
Marktwirtschaft auszusehen, welche die 
Lebenssituation der Menschen auf einem 
angemessenen Niveau hält, gleichzeitig die 
Gestaltungsfreiräume künftiger Generationen 
garantiert und die Prinzipien der Nachhaltig-
keit berücksichtigt? 

Zunächst bedarf es eines breiten gesell-
schaftlichen Diskussionsprozesses. Die 
vielfältigen Herausforderungen eines sich 
verlangsamenden Wachstums sind den 
wenigsten bekannt, bedeuten aber einen 
grundsätzlichen volkswirtschaftlichen Wan-
del. Diese Debatte gibt es bisher nicht, vor 
allem, weil das Thema „weniger Wachstum“ 
negativ belegt ist. Kein Politiker zieht in den 
Wahlkampf mit der dem Slogan: „Liebe Leute, 
lasst uns mal über die Verteilung von weniger 
reden“. Zudem ist ein strukturell bedingter 
Wachstumsrückgang ein völlig neues Thema, 
zu dem bisher kaum empirische Erfahrungen 
vorliegen. Es existieren keine erprobten Kon-
zepte, wie sich etwa die Sozialsysteme oder 
das Zurückzahlen von Schulden in Abwesen-
heit von Wachstum organisieren ließen. 

Für den Moment mag eine solche Debatte 
überflüssig erscheinen, denn die Welt
konjunktur befindet sich in einem Aufwärts-
trend. Deutschland beispielsweise erzielt 
Steuereinnahmen in Rekordhöhe. Das dürfte 
jedoch ein Zwischenhoch sein, das sich auf 
längere Sicht wieder abschwächt, wenn die in 
Kapitel 2 beschriebenen Gegenwinde stärker 
werden. 

Deshalb gebietet es das Vorsorgeprinzip, sich 
mit einem „Plan B“ auf einen längerfristigen 
Wachstumsrückgangs beziehungsweise eine 
Stagnation vorzubereiten. Teile dieses Plans 
sind ohnehin aus Gründen der Nachhaltig-
keit nötig, um die ökologischen Folgen des 
Wachstums beherrschbar zu machen. Es ist 
sinnvoll, einen Plan B frühzeitig auszuarbei-
ten, solange genügend Zeit ist, Ideen und 
Modelle zur Anpassung an neue ökonomi-
sche Rahmenbedingungen zu diskutieren, 
sie auszuprobieren und gegebenenfalls 
nachzujustieren. Zudem brauchen viele 
Reformen, etwa in den Sozialsystemen, oft 
Jahrzehnte, bis sie ihre Wirkung entfalten 
können. Weil eine säkulare Stagnation ohne-
hin eine schleichende Entwicklung ist, lassen 
auch Strategien der Anpassung über einen 
längeren Zeitraum erarbeiten.

An einem Plan B für eine Neuorientierung 
der Gesellschaft müssten Experten aus den 
verschiedensten Bereichen – aus Unter-
nehmen, Politik, Wissenschaft, Verbänden, 
Nichtregierungsorganisationen und Gewerk-
schaften – mitarbeiten, um zunächst einmal 
Modelle für den Umgang mit weniger Wachs-
tum aufzustellen, die später einem Test in der 
Praxis unterworfen werden könnten.

	 WIE WEITER?6
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Ist Wachstum gleich 
Wohlstandsmehrung?

Vorab stellt sich die Frage, welchen Nutzen 
die Menschen in hochentwickelten Staaten 
von einem Wachstum haben, das immer mehr 
auf einer Reparatur von zuvor angerichteten, 
wachstumsbedingten Schäden beruht. Bisher 
gilt das BIP weithin als Indikator für den 
Erfolg einer Gesellschaft. Wirklichen Wohl-
stand, geschweige denn ein Wohlergehen, 
bildet das BIP aber nur unzulänglich ab. Denn 
es beschreibt den Gesamtwert aller Güter 
und Dienstleistungen, die eine Volkswirt-
schaft binnen einer Zeitperiode produziert. 
Dazu zählen auch Polizeieinsätze nach einem 
Terroranschlag oder die Reparatur von Klima-
schäden, die das Wohlergehen der Menschen 
insgesamt betrachtet nicht erhöhen. Infor-
melle Arbeit und unbezahlte Tätigkeiten hin-
gegen, in der Familie, bei der Pflege oder im 
Ehrenamt, fließen nicht in das BIP ein, auch 
wenn sie zum Wohle der Gesellschaft beitra-
gen. Somit ist zu fragen, ob eine Zunahme der 
anhand des BIP gemessenen Wirtschaftsleis-
tung unterm Strich die Lebensbedingungen 
der Menschen überhaupt verbessert. Das BIP 
sei eben kein idealer Wohlstandsindikator, 
heißt es daher gerne in Ökonomenkreisen, 
aber es gebe leider keinen besseren. 

Ob sich die Menschen wohl fühlen, hängt von 
vielen Einflussgrößen ab, die mit dem BIP 
wenig zu tun haben: Eine sinnvolle Beschäf-
tigung zu haben, Sozialkontakte, ein hohes 
Maß an Gerechtigkeit in der Gesellschaft, 
demokratische Verhältnisse und eine gute 
Gesundheit tragen besonders zum Glücks-
empfinden der Menschen bei.1 Doch dieses 
Glück lässt sich schwer in Zahlen fassen und 
taugt deshalb kaum als volkswirtschaftliche 
Kenngröße. 

Nicht einmal Reichtum ist ein guter Indikator 
für das Glücksempfinden: Zu Beginn der 
1970er Jahre stellte der US-amerikanische 
Ökonom Richard Easterlin fest, dass die 
Menschen in den USA trotz starken Wachs-
tums des materiellen Wohlstands in Umfra-
gen keine Zunahme der durchschnittlichen 
Lebenszufriedenheit zu Protokoll gaben. 
Dieser Effekt ist als Easterlin-Paradox 
bekannt und besagt, dass Geld zwar zum 
Wohlbefinden beiträgt, ab einer bestimmten 
Menge aber nicht glücklicher macht. Deshalb 
sind die Reichen im Schnitt zufriedener als 
die Armen, sie werden durch mehr Reichtum 
aber nicht noch glücklicher.2

Neue Ziele

Die Gesellschaften müssten sich also neue 
Ziele jenseits des BIP-Wachstums setzen. 
Welche das letztlich sind, lässt sich nicht im 
Voraus sagen, aber sicher müssten Nachhal-
tigkeit, der Schutz vor Armut und Arbeits
losigkeit und das Recht auf Bildung dazu 
gehören. Langfristig und objektiv betrachtet 
sind diese Ziele wichtiger als Wirtschafts-
wachstum. Bislang allerdings besteht das 
Dilemma, dass sich einige von ihnen ohne 
Wachstum nur schwer verwirklichen lassen. 
Bei einer anhaltenden Wirtschaftsschwäche 
müssen somit neue Wege gefunden werden, 
diese Ziele zu erreichen. Erst wenn die Men-
schen diese Zusammenhänge als Grundlage 
ihrer Diskussion akzeptieren, kann sich auch 
die Politik ernsthaft diesem Thema widmen 
und muss nicht befürchten, bei der nächsten 
Wahl genau dafür abgestraft zu werden.

Die Menschen in den weit entwickelten 
Ländern an ein Ausklingen des Wachstums 
zu gewöhnen, dürfte ein Problem sein. Ein 
weiteres und vermutlich das größere Problem 
besteht darin, Staat und Wirtschaft fit für 
die neuen Rahmenbedingungen zu machen. 
In der Folge diskutieren wir erste Ideen, wie 
diese Aufgaben langfristig zu bewältigen 
wären.

1. Rückgang des Wachstums 
akzeptieren

Erstens gilt es, den strukturell bedingten 
Rückgang des Wachstums zu akzeptieren 
und das Gegensteuern mit alten, nicht mehr 
funktionierenden und ökologisch oft kontra-
produktiven Mitteln aufzugeben. Der japani-
sche und auch der europäische Weg zeigen, 
dass sich mit billigem Geld und immer neuen 
Konjunkturprogrammen keine Rückkehr auf 
den gewünschten Wachstumspfad erzwingen 
lässt. Vielmehr verschärfen die Staaten lang-
fristig ihre Probleme, wenn sie die Schulden 
ausweiten und sich so ihrer Handlungsspiel-
räume berauben. In einer kaum noch wach-
senden Wirtschaft müssen Staaten auf neue 
Schulden verzichten, beziehungsweise über-
mäßige Schulden abbauen. In Deutschland 
etwa weist die Schuldenbremse für Bund und 
Länder in die richtige Richtung. Abzuwarten 
bleibt jedoch, ob sie auch in wirtschaftlich 
schwächeren Zeiten Bestand haben wird. 

Ohne wirtschaftliches Wachstum verlieren 
die weit entwickelten Staaten zudem an Ein-
nahmemöglichkeiten, solange sie nicht an der 
Steuer- oder Beitragsschraube drehen wollen. 
Gleichzeitig dürften ihre Ausgaben aufgrund 
des demografischen Wandels steigen. Die 
Staaten könnten zwar versuchen, die Ausga-
bensteigerungen durch Leistungskürzungen 
zu verhindern. Doch die Spielräume dafür 
sind von Land zu Land recht unterschied-
lich. In Staaten wie Griechenland haben die 
Kürzungen für viele Menschen bereits zu 
erheblichen Einbußen beim Lebensstandard 
geführt. In Deutschland sind die Möglichkei-
ten durch die vergangenen Reformen schon 
weitgehend ausgeschöpft. So erscheint 
ein weiteres Absenken des künftigen Ren-
tenniveaus unter den zulässigen Wert von K
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43 Prozent des Durchschnittslohns hinaus 
vor dem Hintergrund einer mittelfristig zu-
nehmenden Altersarmut kaum vertretbar. 
Möglich wäre jedoch eine Kopplung des Ren-
teneintrittsalters an die weiter steigende Le-
benserwartung. Jedes hinzugewonnene Jahr 
wäre im aktuellen Verhältnis von Erwerbs- 
und Ruhestandsphase auf beide Phasen 
zu verteilen, womit sich im Jahr 2060 aller 
Voraussicht nach ein Renteneintritt mit 69 
Jahren ergäbe. Eine längere Erwerbstätigkeit 
brächte den Sozialsystemen eine doppelte 
Entlastung, da die Menschen länger einzahlen 
und erst später Leitungen erhalten.3

Auch im Gesundheitsbereich stellt sich die 
Frage, wie gespart werden kann. Auch hier 
sind die Möglichkeiten je nach Land höchst 
unterschiedlich: Japan etwa verzeichnet 
niedrige Gesundheitsausgaben bei einer sehr 
hohen Lebenserwartung. In den USA ist es 
umgekehrt, weshalb die Vermutung nahe 
liegt, dass dort die Mittel höchst ineffizient 
eingesetzt werden und ein hohes Einspar
potenzial besteht. Deutschland gehört zu den 
sehr reichen Ländern und verfügt bei durch-
schnittlichen Gesundheitsausgaben über ein 
hoch entwickeltes, im Ländervergleich sehr 
gut zugängliches Gesundheitssystem.4 Mit 
der Verrentung der Babyboomer-Jahrgänge 
und der deutlichen Zunahme von älteren und 
hochaltrigen Menschen dürften allerdings die 
Kosten deutlich steigen. Um das System zu 
entlasten, versprechen Präventionsstrategien 
den größten Erfolg: Wer nicht raucht, sich 
ausgewogen ernährt und sich ausreichend 
bewegt, beugt Zivilisationskrankheiten wie 
Diabetes, Adipositas oder Bluthochdruck 
sowie manchen Formen von Krebs vor. Die 
Politik kann einen solchen Lebensstil fördern. 
Informationskampagnen, eine klare Kenn-
zeichnungspflicht für zucker- oder fetthaltige 
Lebensmittel und ein umfassendes Verbot 
von Tabakwerbung wären erste wichtige 
Schritte.5 

2. Neue Einnahmequellen erschließen

Der Bevölkerung eine angemessene Grund-
sicherung zu garantieren und gleichzeitig 
ausreichend Mittel für die Finanzierung der 
Sozialsysteme aufzubringen, ist eine der 
größten Herausforderungen der Industrie
nationen. Dabei sollte die Abgabenlast 
auf den Faktor Arbeit möglichst begrenzt 
werden, denn dies könnte den Wachstums-
rückgang noch verschärfen und Jobs kosten. 
Die betroffenen Staaten brauchen also neue 
Einnahmequellen. 

2.1 Roboter und Maschinen bezie-
hungsweise deren Besitzer besteuern

Wenn sich die Wirtschaft wandelt und immer 
mehr „intelligente“ Maschinen zum Einsatz 
kommen, wäre es sinnvoll, diese auch zu be-
steuern. Aktuell belasten Steuern und Sozial-
abgaben hauptsächlich die Arbeitskräfte, die 
Roboter hingegen nicht. Letztere haben also 
einen Preisvorteil im Wettbewerb zwischen 
Mensch und Maschine und werden allein des-
halb immer mehr Tätigkeiten übernehmen.6 
Mit der Diskussion über die Auswirkungen 
der Industrie 4.0 erhält daher der Vorschlag 
einer Robotersteuer neuen Aufwind – zuletzt 
durch den Microsoft-Gründer Bill Gates.7 Er 
will die Steuer unter anderem dafür verwen-
den, die arbeitslos gewordenen Menschen für 
neue Jobs zu schulen. 

Manche Ökonomen stehen diesem Vorschlag 
jedoch skeptisch gegenüber. Nicht nur, weil 
der Vormarsch von Maschinen und Robo-
tern den Menschen bisher mehr genutzt als 
geschadet hat – wer wollte schon den Mäh
drescher durch die gute alte Sense ersetzen, 
die Straßenkehrmaschine durch den Straßen-
feger? Sondern auch, weil eine Robotersteuer 
einen erwünschten technischen Fortschritt 
behindern und die ohnehin nur noch gerin-
gen Produktivitätszuwächse weiter mindern 
würde. Für Länder wie Deutschland hätte 

dies negative Folgen, da die Wettbewerbs-
fähigkeit auf dem Einsatz neuester, kapital
intensiver Produktionsverfahren basiert 
und nicht auf arbeitsintensiver Handarbeit. 
Unternehmen, die stark auf Roboter und 
Maschinen setzen, könnten dann ins Ausland 
abwandern.8 

Eine Lösung wäre, nicht die Roboter zu 
besteuern, sondern ihre Besitzer stärker 
zur Kasse zu bitten, etwa durch eine höhere 
Besteuerung von Kapitaleinkommen wie 
Dividenden oder Gewinnausschüttungen. 
Die oft erheblichen Profite aus der Automati-
sierung gingen dann zu einem größeren Teil 
an den Staat. Der könnte die Mittel für einen 
Ausgleich zwischen Kapital- und Arbeits-
einkommen einsetzen und für mehr soziale 
Gerechtigkeit sorgen.9

2.2 Schädliches besteuern – Nützliches 
entlasten

2016 hat der deutsche Staat 516 Milliarden 
Euro an Steuern eingenommen (ohne reine 
Gemeindesteuern).15 Der zweitgrößte Posten 
dabei waren die Lohnsteuern mit 36 Prozent 
der Gesamtsumme. Der Faktor Arbeit wird 
somit also stark belastet. Hinzu kommen 
Sozialabgaben, die auf Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber entfallen. Diese Kosten verstär-
ken das latente Interesse von Unternehmen, 
Mitarbeiter einzusparen. In einer Wirtschaft, 
die nur noch wenig wächst und wenige Jobs 
schafft, ist es deshalb umso wichtiger, beste-
hende Arbeitsplätze zu erhalten. 

Ein Weg, die Kosten der Arbeit zu verringern, 
um Jobs zu erhalten, ist eine sozial-ökologi-
sche Steuerreform, wie sie Deutschland 1999 
eingeführt hat. Die Idee dabei war, umwelt-
schädliches Verhalten zu besteuern, etwa den 
Verbrauch von Energierohstoffen und ande-
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ren Ressourcen – und im Gegenzug durch 
eine Senkung der Rentenbeiträge die Lohn-
nebenkosten zu reduzieren. Für die Summe 
der Steuerzahler ergab sich aus der Reform 
keine Mehrbelastung, weil die Einnahmen 
„aufkommensneutral“ an die Steuerzahler zu-
rückflossen. Tatsächlich war der Ansatz, mit 
„Steuern zu steuern“, erfolgreich, denn der 
Energieverbrauch und die CO2-Emissionen 
sanken, während der Beitragssatz zur Ren-
tenversicherung reduziert werden konnte.16

Der Umwelteffekt war allerdings nur vorüber-
gehend zu beobachten. Nach anfänglichen 
Erfolgen hatten sich die Menschen an die 
höheren Energiepreise gewöhnt und der 
Verbrauch stieg wieder. Zudem blieben 
ausgerechnet energieintensive Wirtschafts-
bereiche wie die Zementindustrie, aber auch 
die Landwirtschaft von der Ökosteuer weitge-
hend befreit. Vor allem schaffte es die Politik 
nicht, den Bürgern die Verknüpfung von 
höheren Energiepreisen und Entlastung des 
Faktors Arbeit deutlich zu machen und für ei-
nen Ausbau der Ökosteuer zu werben – auch 
weil es Lobbyverbänden aus der Wirtschaft 
gelang, die Ökosteuer als reines Abkassieren 
darzustellen.17

Tatsächlich wäre es sinnvoll, die Ökosteuer 
so lange weiter auszubauen, bis sich die 
ökologischen Lenkungseffekte dauerhaft 
einstellen. Einige EU-Staaten wie Dänemark, 
Slowenien oder die Niederlande erzielen bei-
spielsweise deutlich höhere Einnahmen aus 
umweltbezogenen Steuern.18 Solange diese 
aufkommensneutral eingezogen werden, er-
geben sich zwar keine direkten Mehreinnah-
men für den Staat, aber wenn die sinkenden 
Rentenbeiträge positive Arbeitsmarkteffekte 
erzeugen, bedeuten sie indirekte Einnahmen.

Anders sieht die Sache in einigen Schwellen
ländern des asiatisch-pazifischen Raumes 
aus, darunter Indien, Indonesien, Thailand, 
oder China, die in der jüngeren Vergangen
heit zu Vorreitern von Umweltsteuern 
geworden sind. Dort ist den politisch 

Arbeit für wenige – Grundeinkommen für alle?

Dass Maschinen die Menschen in vielen Fällen von der Pein der harten Arbeit befreit 
haben, ist unbestritten. Der 2017 verstorbene schwedische Gesundheitsexperte Hans 
Rosling hielt gar die Waschmaschine für die wichtigste Errungenschaft des Industrie
zeitalters, weil sie den Frauen Zeit für wichtigere Dinge wie Bildung und Karriere 
eröffnet hat.10 Doch was geschieht, für den immer wieder beschworenen Fall, dass 
Maschinen und Roboter die Menschen nicht befreien, sondern ihnen die Beschäftigung 
und damit das Einkommen rauben?   

Die Robotersteuer und eine soziale Absicherung derjenigen, die ihre Arbeit verlieren, 
sind in der Diskussion um die Arbeitswelt von morgen zwei Seiten einer Medaille: In 
einer Welt, in der künftig Automaten viele der heutigen Jobs überflüssig machen, müsste 
der Sozialstaat nach Ansicht einiger Ökonomen revolutionär neu organisiert werden. 
So bringt der frühere Direktor des Hamburgischen WeltWirtschaftsInstituts, Thomas 
Straubhaar, einen alten Vorschlag neu ins Gespräch: das bedingungslose Grundeinkom-
men. Statt Sozialleistungen, die an bestimmte Bedingungen geknüpft sind, würde jeder 
Mensch von Geburt an monatlich ein Einkommen vom Staat erhalten, das ihn einiger
maßen absichert. Dieses Geld wäre unter anderem nötig, damit die Menschen all die 
von Maschinen gefertigten Produkte kaufen können. Das Grundeinkommen würde an-
ders als das heutige Sozialsystem nicht vorrangig durch die Beiträge der versicherungs-
pflichtigen Beschäftigten finanziert, sondern durch Steuermittel. Dies hätte den Vorteil, 
dass der Staat sämtliche Einnahmen dafür heranziehen könnte – von Arbeitseinkommen 
bis zu Kapitalerträgen, von der Gewerbesteuer bis zur Umsatzsteuer. Darunter würden 
dann auch die Abgaben auf die von den Robotern erwirtschafteten Gewinne fallen.11

Doch wäre ein solches Grundeinkommen überhaupt finanzierbar? Würde jeder der rund 
80 Millionen in Deutschland lebenden Menschen monatlich 1.000 Euro bekommen, 
müsste der Staat dafür rund eine Billion Euro im Jahr aufbringen. Er könnte dies weit-
gehend damit finanzieren, dass er im Gegenzug sämtliche Sozialausgaben streicht. Im 
Jahr 2015 lagen diese bei rund 900 Milliarden Euro.12 Dies würde jedoch bedeuten, dass 
nicht nur alle Renten- oder Pensionszahlungen entfielen und es kein Arbeitslosen- oder 
Wohngeld mehr gäbe, sondern auch jegliche aktivierende Sozialpolitik wie Arbeitsver-
mittlung oder Aus- und Weiterbildung komplett abgeschafft würde. Kritikern zufolge 
wäre das Grundeinkommen damit blind gegenüber den unterschiedlichen Bedürfnissen 
der Menschen. Denn manche Menschen benötigten mehr Unterstützung als andere, um 
ihre Fähigkeiten in Gesellschaft und Wirtschaft einbringen zu können.13

Für den Fall, dass Roboter tatsächlich immer mehr Arbeit von Menschen übernehmen, 
könnte das Grundeinkommen überdies die Spaltung der Gesellschaft vertiefen: In eine 
produktive Gruppe, die weiterhin notwendig ist, um die Maschinen zu entwickeln und 
zu bedienen, und in eine Gruppe, die für den Arbeitsmarkt obsolet geworden ist und mit 
1.000 Euro im Monat entschädigt wird. Zudem könnte es passieren, dass die Menschen 
nach der Einführung des Grundeinkommens weniger arbeiten als heute, weil sie sich mit 
der bedingungslosen Leistung zufrieden geben. Dann könnten die Erwerbsquote und die 
Steuereinnahmen weiter sinken – und zwar stärker als es allein durch die Digitalisierung 
der Fall wäre. Dies würde nicht nur den zu verteilenden Wohlstand abschmelzen, son-
dern auch dem Grundeinkommen seine finanzielle Basis entziehen.14 
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Verantwortlichen mittlerweile klar geworden, 
dass die ökologischen Folgen des stürmi-
schen Wachstums die eigenen Länder bedro-
hen. In Entwicklungs- und Schwellenländern 
sollen die Ökosteuern deshalb erstens die 
Umwelt entlasten. Weil sich dort ein großer 
Teil der Wirtschaft im informellen Bereich 
abspielt und die Steuereinnahmen aus Ein-
kommen generell noch niedrig sind, sollen sie 
aber zweitens die Staatshaushalte sichern.19

3. Investitionen in nachhaltige Techno-
logien fördern

Umweltschutz und ein nachhaltigeres 
Wirtschaften dürfen keine Luxusziele in 
prosperierenden Phasen sein. Gerade in einer 
stagnierenden Wirtschaft muss Nachhaltig-
keit zu einem Leitziel staatlichen Handelns 
werden. Denn unter diesen Bedingungen 
geraten manche Regierungen in Versuchung, 
mit überholten und ressourcenintensiven 
Technologien den einen oder anderen Extra
prozentpunkt Wachstum herauszuholen.

Bei allen Bemühungen um Innovation und 
Wachstum muss die Politik unterscheiden 
zwischen dem, was Einkommen schafft und 
die Umwelt schont, und dem, was lediglich 
dem Wirtschaftswachstum oder dem Erhalt 
von Arbeitsplätzen dient, ohne die Folge
kosten zu beachten. Eine ökosoziale Markt-
wirtschaft muss daher den Wettbewerb unter 
den Unternehmen fördern, damit weiterhin 
Innovationen entstehen. Sie muss aber auch 
klare Regeln aufstellen und einen Förderrah-
men installieren, um ökologische und soziale 
Ziele zu erreichen. Dafür muss sie starke, 
handlungsfähige nationale und internationale 
Institutionen schaffen, die beispielsweise 
Abgasnormen, Obergrenzen für CO2-Emissio-
nen oder verbindliche Verbote für bestimmte 
Schadstoffe und gefährliche Produktionsver-
fahren erlassen. 

Wie Fortschritt und Regelwerk zum Erfolg 
führen können, zeigt sich exemplarisch an 
dem sogenannten „Top-Runner-Prinzip“, das 
zuerst in den 1990er Jahren in Japan einge-
führt wurde und dem Land lange Wettbe-
werbsvorteile im Technologiesektor beschert 
hat. Das Top-Runner-Prinzip vergleicht die 
Energieeffizienz aller Geräte einer Klasse 
(etwa Kühlschränke oder Fahrzeuge) und 
definiert das sparsamste Gerät als Standard 
für die gesamte Branche. Geräte, die über 
dieser Verbrauchsgrenze liegen, dürfen nach 
einer Frist nicht mehr verkauft werden. Die 
Unternehmen sind somit gezwungen, das 
technisch Mögliche und ökologisch Beste 
auch auf den Markt zu bringen. Das Top-
Runner-Prinzip lässt sich auch auf Häuser, 
Dienstleistungen oder industrielle Prozesse 
ausdehnen.21

4. Schöpferische Zerstörung befördern 
und ökologische Dividende nutzen

Die Wirtschaft unterliegt einem ständigen 
Strukturwandel, der sich definitionsgemäß 
nicht aufhalten, sondern bestenfalls mit viel 
Geld verzögern lässt. Dennoch versuchen Po-
litiker häufig, überkommene Strukturen mit 
Subventionen am Leben zu erhalten. Ein Bei-
spiel ist die Steinkohleindustrie in Deutsch-
land, die zwischen 1950 und 2008 mit über 
300 Milliarden Euro gefördert wurde. Die 
Subventionen laufen erst 2018 aus, wenn die 
letzte Zeche schließt.22 Diese Mittel wären für 
eine Strukturanpassung der Ruhrgebietswirt-
schaft und eine Förderung der regenerativen 
Energieforschung besser eingesetzt gewesen. 
Sie hätten hochwertige Arbeitsplätze schaf-
fen, eine frühere Energiewende einleiten und 
die ökologischen Folgekosten der fossilen 
Energienutzung mindern können. 

Mit Steuern steuern 

Staaten, die umweltschädliche Produktionsverfahren oder hohen Energie
verbrauch besteuern, schlagen mehrere Fliegen mit einer Klappe: Sie erhöhen 
ihre Einnahmen und fördern umweltfreundliches Verhalten sowie die Entwicklung 
von sparsamen Technologien. Wenn sie dann auch noch die Steuereinnahmen 
dazu verwenden, die Rentenbeiträge zu senken und damit den Faktor Arbeit zu 
entlasten, steigern sie zusätzlich die Beschäftigungsquote. 

Umweltsteuereinnahmen der EU-Länder in 
Prozent des BIP, 2015
(Datengrundlage: Eurostat20)
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Wer sich für technischen Fortschritt einsetzt, 
wer das Nachhaltige fördern will, muss des-
halb dafür sorgen, dass das Nicht-Nachhaltige 
im Sinne einer schöpferischen Zerstörung 
rasch verschwindet; dass die bessere Tech-
nik die schlechtere ohne eine vermeintliche 
Sorge um Arbeitsplätze verdrängen kann. Das 
kann in Zukunft für den Verbrennungsmotor 
gelten oder für jegliche Nutzung von Kohle, 
Öl und Gas im energetischen Bereich. Eine 
schöpferische Zerstörung, die umweltscho-
nendere Produkte und Verfahren hervor-
bringt, gepaart mit einem aus strukturellen 
Gründen nachlassenden Wirtschaftswachs-
tum kann dann im besten Fall eine ökologi-
sche Dividende ermöglichen. Dann würde 
weniger Wachstum tatsächlich auch einen 
ökologischen Nutzen versprechen.

5. Geldschöpfung beschränken

Ein Problem einer stagnierenden Wirtschaft 
ist, dass sie weniger Möglichkeiten bietet, 
neues Geld produktiv anzulegen. Wird dann 
die Geldmenge trotzdem erhöht, wächst die 
Wahrscheinlichkeit von Spekulationsblasen 
an den Aktien- oder Immobilienmärkten. 
Manche Ökonomen machen sich deshalb 
für einen Umbau des Geldsystems stark, mit 
dem Ziel, dem Staat mehr Kontrolle über 
die Geldmenge zu geben. Geld wird bisher 
vor allem bei den privaten Geschäftsbanken 
geschöpft, und zwar immer dann, wenn sie 
ihren Kunden einen Kredit gewähren. Dieses 
Geld kommt zusätzlich, „aus dem Nichts“ in 
den Umlauf. Das Privileg der Geldschöpfung 
liegt damit in den Händen kommerzieller 
Interessen. Kritiker dieser Praxis glauben, 
gerade die Geschäftsbanken würden das 
Entstehen von Blasen fördern, die, wenn sie 

platzen, schwere wirtschaftliche Krisen nach 
sich ziehen.23 Sie fordern deshalb eine grund-
legende Reform, um mehr Stabilität in das 
Wirtschaftssystem zu bringen.24 

Bereits in den 1930er Jahren unterbreiteten 
verschiedene US-Ökonomen um Irving Fisher 
von der Universität von Chicago mit dem 
sogenannten Chicago-Plan einen Vorschlag 
für eine Reform des Geldwesens. Sein Plan: 
Die Banken müssen ihre Einlagen zu 100 
Prozent durch Zentralbankgeld decken und 
das Recht zur Geldschöpfung geht an die 
öffentliche Hand über.25 Zu dem Thema 
haben sich jüngst auch einzelne Ökonomen 
des Internationalen Währungsfonds zu 
Wort gemeldet. Sie haben in einem Modell 
das bestehende System mit einen zweiten 
verglichen, das den Vorstellungen Fishers 
nahe kommt. Sie kamen zu dem Ergebnis, 
dass ein reformiertes Geldsystem das 
Risiko von Konjunkturschwankungen durch 
Spekulationsblasen senkt. Außerdem verhin-
dere es, dass Anleger in Wirtschaftskrisen 
Banken stürmen, um ihr Geld abzuheben und 
damit deren Insolvenzen riskieren. Auch die 
öffentlichen und privaten Schuldenstände 
sinken in dem Modell.26 Zwar gibt es auch 
Widerspruch, etwa von Seiten der Deutschen 
Bundesbank,27 doch falls die beschriebenen 
Vorteile des Modells auch in der Wirklichkeit 
Bestand hätten, dürfte es die Wirtschaft ein 
Stück weit von Ihrer Wachstumsabhängigkeit 
befreien und weniger krisenanfällig machen.

6. Wachstumsunabhängigere 
Unternehmen fördern

Unternehmen ohne Gewinnstreben sind im 
Kapitalismus nur schwer vorstellbar. Zumal 
sie im Konkurrenzkampf auf Dauer nicht lan-
ge überleben dürften. Selbst Unternehmen, 
die keine Kapitalgesellschaften sind, also 
öffentliche, kirchliche, genossenschaftliche 
oder Stiftungsunternehmen, können sich 
kaum den Regeln der Marktwirtschaft entzie-
hen, denn auch sie stehen im Wettbewerb. 

Entwicklungsländer: Wo das dringend nötige Wachstum mit möglichst 
wenig Schaden erzeugt werden muss

Um den Klimawandel in den Griff zu bekommen, müssten die besten, energiesparend
sten und treibhausgasärmsten technischen Möglichkeiten zum Einsatz kommen und 
möglichst schnell die globalen Märkte durchdringen – insbesondere in Ländern, die 
noch am Anfang ihrer sozioökonomischen Entwicklung stehen. Damit das in den Ent-
wicklungs- und Schwellenländern geschieht, müssten die Techniken für die Investoren 
profitabel sein, was nur funktioniert, wenn sie Wachstum versprechen. Die Entwick-
lungsländer sollten möglichst schnell von den Erfahrungen der Industrieländer profi-
tieren und nicht deren alte Fehler wiederholen, etwa auf fossile Quellen zurückgreifen, 
wenn sie eine flächendeckende Energieversorgung überhaupt erst aufbauen. Energie 
ist eine Voraussetzung für Wirtschaftswachstum, und dieses ist nötig, um den Entwick-
lungsrückstand aufzuholen. Notwendig sind darüber hinaus massive Investitionen in 
Bildung und Arbeitsplätze, um den Menschen Perspektiven zu geben. Gelingt dies, wird 
unweigerlich eine neue Mittelschicht entstehen, die durch ihren Konsum einerseits das 
Wirtschaftswachstum befördert – aber andererseits auch dessen bekannte negative Be-
gleiterscheinungen. Bei diesem Prozess lassen sich Rohstoffverbrauch und ökologische 
Probleme minimieren – aber nicht vermeiden.
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Doch geht ein Gewinnstreben zwangsläufig 
auch mit unternehmerischem Wachstum 
einher? In der Regel dürfte dies so sein, ins-
besondere bei großen Kapitalgesellschaften, 
die den Renditeerwartungen der Anleger 
verpflichtet sind. Dass es auch anders geht, 
zeigen häufig Familienunternehmen oder Per-
sonengesellschaften. Die fränkische Brauerei, 
die nur in einem bestimmten Umkreis ihr Bier 
verkauft, der Handwerker oder Bäcker mit 
einem gleichbleibend großen Kundenstamm 
oder Traditionsunternehmen mit hochwerti-
gen Produkten, die weniger im Preiswettbe-
werb stehen, können Jahr für Jahr die gleichen 
Erzeugnisse in konstanter Zahl verkaufen und 
müssen nicht wachsen.28

Diese weitgehend wachstumsunabhängigen 
Firmen können aber kaum Vorbilder für die 
Gesamtwirtschaft sein. Sie sind häufig in 
einer Nische tätig, spüren weniger Wettbe-
werb und stehen damit nicht stellvertretend 
für die Mehrzahl der Unternehmen. Ein 
Chemiekonzern oder ein Automobilhersteller 
müssen sich international profilieren und 
unterliegen einem Wachstumszwang. Trotz-
dem sehen einige Anhänger einer Postwachs-
tumsgesellschaft die Politik in der Pflicht, 
mittelständische und regional orientierte 
Unternehmen zu fördern, damit sie weiter 
erfolgreich arbeiten können und sich in ihrer 
Zahl vermehren.29 Gleichzeitig gelte es, den 
Wachstumshunger der Kapitalgesellschaften 
zu mildern – die fraglos schwierigere Aufga-
be. Gewissenhafte Unternehmensleiter soll-
ten diesen Forderungen nach künftig nicht 
nur auf die Vermögensvermehrung der Kapi-
taleigner verpflichtet werden, sondern auch 
auf den Erhalt der Gemeingüter. Der Staat 
sollte die Privilegien der Kapitalgesellschaf-
ten einschränken. Und er sollte Genossen-
schaften und Stiftungsunternehmen stärker 
unterstützen.30

7. Arbeit besser verteilen

Wenn das Wachstum nachlässt, bedeutet 
das auch weniger Arbeit. Wie aber kann 
unter diesen Bedingungen die Arbeitswelt 
so umgestaltet werden, dass trotzdem die 
Arbeitslosigkeit nicht steigt. Ein häufig ge-
hörter Vorschlag lautet, die Arbeit besser zur 
verteilen. Mit reduzierter Arbeitszeit oder 
flexiblen Arbeitszeitmodellen könnten mehr 
Menschen beschäftigt werden, auch wenn 
es insgesamt nicht mehr zu tun gibt. Dass 
dies möglich ist, zeigt ein Blick in die jüngere 
Vergangenheit: Trotz des starken wirtschaft-
lichen Abschwungs nach der Finanzkrise 
im Jahr 2009 stieg die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland kaum.31 Ein wesentlicher Grund 

für dieses sogenannte German Miracle war, 
dass die Firmen Kurzarbeit anmelden und so 
ihre Beschäftigten behalten konnten. Staat-
liche Subventionen hatten dies ermöglicht. 
Doch diese Aktion eignet sich nur, um kurz-
fristige Einbrüche zu überbrücken. Dauerhaft 
zu finanzieren wäre eine Kurzarbeit nicht.

Auch abseits von konjunkturellen Wirt-
schaftsschwächen lässt sich eine Verkürzung 
der Arbeitszeiten als langfristiger Trend 
beobachten: Seit 1970 hat sich die jährliche 
Arbeitszeit eines Erwerbstätigen in den 
OECD-Ländern im Schnitt um rund 200 
Stunden verringert.32 Trotzdem konnten viele 
Beschäftigte höhere Realeinkommen erzie-
len. Dies dürfte bei einer länger anhaltenden 
Wirtschaftsschwäche anders sein. Weniger 

Zahl der Erwerbstätigen in Millionen und deren durchschnittliche jährliche Arbeitsstunden, seit 1991 
(Datengrundlage: Statistisches Bundesamt35)
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Weniger Arbeit, mehr Arbeiter

Seit der deutschen Wiedervereinigung ist die Zahl der Erwerbstätigen im Land um fast fünf Millionen Menschen 
angestiegen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass heute mehr gearbeitet wird. Denn die durchschnittliche Arbeits-
zeit pro Jahr ist um fast 200 Stunden je Erwerbstätigem zurückgegangen. Unterm Strich hat dies dazu geführt, 
dass die Zahl der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden im Vergleich zu 1991 leicht zurückgegangen ist – von 
60,2 Milliarden auf 59,4 Milliarden Stunden. 
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Arbeit würde dann geringere Einkommen be-
deuten. Das aber muss kein Manko sein – zu-
mindest solange die Menschen das Minus an 
Arbeit als Plus bei der Freizeit verbuchen: als 
Zeitwohlstand, wie es schon John Maynard 
Keynes 1930 für eine Postwachstumsgesell-
schaft vorausgesehen hat.33

Die Menschen hätten mehr Zeit für sich 
selbst und ihre Hobbys, für die Familie, für 
Nachbarschaftshilfe und gesellschaftliches 
Engagement. Womöglich wären sie gerin-
geren beruflichen Belastungen und Stress 
ausgesetzt. Auch die finanziellen Einbußen 
ließen sich kompensieren, dann, wenn die 
Menschen wieder Zeit haben, Leistungen 
selbst zu erbringen, für die sie zuvor hätten 
bezahlen müssen – ihren Kindern bei den 
Hausaufgaben helfen etwa, die Wohnung neu 
streichen oder Angehörige pflegen. Die Frage 
ist, ob die Menschen diese Arbeiten über-
haupt zurückgewinnen wollen. Möglich ist es, 
sicher keinesfalls.34

8. Den Wandel planen

Vieles deutet darauf hin, dass das hohe 
wirtschaftliche Wachstum, auf dem unser 
Wohlstand fußt, eine kurzfristige, vorüberge-
hende Erscheinung gewesen ist. Wenn dem 
tatsächlich so ist, wäre eine grundsätzliche 
Neuorientierung der Gesellschaften nötig. 
Das Wohlergehen der Menschen, ein ange-
messenes Wohlstandsniveau und ein sozialer 
Ausgleich müssten mit weniger oder ohne 
Wachstum organisiert werden. Das gleiche 
gilt für gute Bildungsmöglichkeiten und Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt, ein nachhaltiges 
Wirtschaften, stabile demokratische Verhält-
nisse und solide Staatsfinanzen. 

In einer solchen Situation haben die poli-
tisch Verantwortlichen zwei grundsätzliche 
Möglichkeiten: Entweder sie kommen nach 
Analyse der Sachlage und Einschätzung der 
künftigen Handlungsnotwendigkeiten zu dem 
vorsorglichen Entschluss, dass sich etwas än-
dern muss, um Schaden für die Bevölkerung 
abzuwenden. Oder sie unternehmen erst ein-
mal gar nichts und geben sich der Hoffnung 
hin, dass sich die Probleme entweder von 
alleine auflösen, oder dass den Menschen 
auch im Fall, in dem alles schief läuft, irgend-
etwas einfällt, wie es weitergehen kann. Im 
Fachjargon nennen sich die zwei Varianten 
Change by Design oder Change by Disaster – 
Wandel durch Planung oder durch Unheil. Die 
erste Variante erfordert immer ein rechtzeiti-
ges Denken in einem Plan B.

Vermutlich hat die Menschheit in ihrer Ge-
schichte mehr Erfahrung mit der zweiten 
Variante gesammelt. Menschen sind relativ 
schlecht darin, nach dem Vorsorgeprinzip 
zu handeln, also Dinge zu unterlassen, 
die bekannterweise gefährlich sind, aber 
zunächst einmal einen vordergründigen Nut-
zen versprechen: Warum sollte man etwas 
ändern, solange alles gut läuft? Stattdessen 
warten die Menschen meist, bis das Kind im 
Brunnen liegt. So wurden in Mitteleuropa 
und Nordamerika Luftreinhaltegesetze erst 
verabschiedet, als die Wälder und Seen 
starben. Doppelwandige Öltanker auf den 
Ozeanen wurden erst die Norm, als in Folge 
von Schiffshavarien ganze Küstenregionen 
verseucht waren.36 Finanzmärkte wurden erst 
(zumindest teilweise) reguliert, nachdem die 
Lehman-Pleite eine globale Rezession ausge-
löst hatte. 

Doch Change by Disaster bedeutet, ein Unheil 
für längere Zeit ertragen zu müssen, was die 
Lebensbedingungen ganzer Generation ver-
schlechtern kann. Im Falle des Klimawandels 
kann das eine ziemlich lange Zeit sein, deut-
lich jenseits menschlicher Horizonte. 

Auch eine säkulare Stagnation kann in 
ein Desaster führen. Dann etwa, wenn die 
Versuche der Geldpolitik, die Stagnation zu 
bekämpfen, nicht zu wachstumsfördernden 
Investitionen führen, sondern zu neuen 
Immobilien- und Aktienblasen; wenn die 
Eurokrisenstaaten nicht aus ihren Schulden 
herauswachsen, sondern immer handlungs-
unfähiger werden; wenn Firmen und ganze 
Staaten pleitegehen, die Arbeitslosigkeit 
steigt und die Sozialsysteme kollabieren – 
weil sie auf ein Wachstum bauen, das nicht 
mehr zu bewerkstelligen ist. 

Deshalb ist ein Wandel durch Unheil tun-
lichst abzuwenden, denn ein Neustart nach 
einem Desaster mit Pleiten und Finanzkrisen 
dürfte ungleich schwerer werden als eine 
Anpassung durch weitsichtige Planung. Eine 
massive Krise zuzulassen, in der Hoffnung, 
dann geläutert weiterarbeiten zu können, 
wäre ein Blindflug ins Chaos. Niemand kennt 
die Kettenreaktionen, die eine solche Krise 
auslösen kann. Die Menschen könnten unter 
diesen Bedingungen nicht nur ihr Wirt-
schaftssystem, sondern auch das politische 
System in Frage stellen. Sie könnten sich 
Populisten und Autokraten zuwenden. Die 
betroffenen Staaten könnten in Konflikte 
mit anderen Krisenländern geraten. Gerade 
Deutschland hat diese Erfahrung nach der 
Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre schon 
einmal gemacht.

Die weit entwickelten Staaten haben ein 
enormes Wissen über wirtschaftliche und 
ökologische Zusammenhänge. Sie haben 
funktionierende Institutionen und die finan-
ziellen Mittel für Forschung und Entwicklung, 
um auf einen in jeder Hinsicht nachhaltigen 
Gesellschaftspfad zu kommen. Sie haben die 
besten Voraussetzungen, um einen Plan B 
zu erarbeiten, der aus der Abhängigkeit vom 
Wachstum führt.
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